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I iphp Antifas Frpnndjnnen und Genossjnnen. liebe Leserjnnen 


Editoria 


Wie nicht anders zu erwarten, beschäftigt uns auch im 
neuen Jahr die leidige Extremismuslinie der schwarz-gelben 
Bundesregierung. Mit den Folgen dieses langweiligen, nichts- 
destotrotz derzeit hegemonialen Konzepts setzt sich in dieser 
Ausgabe der Artikel »Konstrukt mit Wirkungsmacht« aus¬ 
einander. Über die ersten Versuche aus dem Hause Schrö¬ 
der, »zivilgesellschaftliche« Initiativen gegen »Linksextre¬ 
mismus« aufzubauen, berichtet der Beitrag«Andi-Comics 
für alle!«. Unter dem Titel »Wo geht's hier zum Extremis¬ 
mus?« nehmen wir schließlich eine Bewertung der soge¬ 
nannten Extremismusklausel vor, mittels derer zivilgesell¬ 
schaftliche Initiativen zum Gehorsam gegenüber den staat¬ 
lichen Brötchengeber_innen verpflichtet werden sollen. 

Ein erfreuliches Thema ist die erfolgreiche Verhinderung 
des Neonazi-Großaufmarschs am 19. Februar in Dresden. 
Über die Konzepte und Abläufe seitens der Neonazis berich¬ 
ten wir in dem Text »Lose Finger sind keine Faust«; der Bei¬ 
trag »Wie liegt die Stadt so wüst« wirft neben aller Freude 
über die große, vielfältige und letztendlich erfolgreiche an¬ 
tifaschistische Gegenmobilisierung auch einen analyti¬ 
schen Blick auf das gesellschaftliche, lokalpolitische und 
antifaschistisch-inhaltliche Setting des Dresden-Spektakels. 
Damit im nächsten Jahr alles noch besser wird! 

Die in der letzten Ausgabe begonnene Diskussionsreihe 
über den Begriff des »Extremismus« wird diesmal fortge¬ 
setzt. Den Aufschlag machte unser Text »Beyond Rechtsex¬ 
tremismus«, der den Diskurs umreißt und den Diskussions¬ 
stand um vorhandene Begriffe aufzeigt. In dieser Ausgabe 
plädiert der WN-BdA für den Begriff »Neofaschismus« und 
erläutert seine Perspektive auf die Bildung von Begriffen. 
Wir bitten an dieser Stelle weiterhin antifaschistische Zu¬ 
sammenhänge, Wissenschaftler_innen und Journa¬ 
listinnen an die Tasten, um sich mit Beiträgen an dieser 
Diskussion zu beteiligen. 

Wir wünschen euch und uns soweit erst einmal ein baldiges 
Ende des Winters und einen wunderschönen antifaschisti¬ 
schen Frühling 2011. 

Leider gibt es aber auch für dieses Editorial schlechte Nach¬ 
richten: Am 12. März fand in der tschechischen Kleinstadt 
Novy Bydzov eine Neonazidemonstration gegen Sinti und 
Roma statt. Am Rande kam es zu schweren Übergriffen 
durch Neonazis auf Roma, die Polizei ging brutal gegen 
friedliche Gegendemonstrant_innen vor. Eine antiziganisti- 
sche Stimmung und daraus resultierende schwere Über¬ 
griffe in Tschechien waren bei uns schon des öfteren 


Thema. Für mehr Informationen möchten wir an dieser 
Stelle das Portal www.romea.cz/english empfehlen. 


Am 11. März 2011 kam es im baden-württembergischen 
Leonberg (Kreis Böblingen) zu einem schweren Übergriff 
durch Neonazis. Dabei wurde einem linken Jugendlichen 
aus kurzer Distanz mit einer Gaspistole ins Gesicht geschos¬ 
sen. Nur durch zwei Notoperationen konnte sein Auge ge¬ 
rettet werden. »Seine Sehkraft wird er wohl nie wieder ganz 
erlangen«, zitiert die Stuttgarter Zeitung einen Freund des 
Opfers. Wir wünschen dem Betroffenen viel Kraft und gute 
Genesung! 


Am 5. März 2011 starb Galina Kozhevnikova nach schwerer 
Krankheit. Sie wurde 36 Jahre alt. Die russische Menschen- 
rechtsaktivistin und Antifaschistin war Mitbegründerin so¬ 
wie stellvertretende Direktorin des Informations- und Ana¬ 
lysezentrums »SOVA«, welches rassistische Gewalttaten in 
Russland dokumentiert und analysiert. Galina verfolgte die 
aktuellen Entwicklungen der russischen Naziszene und 
setzte sich kritisch mit der russischen Extremismusgesetz¬ 
gebung auseinander. Ihre Analysen fanden internationale 
Beachtung und lieferten erschreckende Hintergrundinfor¬ 
mationen zur rassistischen und nationalistischen Hegemo¬ 
nie in der russischen Gesellschaft. Aufgrund ihres Engage¬ 
ments geriet sie mehrfach in den Fokus von militanten Neo¬ 
nazis. Viele ihrer Arbeiten und Analysen sind auch auf 
Englisch auf der Webseite von SOVA zu finden: www.sova- 



center.ru 


Am 25. Oktober 2010 verstarb im Alter von 47 Jahren 
unser Weggefährte Helge. Sein Tod ist ein großer Ver¬ 
lust für uns - als Mensch und als Antifaschist wird er 
allen, die ihn kannten, bitter fehlen. 

Seit den 1980er Jahren war Helge in der antifaschisti¬ 
schen Bewegung aktiv. Nicht nur, dass er viel dazu 
beitrug, den braunen Mob auf der Straße erfolgreich in 
seine Schranken zu weisen, er gehörte später auch zu 
jenem Team, das 1993 die Antifa-NRW-Zeitung initi¬ 
ierte und Ausgabe für Ausgabe mit exzellenten Recher¬ 
cheberichten und genauen politischen Einschätzungen 
füllte. Er wird uns fehlen, aber er hat uns einen Schatz 
an Erinnerungen an ihn hinterlassen, die uns Inspira¬ 
tion sein sollten, uns weiter für das zu engagieren, für 
das er stand: eine bessere Gesellschaft, frei von Vorur¬ 
teilen, Rassismus und Faschismus. 



Respekt und Salut, Galina und Helge! 








Kurzmeldungen 


Fusion mit Nachgeschmack 


Bereits im letzten AIB berichteten wir über 
den NPD Bundesparteitag in Hohenmölsen 
im November 2010, auf dem die Fusion mit 
der DVU beschlossen wurde. Mittlerweile 
sickerten weitere Details über die Fusion 
durch: Anfang Oktober 2010 hat der NPD- 
Parteichef Udo Voigt, laut einer dem AIB vor¬ 
liegenden Rundmail, über die »Verschmel¬ 
zungsvertragsverhandlung« informiert. Dem¬ 
nach hätte die DVU darauf bestanden, dass 
einige Bundesvorstandsmitglieder auf dem 
Bundesparteitag als stimmberechtigte Mit¬ 
glieder in den NPD-Parteivorstand nachge¬ 
wählt werden sollen. Voigt habe hierzu prag¬ 
matisch erklärt: »Ich denke, daß wir auch dies 
problemlos erfüllen können, da durch den 
Tod des Kameraden Rieger ein Stellvertreter 
vakant geworden ist und dadurch, daß die 
Kameraden Bräuninger und Thierry aus dem 
Parteivorstand ausgeschieden sind.« Ansch¬ 
ließend warnt er: »Der Gegner wird nichts 
unversucht lassen, mit Störfeuer die Verhand¬ 
lungen verschleppen oder die gesamte Ver¬ 
schmelzung verhindern zu wollen.« Der Ham¬ 
burger NPD-Funktionär Thomas Wulff soll 
daraufhin laut interner NPD-Mail in Bezug 
auf den DVU Chef Matthias Faust geäußert 
haben: »(...) das der Bankrotteur und Ab¬ 
zocker nun an die Stelle von Jürgen Rieger 
treten soll ist wohl noch der kleinere Skandal 
in Deinem Rundschreiben (...) Deine Darstel¬ 
lung, der GEGNER lasse nichts unversucht 


um die Verschmelzung zu verhindern, darf 
von mir wohl als bewusste Diffamierung mei¬ 
ner Person durch Dich verstanden werden, 
da ich der einzige bin, der im Vorstand gegen 
diese Fusion gestimmt hat.« Er sei gegen die 
Fusion, da er ein Verbot der NPD befürchte: 
»Bei einem Verbot schlägte der Staat dann 
nicht nur zwei Fliegen mit einer Klappe. Er 
nimmt damit auch einem ganz großen Teil 
der jungen radikalen Kräfte die Möglichkeit 
in der Zukunft noch irgendwo gemäß unserer 
Weltanschauung in den palamentarischen 
Betrieb dieser BRD einzugreifen!« (Fehler im 
Original). Vielleicht beruhigt es ihn ja, dass 
nach Angaben der Bundesregierung nicht 
von einer »endgültig rechtswirksamen Fusion 
von NPD und DVU ausgegangen werden« 
kann. Wie sie in der Antwort auf eine kleine 
Anfrage erläuterte, haben die Fusionsgegner 
innerhalb der DVU im Nachgang zgm Ver¬ 
schmelzungsparteitag beim Landgericht 
München I einen Antrag auf einstweiligen 
Rechtsschutz gestellt, wonach dem DVU- 
Bundesvorsitzenden Matthias Faust untersagt 
werden soll, den Verschmelzungsantrag mit 
der NPD zu unterschreiben. Diesem Antrag 
hat das Gericht mit Beschluss vom 25. Januar 
2011 stattgegeben; die Entscheidung im 
Hauptsacheverfahren steht noch aus. Das 
Landgericht Bayern nannte als Gründe vorge¬ 
brachte und glaubhaft gemachte, erhebliche, 
mit den Anforderungen an demokratische 


Spontanaktionen als Erfolgsstrategie? 


In Frankfurt a. M. bedient sich eine Gruppe 
junger Neonazis, die »Nationalen Sozialisten 
Rhein-Main« (NSRM), vermehrt spontaner 
Aktionsformen. Im Oktober und Dezember 
2010 fanden zwei Fackelmärsche mit ca. 30 
Neonazis in Frankfurt Bergen-Enkheim statt. 
Hier wohnt der stellvertretende Vorsitzende 
der JN Hessen und Führungsmitglied der 
NSRM, Eike Grunewald, in einer »nationalen 
WG«. Die NSRM sind gut in lokale NPD- und 
Neonazi-Strukturen eingebunden und erst¬ 
mals im Sommer 2010 in Erscheinung getre¬ 


ten. Seitdem sind sie mit der Störung einer 
Bürgersprechstunde der Linkspartei und der 
Teilnahme an bundesweiten Neonaziaufmär¬ 
schen aufgefallen. Die jüngste Spontanaktion 
starteten die Neonazis am Morgen vor einer 
antifaschistischen Demonstration in Offen¬ 
bach. Ein von ihnen ins Internet gestelltes Vi¬ 
deo zeigt, wie rund zehn Personen mit einem 
»Kommunismus ist Völkermord«-Transparent 
über die Haupteinkaufsstraße Frankfurts lau¬ 
fen. Später sind zwei Vermummte zu sehen, 
die über unangemeldete Demonstrationen 


Abstimmungen unvereinbare Mängel hin¬ 
sichtlich der durchgeführten Urabstimmung 
über die Verschmelzung von NPD und DVU. 
Auch die NPD-internen Mails erhärten den 
Verdacht auf Unregelmäßigkeiten: Demnach 
habe der baden-württembergische NPD- 
Landesgeschäftsführer Alexander Neidlein 
am 11. Dezember 2010 von Matthias Faust 
zwei auf den 23.11.2010 rückdatierte Einla¬ 
dungen für Alexandra F. (Neuried) und Wolf¬ 
gang G. (Bopfingen) zum außerordentlichen 
Bundesparteitag der DVU (Thema »Ver¬ 
schmelzung mit der NPD«) am 12. Dezember 
2010 in Kirchheim zugemailt bekommen. 
Hier wurde seitens der DVU der Fusion mit 
der NPD zugestimmt. 

Zuvor habe Neidlein Faust eine »Kampf¬ 
gruppe Schwäbisch Hall - 9 Mann - Kosten 
nun 524 Euro« für den Parteitag angeboten. 
Die Antwort von Faust sei gewesen: »Nach 
wie vor vielen Dank für Deine Unterstützung, 
die Kosten sind absolut in Ordnung.« Laut ei¬ 
nem NPD-Protokoll des Parteitages in Ho¬ 
henmölsen eine vertretbare Summe für Faust. 
Dort soll der damalige DVU-Vorsitzende 
Matthias Faust von »80.000 Euro auf 
Schweizer Konten (müssen erst noch ver¬ 
steuert werden)«, einem »Haus in Freibug 
(Erbe): Verkauf für 450.000,00 EUR«, und di¬ 
versen »Konten mit jeweils mind. 10.000,00 
EUR« berichtet haben. ■ 


als Erfolgsrezept gegen Widerstände von 
Staat und Antifa sprechen. Als Reaktion auf 
die Neonazi-Aktionen kam es am selben 
Abend zu einer Demo von 150 Antifa- 
schistjnnen in Bergen-Enkheim, mit der die 
Nachbarschaft aufgeklärt wurde. Die Fackel¬ 
märsche fanden in der Polizeipresse keine Er¬ 
wähnung, obwohl zumindest der Erste An¬ 
lass für einen verspäteten Einsatz war. Um 
eine regionale Presseöffentlichkeit zu errei¬ 
chen, bedurfte es erst der antifaschistischen 
Intervention. ■ 


4 AIB 90 1.201 1 




Kurzmeldungen 


Haftbefehl wegen zehnfachen Mordversuchs 


Die Dresdner Polizei hat am 24. Januar 2011 
den 21jährigen Dresdener Neonazi Stanley 
Nähse verhaftet. Gegen den wegen schwe¬ 
ren Landfriedensbruchs bereits verurteilten 
Neonaziaktivisten wurde ein Haftbefehl we¬ 
gen versuchten zehnfachen Mordes und ver¬ 
suchter schwerer Brandstiftung erlassen. 
Nähse soll am Morgen des 24. August 2010 
einen Molotow-Cocktail in ein Wohnhaus im 
Dresdner Stadtteil Pieschen geworfen haben. 
Die Flammen konnten gelöscht werden. Das 
antirassistische Wohnprojekt Robert-Matzke- 
Str. 16 (RM16) war in den Monaten vor dem 
Brandanschlag mehrfach Ziel von Neonazi- 
Übergriffen. Seinen politischen Werdegang 
startete Stanley Nähse bei der gewalttätigen 


Hooligan-Gruppe »Assi Pöbel Dynamo« 
(siehe AIB# 70). In Pieschen ist Nähse als 
rechter Graffiti-Schmierer einschlägig be¬ 
kannt. Die Festnahme erfolgte nicht einmal 
zwei Wochen nachdem er in einem Prozess 
nach Jugendstrafrecht für Taten aus dem 
Zeitraum 2005 bis 2008 zu zwei Jahren auf 
Bewährung verurteilt worden war. Im Januar 
2008 griff er Polizisten an, nachdem sie ihn 
auf dem Bahnhof Neustadt darauf hingewie¬ 
sen hatten, dass das Urinieren auf den Bahn¬ 
steig verboten sei. Seit Ende 2009 versuchte 
er die Autonomen Nationalisten Dresden - 
AN 44 - zu organisieren. Einer ihrer Aufkle¬ 
ber trug den Schriftzug »Robert-Matzke- 
Straße angreifen« und zeigte die Hausfas¬ 



sade des Wohn-und Kulturpro- 
jektes. Wenige Monate später, im 
August 2010 flog dann ein Molo¬ 
tow-Cocktail in ein Zimmer, in 
welchem zu diesem Zeitpunkt ein 
junger Mann schlief. Es ist nur 
dem Zufall zu verdanken, dass 
dabei keine Menschen zu Scha¬ 
den kamen, da der Brandsatz 
nicht richtig zündete. Diesem An¬ 
griff war ein ähnlicher Brandan¬ 
schlag auf ein Hausprojekt in einem anderen 
Stadtteil vorausgegangen. Wenige Tage spä¬ 
ter brannte es auf dem jüdischen Friedhof in 
Dresden. ■ 


[1] Der Tatverdäch¬ 
tige Stanley Nähse 
als Teilnehmer einer 
Neonazi-Demonstra¬ 
tion. 


NPD-Befehl: Bitte lügen? 


Zum Jahreswechsel 2010/2011 sorgte im Lei¬ 
pziger Stadtrat die drohende Abwahl des 
Kulturbürgermeisters Michael Faber für Auf¬ 
merksamkeit. Genau 48 Ratsmitglieder hat¬ 
ten im Dezember in einem ersten Durchgang 
für die Abwahl gestimmt. Das war exakt die 
nötige Zweidrittelmehrheit. Die NPD erklärte 
im Nachhinein, die Mehrheit sei nur zustande 
gekommen, weil zwei ihrer Abgeordneten als 
»Zünglein an der Waage« dafür sorgten. Bei 
der zweiten Abstimmung im Januar 2011 
scheiterte die Abwahl jedoch unabhängig 
von den NPD-Stimmen. Nach interner E-Mail- 
Korrespondenz der NPD, welche dem AIB 
anonym zugespielt wurde, soll der Vorsit¬ 
zende der Kommunalpolitischen Vereinigung 
(KPV) der NPD, Hartmut Krien (NPD-Stadtrat 
in Dresden), zumindest auf die Abstimmung 
im Januar zweifelhaften Einfluss ausgeübt 
haben. So soll er das KPV-Vorstandsmitglied 
Katrin Köhler (NPD-Stadträtin in Chemnitz) 
vor der zweiten Abstimmung angewiesen 
haben, wie sie die Leipziger NPD-Stadträte 
Klaus Ufer und Rudi Gerhadt auf Linie zu 
bringen habe. Viel Spielraum schienen die 
Beiden demnach nicht zu haben: »Übermittle 
bitte den Beiden, daß das eine dringende 
Weisung ist. Ob man das Wort Befehl ver¬ 


wenden sollte muß [sic] Du in der Situation 
entscheiden.« Die Anforderungen an sie klin¬ 
gen tatsächlich etwas bizarr: »Unsere beiden 
Stadträte sollen unbedingt FÜR DEN VER¬ 
BLEIB von Faber stimmen (...) Das Schwie¬ 
rige ist, daß das [sic] sie anders abstimmen 
sollen als beim ersten Mal! (...) Wird Faber 
aber abgewählt (...) müssen sie behaupten 
sie hätten für die Abwahl (...) gestimmt. (...) 
Besser wäre es wenn sie absolut die Klappe 
halten (...)«. Hintergrund war scheinbar der 
Versuch, quasi als Bestrafung für die Aus¬ 
grenzung der NPD, bei Absprachen zwischen 
den anderen Parteien die Abwahl zu verhin¬ 
dern. 

Im Nachgang soll sich jedoch Gerd Fritzsche 
(Kreisrat im Landkreis Leipzig mit Mandat der 
NPD) über die Aktion der KPV beschwert ha¬ 
ben, was zu heftigen Reaktionen führte. Un¬ 
ter der Überschrift »Hat Herr Fritzsche nur ein 
Alkoholproblem oder arbeitet er schon für 
den Feind?« soll Krien (Mitarbeiter der säch¬ 
sischen NPD-Landtagsfraktion) in einer Rund¬ 
mail Fritzsche persönlich beleidigt haben. Im 
Zuge der Debatte soll NPD-Bundesvorstands- 
mitglied Krien auch ungeschminkt die Auf¬ 
gabe der NPD zusammengefasst haben: 
»Unser Tun ist rein taktisch ausgelegt, so¬ 


lange bis der Staat von alleine an seinen un¬ 
sinnigen Spielregeln kollabiert. (...) Wir als 
Nationaldemokraten haben ein gemeinsa¬ 
mes Ziel - nämlich nach einem Kollaps des 
Systems gut ausgebildet und vorbereitet das 
Ruder zu übernehmen.« ■ 


[2] Hartmut Krien 
(KPV der NPD) im Au¬ 
gust 2009 bei einer 
NPD-Kundgebung in 
Dresden 
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»Extremismus«-Doktrin 


Konstrukt mit 


11 Vielfach tauchte das 
Phantom der Schröder- 
schen »Deutschenfeind¬ 
lichkeit« in den 
zurückliegenden Jahren 
auch unter dem Namen 
»Inländerfeindlichkeit« 
auf und ist im deutsch¬ 
sprachigen Raum eine 
Domäne der »extremen 
Rechten«; vgl. auch 
Guido Speckmann: Deut¬ 
schenfeindlichkeit. Kar¬ 
riere eines Begriffs, in: 
Sozialismus 

www.sozialismus;de/arc 
hiv/kommentare_analyse 
n/detail/artikel/deutsche 
nfeindlichkeit/ (zuletzt 
aufgerufen am 
18.1.2011). 

2| Tagesspiegel vom 
8 . 1 . 2010 . 

3| Darunter die Junge 
Union, die Konrad Aden¬ 
auer Stiftung, aber auch 
das Archiv der Jugend¬ 
kulturen und das Vio- 
lence Prevention Net¬ 
work, vgl. Antwort der 
Bundesregierung auf die 
Kleine Anfrage der Ab¬ 
geordneten Ulla Jelpke, 
Jan Körte, Ulrich Maurer, 
weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion DIE 
UNKE.- Drucksache 
17/4127-vom 
20.12.2010, und Velten 
Schäfer: Umstrittene Po- 
lit-Knete, in ND vom 
15.1.2011; www.neues- 
deutsch- 

land.de/artikel/188614.u 
mstrittene-polit- 
knete.html (zuletzt auf¬ 
gerufen am 16.1.2011). 

4| Eckhard Jesse in Die 
Welt vom 4.2.2002: 

»Die Erosion der 
Abgrenzung zwischen 
demokratisch und extre¬ 
mistisch geschieht am 
linken, nicht am 
rechten Rand.« 

5| Eckhard Jesse: Die 
NPD und die Linke. Ein 
Vergleich zwischen einer 


Wirkungsmacht 


Die Entwicklungen seit dem Antritt der 
schwarz-gelben Regierung sind alarmie¬ 
rend: Der über das Dauerthema «Rechts¬ 
extremismus» hegemonial gewordene 
Extremismus-Begriff schlägt auf jene 
zurück, deren Arbeit gegen Neonazis¬ 
mus und Rassismus sich in den letzten 
Jahren bewährt hat. Das zuständige 
Familienministerium macht eine 
Weiterförderung dieser Projekte von der 
Unterschrift unter eine Gesinnungsklausel 
abhängig und erweitert ihre Programme 
mit fragwürdigen Argumenten auf 
andere »Extremismen«. 

Friedrich Burschei 

Der niedere Stammtisch treibt hohe 
Politik 

Spätestens seit sich Familienministe¬ 
rin Kristina Schröder im Oktober 2010 
mit dem Thema »Deutschenfeindlich¬ 
keit« 1 in Szene setzte, dürfte klar 
sein, wohin die Reise geht: mit dem 
angeblich gegen Deutsche gerichteten 
Rassismus bedient sich der Spross des 
äußersten rechten Randes der CDU 
Hessen unbekümmert aus dem politi¬ 
schen Repertoire deutscher Neonazis 
oder ihnen nahestehender Organisa¬ 


tionen. Sie steht für einen massiven 
Rollback im Gewand der Extremismus- 
Doktrin und veranstaltet einen ganz 
eigenen »Aufstand der Anständigen«, 
der im zurückliegenden Jahrzehnt müh¬ 
sam erkämpfte Standards im Kampf 
gegen den organisierten Neonazismus 
in Deutschland massiv gefährdet. Im 
Zusammenspiel zwischen Verfassungs¬ 
schutzämtern, Regierung, sowie Wis¬ 
senschaft, Politik und Medien, ent¬ 
steht eine zunehmend repressive Stim¬ 
mung, in der sich unabhängige Träger 
der politischen Bildung und Initiati¬ 
ven gegen Rechts einem wachsenden 
Rechtfertigungsdruck ausgesetzt se¬ 
hen. Antiextremistische Medienkam¬ 
pagnen schafften es die öffentliche 
Wahrnehmung von Bedrohungsszena¬ 
rien zu verändern und die Bedrohung 
von links an die Wand zu malen: Ber¬ 
lins Innensenator phantasierte mit 
Blick auf Autonome von »rot lackier¬ 
ten Faschisten« und der Berliner Tages¬ 
spiegel prognostizierte im Vorfeld der 
Dresdener Proteste 2010 eine »Inva¬ 
sion der Extremisten« 2 . Während die 
bewährten Projekte gegen Rechts ver¬ 
suchen mit den neuen Anforderungen 
klarzukommen, laufen die von Schrö¬ 
der forcierten Programme gegen Links¬ 
extremismus und Islamismus an und 
es haben sich erste Institutionen ge¬ 
funden, die aus dem Extremismus- 
Hype Kapital schlagen wollen. 3 Diese 
werden kein Problem damit haben, die 
Extremismus-Klausel zu unterzeich¬ 
nen und vertrauensvoll mit dem Ge¬ 
heimdienst zusammenzuarbeiten. 


Ein Konstrukt wird realitätstauglich 
gemacht 

Dem immer wieder in die Auseinan¬ 
dersetzung geworfenen Extremismus- 
Konstrukt wurde mit dem Amtsantritt 
der schwarz-gelben Regierung zum 
Durchbruch verholten. Der Theorie der 
beiden Professoren Backes und Jesse 
zufolge seien nur die Erscheinungen 
am Rande und außerhalb des »Verfas¬ 
sungsbogens« zu bekämpfen, die es 
auf die Abschaffung des demokra¬ 
tisch-freiheitlichen Systems anlegten 
und zur Erreichung dieses Ziels auch 
nicht davor zurückschreckten Gewalt 
anzuwenden. Dabei werden Ähnlich¬ 
keiten zwischen rechten und linken 
»Staatsfeinden« derart betont, dass es 
einer Gleichsetzung nahekommt und 
konsequent neonazistische Umtriebe 
und menschenfeindliches Denken in 
der maßgeblichen Mitte verharmlost 
werden. 4 Übertragen auf die aktuellen 
Verhältnisse ist diese recht simple 
Theorie schon rasch ad absurdum ge¬ 
führt: daher versuchen beide Wissen¬ 
schaftler seit einiger Zeit, ihre Idee zu 
präzisieren und realitätstauglich zu 
machen, indem sie kurzerhand die 
Formen »weichen« und »harten« Ex¬ 
tremismus einführten. Weiche Extre¬ 
mismusformen halten sich demnach 
formal an die demokratischen Prinzi¬ 
pien. Harte Extremismusformen zielen 
dagegen (mehr oder weniger offen) 
auf den >Systemwechsel< und instru¬ 
mentalisieren die Demokratie.» 5 So 
steht es im Jahresband 2009 der von 
Backes und Jesse zu verantwortenden 
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»Extremismus«-Doktrin 


Reihe »Extremismus und Demokratie«, 
die massiv vom Bundesinnenministe¬ 
rium gefördert wird. 6 Was hier als Wis¬ 
senschaft daherkommt und im Fahr¬ 
wasser der schwarz-gelben Regierung 
an gesellschaftlicher Deütungsmacht 
gewinnt, hält einer kritischen Über¬ 
prüfung nicht stand und ist vielfach 
widerlegt worden. 7 Die Extremismus- 
Kampagne der Bundesregierung folgt 
einem klaren Prinizip: »Das autoritäre 
Programm, das die Extremismusfor¬ 
schung formuliert, passt sich ein in 
den neoliberalen Umbau gegenwärti¬ 
ger Politik. Gegenbewegungen und so¬ 
ziale Proteste werden umgehend als 
extremistisch (...) identifiziert und so 
massenwirksam stigmatisiert. (...) Ex¬ 
tremismusforschung kann daher als 
kulturindustrielles Wissenschaftspro¬ 
gramm des Neoliberalismus gegenwär¬ 
tiger Prägung verstanden werden 
(...).« 8 Dennoch entfaltet das Wechsel¬ 
spiel zwischen der Ministerin, den 
»wissenschaftlichen« Zuarbei- 

ter_innen sowie den Bundes- und 
Landesämtern für Verfassungsschutz 
eine Wirkmacht, die mühevoll ge¬ 
wachsene Strukturen des Kampfes ge¬ 
gen Neonazismus und Rassismus be¬ 
droht und in inakzeptabler Weise poli¬ 
tisch instrumentalisiert. 

FDGO-Zulassungsstelle 

Der Verfassungsschutz (VS) rekrutiert 
derweil Wissenschaftler_innen aber 
auch Journalistinnen und maßt sich 
einen dezidierten Bildungsauftrag an 
- in Niedersachsen etwa werden Mit¬ 
arbeiter, die durch Schulen tingeln, 
ohne Ironie »Demokratielotsen« ge¬ 
nannt 9 - und kontrolliert den Zugang 
zum erlauchten Kreis der »Zivilgesell¬ 
schaft«. Abgesehen davon, dass es eine 
besorgniserregende Vorstellung ist, 
dass der VS zunehmend freie Träger aus 
der politischen Bildungsarbeit ver¬ 
drängt und sich mit einer ganzen 
Reihe von öffentlichkeitswirksamen 
Maßnahmen, 10 in die Schulen und die 
politische Bildung hineinschiebt, sind 
auch die Erkenntnisse des Verfassungs- 
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Schutzes häufig mehr als mangelhaft 
und halten einer gerichtlichen Über¬ 
prüfung nicht stand: Waren vor allem 
kleine Projekte und Initiativen 11 von 
dem Backlash betroffen, konnten ei¬ 
nige, die sich gegen die Stigmatisie¬ 
rung ihrer Arbeit als »linksextremis¬ 
tisch« zur Wehr gesetzt haben, zumin¬ 
dest zum Teil Erfolge erzielen. 11 

Politischer Trümmerbruch 

Viele aktive Antifaschist_innen und 
Akteure zivilgesellschaftlicher Arbeit 
gegen Neonazis hatten sich Anfang 
des zurückliegenden Jahrzehnts in 
das Staatsprogramm gegen »Rechtsex¬ 
tremismus« begeben, um mit antifa¬ 
schistischer Expertise dem Bundes¬ 
programm auf die Sprünge zu helfen. 
Doch von Anfang an waren sie in dem 
eng getakteten Fahrplan von Zwi¬ 
schen- und Jahresberichten, Antrags¬ 
fristen und arbeitsintensiver Antrags¬ 
stellung gezwungen auf die »Antrags¬ 
lyrik« einzugehen, die das Programm 
verlangte. Wesentliche Vokabel bei die¬ 
sem Procedere war das Wort »Rechts¬ 
extremismus«. Deshalb liegt die These 
nah, dass genau diese Akteure dem 
Begriff »Rechtsextremismus« mit zu 
der Wirkmacht verholten haben, wel¬ 
che ihnen mit der unsäglichen Extre¬ 
mismus-Doktrin nun auf die Füße 


fällt. Im Rahmen der Arbeit als Bera¬ 
terinnen von Kommunen, Bürger¬ 
bündnissen und in der Opferberatung, 
waren sie bereit, Koalitionen und 
Kompromisse einzugehen, die sie in 
der Zeit davor mit guten Gründen ab¬ 
gelehnt hätten. Im Laufe dieser Ent¬ 
wicklung hat sich der Rechtsextremis¬ 
mus-Begriff mit seinen ideologischen 
Konnotationen durchgesetzt. Viele die¬ 
ser Institutionen haben sich trotz der 
ideologischen Mutationen auf dem 
Weg von der rot-grünen bis zur 
schwarz-gelben Regierung und den 
damit verbundenen Anpassungen an 
immer fragwürdigere Vorgaben und 
parteipolitische Rücksichtnahmen de- 
noch eine hohe Respektabilität erar¬ 
beitet, so dass sie heute noch ver¬ 
nehmbar sind. Welchen Preis sie in po¬ 
litischer Hinsicht dafür bezahlt haben, 
wird in diesen Tagen sichtbar, wo sie 
mehr oder weniger hilflos auf die 
neuen Zumutungen des Familienmini¬ 
steriums reagieren müssen. ■ 


Eine lange Version dieses Artikels findet sich unter dem 
Titel »Geld gegen Gesinnung« in »STANDPUNKTE« 
06/2011 der Rosa Luxemburg Stiftung. 


harten und einer wei¬ 
chen Form des Extremis¬ 
mus, in: Uwe Backes/ 
Alexander Gallus/ 

Eckhard Jesse (Hrsg.): 
Extremismus & Demo¬ 
kratie, 21. Jahrgang 
2009, S. 17 

6j Das BMI kauft große 
Chargen der Auflagen 
von »Extremismus und 
Demokratie« auf: Deut¬ 
scher Bundestag Druck¬ 
sache 17/2850,17. 
Wahlperiode 
02.09.2010; Kleine An¬ 
frage der Fraktion DIE 
LINKE. Förderung der 
Herausgabe des »Jahr¬ 
buches Extremismus und 
Demokratie« durch die 
Bundesregierung oder 
sonstige Bundesbehörden 
7| u. a. Christoph 
Kopke/Lars Rensmann: 
Die Extremismusformel. 
Zur politischen Karriere 
einer wissenschaftlichen 
Ideologie, in: Blätter für 
deutsche und internatio¬ 
nale Politik 45/2000, 

S. 1451-1462; Markus 
Mohr/Hartmut Rübner: 
Gegnerbestimmung. 
Sozialwissenschaft im 
Dienst der »inneren Si¬ 
cherheit«, Münster 2010. 
8| Vortragsmanuskript, 
Gesprächskreis Rechts 
der Rosa Luxemburg 
Stiftung am 19. März 
2010 in Duisburg. 

9| Bildzeitung Hannover 
vom 17.1.2011. 

10| Friedrich Burschei: 
Kampfküken Köhler und 
Musterdemokrat Andi, 
in: analyse & kritik 545, 
18.12.2009: 
www.akweb.de/ak_s/ak 
545/1 7.htm (zuletzt auf¬ 
gerufen am 16.1.2011). 

111 Die Antifa-Zeitschrift 
Lotta aus NRW, der Un¬ 
rast-Verlag aus Münster, 
die Antifaschistische In- 
formations-, Dokumen¬ 
tations- und Archiv-Stelle 
(a.i.d.a.) in München, 
das Mehrgenerationen¬ 
haus-Projekt Inwole in 
Potsdam etc.) 

111 So gelang es etwa 
der Antifa-Zeitung LOTTA 
dem Verfassungsschutz 
zu verbieten, sie als 
»diskursorientierten 
Linksextremismus« zu 
führen. 
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Zivilgesellschaftliche Projekte gegen links 


»Andi«-Comics für alle 

Das Bundesfamilienministerium finanziert erste 
zivilgesellschaftliche Projekte gegen links. 


Keine Frage: Den Hamburger Autono¬ 
men geht es demnächst an den Kra¬ 
gen. Die Evangelische Hochschule für 
soziale Arbeit und Diakonie entwickelt 
zur Zeit ein Konzept dafür. Letztes 
Jahr hat die kirchliche Einrichtung in 
der Hansestadt ein Projekt gestartet, 
das »Zugänge der Jugendhilfe zu 
links-autonomen Jugendszenen in 
Hamburg« entdecken soll. Man wolle 
herausfinden, heißt es in der Projekt¬ 
beschreibung, »inwieweit linksextre¬ 
mistische Jugendliche und solche, die 
gefährdet sind, von den Angeboten 
der offenen Jugendarbeit in den 
Stadtteilen Hamburgs oder von Street- 
worker_innen in ihren Szenen erreicht 
werden können«. Kirchliche Jugend¬ 
arbeit gegen links? Bundesfamilien¬ 
ministerin Kristina Schröder, Mitglied 
der konservativen Selbständig Evan¬ 
gelisch-Lutherischen Kirche (SELK), 
stellt im Haushalt 2011 stolze 43.400 
Euro für das Vorhaben bereit. 

Kristina Schröder hat mit dem 
Kampf gegen links nicht lange ge¬ 
fackelt. Schon bald nach ihrem Amts¬ 
antritt Ende 2009 hat sie ihre Ankün¬ 
digung umgesetzt, der Staatsfinanzie¬ 
rung für Projekte gegen rechts eine 
ebensolche für Projekte gegen links 
gegenüberzustellen. »Demokratie stär¬ 
ken« heißt die Initiative, die Schrö¬ 
ders Ministerium Mitte 2010 gestartet 
hat, um »insbesondere präventiv ge¬ 
gen Linksextremismus und islamisti- 
schen Extremismus« vorzugehen. Seit¬ 
dem findet, wer immer sich berufen 
fühlt, der Linken auf die Füße zu tre¬ 


ten, im Bundesministerium für Fami¬ 
lie, Senioren, Frauen und Jugend ein 
offenes Ohr. Auf über eine Million 
Euro belaufen sich die Mittel, die 2010 
für das gesamte Programm zugesagt 
wurden. In den Bundeshaushalt 2011 
sind allein für »Linksextremismuspräven¬ 
tion« rund 850.000 Euro eingestellt. 
Die Extremismusdoktrin, die Schröder 
auch nutzt, um - mit Hilfe der »Extre¬ 
mismusklausel« - Projekte gegen 
rechts Schritt um Schritt von linkem 
Ballast zu befreien, entwickelt sich zum 
lukrativen Kampfmittel gegen links. 

Inhaltlich fällt die Bilanz noch 
nicht besonders spektakulär aus. Ne¬ 
ben kirchlicher Jugendarbeit lassen 
sich auch Organisationen aus dem 
Programm gegen links finanzieren, 
die bislang eher als Partner im Kampf 
gegen rechts galten. Die Amadeu An¬ 
tonio Stiftung hat für ihre Aktionswo¬ 
chen gegen Antisemitismus 2010 vom 
Familienministerium 16.000 Euro er¬ 
halten, weil es ja schließlich auch lin¬ 
ken Antisemitismus gibt. Die Begrün¬ 
dung trifft fraglos zu - aber muss man 
deswegen gleich den Kampf gegen 
links legitimieren? Die Stiftung stört's 
nicht - sie hat sich 2011 weitere 
52.748 Euro bewilligen lassen. Ein 
dicker Batzen - 88.290 Euro - geht 
dieses Jahr an das Berliner Archiv der 
Jugendkulturen, das sich für die »Ge¬ 
nerierung von Wissen über die Ent¬ 
wicklungsgeschichte und aktuellen 
Ausprägungen der autonomen Szene 
in Deutschland« bezahlen lässt. Die 
»kritische Auseinandersetzung mit 


antidemokratischen linksextremisti¬ 
schen Ideologien« will die Europäische 
Jugendbildungs- und Jugendbegeg¬ 
nungsstätte Weimar (EJBW) forcieren, 
wofür sie 2011 fast eine Viertelmillion 
Euro erhält. Als Zielgruppe werden 
von der Einrichtung, die auf ihrer 
Website mit einem Button für »Soziale 
Netzwerke gegen Nazis« kokettiert. 
Schulen in mehreren Bundesländern 
genannt. Immerhin gehört dem Stif¬ 
tungsrat der Stiftung EJBW eine für 
Kristina Schröder prinzipeil verdäch¬ 
tige Landtagsabgeordnete der Links¬ 
partei an. 

Wellen geschlagen hat vor allem 
eine Projektfinanzierung für die 
Junge Union (JU). »Wir fahren nach 
Berlin - gegen Linksextremismus«, 
hieß ein Vorhaben des Kölner JU-Ver- 
bandes; dieser wollte sich eine Fahrt 
in die Hauptstadt finanzieren lassen, 
um nicht nur Gedenkstätten und Mu¬ 
seen zu besuchen sowie ein besetztes 
Haus zu besichtigen, sondern auch ei¬ 
nen »gemeinsamen Ausflug in das 
Berliner Nachtleben« zu unternehmen. 
Die taz brachte das Ansinnen ans Ta¬ 
geslicht, ein SPD-Bundestagsabgeord- 
neter schimpfte: »Vergnügungsreise auf 
Staatskosten« - und die Kölner JU blieb 
zuhause. Schade eigentlich, denn der 
eine oder andere hätte eventuell seine 
»Extremismus«-Kenntnisse vervollstän¬ 
digen können: Eine Untergliederung 
der Organisation hatte vor einigen 
Jahren »pro Köln« zu einem Kennen- 
lerngespräch eingeladen. Immerhin: 
Der hessische und der bayrische JU- 
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Landesverband konnten eine gleichar¬ 
tige Berlin-Fahrt realisieren (Kosten: 
29.000 Euro). Sie waren nicht so un¬ 
geschickt, ihren Ausflug ins Berliner 
Nachtleben zuvor öffentlich anzukün¬ 
digen. 

Ministerin Schröder finanziert 
nicht nur den Jugendverband, son¬ 
dern auch die Stiftung ihrer Partei: 
Die Konrad-Adenauer-Stiftung hat 
sich zwei Symposien zum Thema 
Linksextremismus mit jeweils über 
90.000 Euro bezuschussen lassen; die 
Honorare für die Referent_innen müs¬ 
sen gigantisch gewesen sein. Indirekt 
finanziert die Ministerin über ihr 
»Linksextremismus«-Programm auch 
das Bundesamt für Verfassungsschutz. 
Fast 100.000 Euro sagte ihr Haus letz¬ 
tes Jahr der Stiftung Partner für 
Schule NRW zu. Zweck des Ganzen: Die 
»Andi«-Comics des nordrhein-westfä¬ 
lischen Verfassungsschutzes, insbe¬ 
sondere derjenige »gegen links«, sol¬ 
len »in überarbeiteter Form als Bun¬ 
desausgabe gedruckt und bundesweit 
verteilt werden«. Das Heft könne un¬ 
ter anderem »im Schulunterricht ver¬ 
wendet« werden, heißt es, weshalb 
zusätzlich eine »Lehrerhandreichung« 
zum Thema »Linksextremismus« er¬ 
stellt wird. Dass die Regierung Pro¬ 
jekte des Inlandsgeheimdienstes aus 
dem Jugendetat finanziert, ist be¬ 
zeichnend für den Zustand der Bun¬ 
desrepublik. 

Das Bundesprogramm gegen links 
ist noch überschaubar, die Tendenz 
aber ist eindeutig: Es werden Projekte 


bezahlt, die die Schulen einbeziehen; 
der verschärften Agitation gegen 
links werden Jugendliche nicht mehr 
entkommen können. Zugleich nehmen 
- wenn auch noch eher unbeholfen - 
erste Projekte die Arbeit auf, die ein 
direktes Einwirken auf die autonome 
Szene anstreben. Gänzlich unabhän¬ 
gig von der Frage, ob sie irgendwann 
praktischen Druck entfalten können, 
wird die Stimmung in der Bevölkerung 
mittel- und langfristig wohl weiter 
kippen. Dazu trägt auch der schnöde 
Faktor bei, dass sich der Kampf gegen 
links zum guten Geschäft zu ent¬ 
wickeln beginnt. Das zeigt der Fall der 
Internationalen Bildungsstätte Ju¬ 
gendhof Scheersberg. 

Die Bildungsstätte nahe Flensburg 
stand Anfang 2010 vor großen finan¬ 
ziellen Problemen: Das Land Schles¬ 
wig-Holstein hatte seine Zuschüsse 
gekürzt, Ersatz war nicht in Sicht. Bis 
dann die Idee aufkam, sich über poli¬ 
tische Bildung zu finanzieren. Das 
Bundesprogramm gegen links kam ge¬ 
rade recht. 90.000 Euro erhielt die Bil¬ 
dungsstätte daraus für ein Pilotpro¬ 
jekt im Jahr 2010, 2011 folgen nun 
weitere 200.000 Euro. Die neue Per¬ 
spektive, die sich aus den Projekten 
gegen links ergibt, hat Scheersberg 
letztlich auch EU-Zuschüsse in Höhe 
von 1,4 Millionen Euro eingebracht. 
»Mit politischer Bildung in die Zu¬ 
kunft«, titelte denn auch das Flens¬ 
burger Tageblatt Ende Dezember 2010. 
Da kommt es dann auch auf den Na¬ 
men des Programms nicht so genau 
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Andi 3 - Comic für Demokratie und 
gegen Extremismus 

Di 15.02.2011 

Im Mittelpunkt des Comics "Andi 3" steht die 
Auseinandersetzung eines Jugendlichen mit 
den Auswirkungen von Unksextremismus. 
Andi muss Zusehen, wie sein Freund Ben in 
die linksautonome Szene abdriftet. Die 
Zerstörungswut von militanten 
Unksextremisten auf einer Demonstration 
zeigt den beiden allerdings, dass dies nicht 
der richtige Weg sein kann. 

Diese Sonderausgabe von "Andi 3" wird vom 
Bundesfamilienministerium in 
Zusammenarbeit mit dem Verfassungsschutz 
Nordrhein-Westfalen herausgegeben. Diese 
können Sie über die GWN Gemeinnützige 
Werkstätten Neuss GmbH unter andi3@gwn- 
neuss.de bestellen. Eine Bestellung ist nur in 
Höhe eines Klassensatzes, d.h. 30 
Exemplare, möglich. 

Hinweis: Die Größe des PDF-Dokumentes 
kann zu längeren Ladezeiten führen. 


PDF (54,4 MB) Andi 3 - 
Comic für Demokratie 
und gegen 
Extremismus 


I herunter!»den 


[3] 


an. Er lautet dem Familienministerium 
zufolge: »Jugend für Demokratie und 
Extremismus (!).« ■ 


[1] Die CDU-Politikerin 
Kristina Schröder will 
Projekte gegen links 
unterstützen. 

[2] ,[3] Auch mit ju¬ 
gendgerechten 
Comics will der Verfas¬ 
sungsschutz in den 
Bereich der politischen 
Bildung Vordringen. 
(Dokumentation aus 
einem »Andi«-Comic 


und Screenshot von 
der BMFSFJ-Internet- 
seite). 
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Die Extremismus-Klausel 


Wo geht's hier zum 
Extremismus? 


1| BVerfGE 124, 300 zi¬ 
tiert nach Georgii, Har¬ 
ald. Bekenntnisklausel 
im Zuwendungsbereich 
(Gutachten des Wissen¬ 
schaftlichen Dienstes). 
Berlin 13. 01.2011. S. 12 
2| Battis, Ulrich. Zur 
Zulässigkeit der »Extre¬ 
mismusklausel« im 
Bundesprogramm »To¬ 
leranz fördern - Kom¬ 
petenz stärken«. Berlin 
29.11.2010. S. 18/19 
3| BVerfG, Kammerbe¬ 
schluss vom 8. Dezem¬ 
ber 2010, Az. 1 BvR 
1106/08, Rn. 20 
4| www.tagesschau.de/ 
in- 

land/extremismuserklae 
rung100.html, zuletzt 
efngesehen am 
07.03.2011 


Es schien eine typisch sächsische 
Anekdote zu sein, als ausgerechnet 
zum 9. November der Eklat um die Ex¬ 
tremismusklausel zur Verleihung des 
»Sächsischen Demokratiepreises« aus¬ 
brach (vgl. AIB # 89). So passend es 
wäre, wenn wir es hier mit einer Posse 
des schwarz-gelben Freistaates zu tun 
hätten, die Idee der Extremismusklau¬ 
sel stammt nicht aus dem, seit Jahren 
als demokratiefern verrufenen Land 
im Osten, sondern direkt aus dem 
Bundesfamilienministerium. 

Bereits im Oktober 2010 hatte Mini¬ 
sterin Kristina Schröder via Twitter 
verkündet, dass zukünftig allen In¬ 
itiativen, die Fördermittel in den Pro¬ 
grammen »Toleranz Fördern - Kompe¬ 
tenz stärken« und »Initiative Demo¬ 
kratie stärken« beantragen, eine 
gesonderte Erklärung vorgelegt wird. 
In dieser sollen sie sich zur freiheit¬ 
lich demokratischen Grundordnung 
und zu den Zielen des Grundgesetzes 
bekennen und darüber hinaus »auf ei¬ 
gene Verantwortung dafür Sorge tra¬ 
gen, dass die als Partner ausgewähl¬ 
ten Organisationen, Referenten etc. 
sich ebenfalls den Zielen des Grund¬ 
gesetzes verpflichten«. Die geforderte 
Überprüfung sollen die Vereine »im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten« vorneh¬ 
men und sich im Sinne einer General¬ 
haftung dazu verpflichten, »dass kei¬ 
nesfalls der Anschein erweckt werden 
darf, dass eine Unterstützung extre¬ 
mistischer Strukturen durch die Ge¬ 
währung materieller oder immaterieller 
Leistungen Vorschub geleistet wird«. 


Die juristische Bewertung der Klausel 

Inzwischen liegen zwei voneinander 
unabhängige Rechtsgutachten zur 
Verfassungsmäßigkeit vor. Beide kom¬ 
men zu dem Schluss, dass die Klausel 
in dieser Form rechtswidrig ist. 

Dass von Bundestagsvizepräsident 
Wolfgang Thierse beim Wissenschaftli¬ 
chen Dienst des Bundestags in Auf¬ 
trag gegebene Gutachten hält sowohl 
den Bekenntniszwang als auch die 
Aufforderung zur Bespitzelung für 
rechtswidrig. Denn ein staatlicher Be¬ 
kenntniszwang ist nur ausnahmsweise 
bei einer besonderen Beziehung oder 
Rechtsstellung wie dem Beamtensta¬ 
tus oder der Einbürgerung zulässig. 
Das Grundgesetz baut zwar auf der Er¬ 
wartung auf, dass die Bürger die all¬ 
gemeinen Verfassungswerte teilen, er¬ 
zwingt diese Werteloyalität aber nicht. 
Wenn auch schon das Bekenntnis zum 
Staat einer Demokratie abträglich ist 
und eher an die Selbstversicherung 
autoritärer Staaten erinnert, so ist die 
offensive Aufforderung zur gegensei¬ 
tigen Bespitzelung ein verfassungs¬ 
widriger Affront. 

Bereits im November kam der Berli¬ 
ner Rechtsprofessor Ulrich Battis zu dem 
Schluss, dass der zweite Teil der Klau¬ 
sel mit dem Grundgesetz kollidiert. 
Insbesondere die schwammige Verwen¬ 
dung des Begriffs »extremistisch« ge¬ 
nügt den Anforderungen an die Recht¬ 
mäßigkeit nicht, da »zumindest bislang 
keine juristisch eindeutige Definition 
des Begriff »Extremismus« (existiert), 
an der sich eine Auslegung der Be¬ 


stätigungserklärung orientieren könn¬ 
te. (...) Die Schwierigkeit, diese Bewer¬ 
tung vorzunehmen, zeigt auch der Um¬ 
stand, dass Verbote oftmals Gegenstand 
gerichtlicher Auseinandersetzungen 
gewesen sind (...) Diese ersichtlich 
schwierige Bewertung nicht-staatli¬ 
chen Projektträgern zu übertragen, ist 
folglich ungeeignet«. 

Auch der wissenschaftliche Dienst 
kommt zu einer ähnlichen Einschät¬ 
zung und schließt sich einer neueren 
Entscheidung des Bundesverfassungs¬ 
gerichts an, in der bezüglich »rechts¬ 
extremistischer Positionen« ausge¬ 
führt wird, dass diese Einstufung 
»eine Frage des politischen Meinungs¬ 
kampfes und der gesellschaftlichen 
Auseinandersetzung (sei). Ihre Beant¬ 
wortung stehe in unausweichlicher 
Wechselwirkung mit sich wandelnden 
politischen und gesellschaftlichen 
Kontexten und subjektiven Einschät¬ 
zungen«. 

Quo vadis Verwaltung - politischer 
Opportunismus versus gesetzliches 
Handeln? 

Artikel 20 Absatz 3 Grundgesetz 
schreibt der Verwaltung die Bindung 
an Recht und Gesetz vor, womit es ihr 
verfassungsrechtlich untersagt ist, se¬ 
henden Auges gegen das Gesetz zu 
handeln. Mit ihrem Festhalten an ei¬ 
nem offensichtlich rechtswidrigen Akt 
stellt sich die Bundesregierung als 
Exekutive quer zur grundgesetzlich 
festgeschriebenen Gesetzmäßigkeit der 
Verwaltung. 
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In der Erkenntnis, dass der zweite 
Teil der Klausel mehr als nur proble¬ 
matisch formuliert ist, legte das Mini¬ 
sterium mit »Hinweisen zur Erklärung 
für Demokratie« in den genannten Pro¬ 
grammen Mitte Januar 2011 nach. Wie 
schon die Klausel schafft das Papier 
mehr Verwirrung als Klarheit. Einer¬ 
seits darf nicht mehr mit Partnern zu¬ 
sammengearbeitet werden, die sich 
nicht zur FDGO bekennen, anderer¬ 
seits dann aber doch wieder, wenn 
dies in einem kritischen Rahmen ge¬ 
schieht. Überhaupt soll man sich bei 
Unsicherheiten einfach an den Verfas¬ 
sungsschutz oder die Träger des Lan¬ 
des bzw. Bundes wenden. Inwieweit die 
neue Bundesregiestelle in Schleife, 
die in den letzten Jahren für die Zivil¬ 


dienstleistenden zuständig war, »Kom¬ 
petenz« in Sachen »Extremismuserken¬ 
nung« aufweist, bleibt offen. Vorsorg¬ 
lich wurde keine Telefonnummer be¬ 
nannt. Dass es der Verfassungsschutz 
mit der Rechtmäßigkeit seiner »Extre¬ 
mistenerkennung« nicht so genau 
nimmt, hat sich spätestens mit den er¬ 
folgreichen Klagen der antifaschisti¬ 
schen Zeitschrift »Lotta« oder dem 
Münchner Archiv »a.i.d.a.« gegen die 
Nennung in den Geheimdienstberich¬ 
ten gezeigt. 

Konservatives Demokratie¬ 
verständnis 

Was steckt also hinter soviel politischer 
Vernageltheit, dass selbst Kompromiss¬ 
vorschläge wie die Reduzierung der 


Klausel auf das Grundgesetzbekenntnis 
nicht angenommen wurden? Wieso ris¬ 
kiert Bundesfamilienministerin Schrö¬ 
der an einem eher unwichtigen Punkt 
wichtige gesellschaftliche Partner wie 
Sozialverbände, Gewerkschaften und 
den Zentralrat der Juden gegen sich 
aufzubringen? 

Die Interessenlage der Regierung, 
des Bundesfamilienministeriums und 
insbesondere von Ministerin Kristina 
Schröder ist sicher keinen monokau¬ 
salen Erklärungsversuchen zugäng¬ 
lich. Vielmehr spiegeln sich in dieser 
Debatte mehrere Punkte wie ein kon¬ 
servatives Demokratieverständnis, das 
Festhalten am Extremismusansatz, 
dem Beschwören antikommunisti¬ 
scher Feindbilder, rigide ordnungspo¬ 
litische Demokratievorstellungen und 
eine rechtskonservative, der Stahl¬ 
helmfraktion der CDU zugehörige Mi¬ 
nisterin wieder. 

Im eng umklammerten Demokratie¬ 
verständnis der Konservativen zeigt 
sich, dass Sicherheit über Freiheit 
steht, Bekenntniszwang über gelebter 
Demokratie. Nicht die tatsächliche Ar¬ 
beit der Initiativen ist ausschlagge¬ 
bend, sondern ein schnödes Blatt Pa¬ 
pier. Getreu dem Extremismusansatz 
folgend gibt es einen Feind von Links 
und von Rechts. Zivilgesellschaftliche 
Initiativen, die sich auch gegen insti¬ 
tutionellen Rassismus engagieren, 
Einstellungen der sogenannten Mitte 
zum Problem erklären oder gar Amts¬ 
träger kritisieren, stehen dabei per se 
in Verdacht keine guten Demo- -» 
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[1] Bundesfamilien¬ 
ministerin Kristina 
Schröder als Podiums¬ 
teilnehmerin beim Po- 
lit-Camp 2010. 


krat_innen zu sein. Der Staat in per¬ 
sona von Frau Schröder reagiert verär¬ 
gert auf »zuviel« Demokratie. 

Es finden sich zur Legitimation des 
Extremismusansatzes und somit auch 
der Klausel mitunter absurd anmu¬ 
tende, wild durcheinander gewürfelte 
Behauptungen die von der »Gewalt¬ 
spirale in der Weimarer Republik«, 
»stalinistischem Terror in der Ost¬ 
zone« über einen »steineschmeißen¬ 
den Außenmininster« bis hin zu den 
antibürgerlichen »Hippies und 68ern« 
reichen. 

Diese pauschalen Behauptungen 
bilden ein Konglomerat von Misstrauen 
und Ablehnung, welches durch eine 
gefühlte linksintellektuelle (Medien)- 
Übermacht noch verstärkt wird. Die 
konservativen Feindbilder erzeugen bei 
der eigenen Klientel Emotionen und 
Faktenargumente können dadurch 
beiseite geschoben werden. So musste 
das Bundesfamilienministerium ein¬ 
gestehen, dass in den vergangenen 
zehn Jahren kein Fall der Mittelzweck¬ 
entfremdung vorgekommen ist. Bei 
den Projekten zu denen Vorwürfe im 
Raum standen, handelte es sich aus¬ 
schließlich um Maßnahmen gegen 
»islamistischen Extremismus« im Rah¬ 
men der qualitativ höchst unter¬ 
schiedlich zu bewertenden »Lokalen 
Aktionspläne«. Zwei Projekte kamen 
nicht zustande, das dritte wurde nicht 
aus Bundesmitteln finanziert. 

Fair wäre es nur, wenn die konser¬ 
vativ-liberale Mehrheit den Hinter¬ 
grund ihrer Bestrebungen öffentlich 
zur Diskussion stellen und eine 
tatsächliche Auseinandersetzung um 
historische und aktuelle Problemstel¬ 
lungen möglich würde. Statt diese De¬ 
batte aber zu führen, wird in »Zeiten 
der Macht« versucht, über Umwege 
gegen als »links« oder »oppositions¬ 
nah« wahrgenommene gesellschaftli¬ 
che Träger vorzugehen, stellt diese 
unter Generalverdacht und setzt sie 
der Diffamierung aus. Für die betrof¬ 
fenen Initiativen politisch eine na¬ 
hezu ausweglose Situation. 


Geheimdienste als Werbeträger für 
Mitbestimmung, Transparenz und 
Partizipation? 

Der kalkulierte Eklat seitens des Mini¬ 
steriums hat zum Ziel, zivilgesell¬ 
schaftliche Akteure aus dem Feld der 
»Rechtsextremismus«-Bekämpfung zu 
verdrängen und die Aufgabengebiete 
an Behörden wie Verfassungsschutz, 
Polizei oder Justiz abzugeben. Die 
Vorstellung, dass nichtstaatliche Or¬ 
ganisationen in diesem Politikbereich 
mehr Kompetenz verkörpern als staat¬ 
liche Institutionen, behagt einem 
kontrollfixierten Staat nicht. Der Wille 
wieder mehr Kontrolle und Einfluss zu 
erlangen, prägte bereits das vorange¬ 
gangene Bundesprogramm »Kompe¬ 
tent für Demokratie«, bei dem die je¬ 
weiligen Landesregierungen mit der 
Koordination beauftragt wurden. In 
den alten Bundesländern gingen dar¬ 
aufhin die Beratungsnetzwerke häufig 
gleich in Trägerschaft staatlicher Stel¬ 
len und wurden von dort aus auch in¬ 


haltlich gesteuert. Die Zusammenarbeit 
mit nichtstaatlichen Organisationen 
erfolgte ausschließlich über Einbin¬ 
dung ihrer Fachexpertise. Die Be¬ 
richtspflicht der Träger im Beratungs¬ 
netzwerk gegenüber dem Staat wurde 
immer weiter verschärft, bis dahin, 
dass schließlich ein Online-Tagebuch 
nur noch über den Weg des Daten¬ 
schutzes abgewehrt werden konnte. 

Demokratiedebatte statt Extremismus¬ 
angst 

Entgegen der Vermutung aus dem 
Hause Schröder ließen sich die Initia¬ 
tiven aber nicht von der Androhung 
des Extremistenscreenings erschre¬ 
cken, sondern formierten sich zum 
bundesweiten Protest. Die Protestak¬ 
tivitäten und -bekundungen reichen 
heute von renommierten Wissenschaft- 
ler_innen, über kirchliche Organisa¬ 
tionen und Antifagruppen, Kultur¬ 
schaffende, Vertreterinnen der Zen¬ 
tralräte der Juden und Muslime, allen 
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demokratischen Oppositionsparteien, 
Mitgliedern von Landesregierungen 
und unzähligen zivilgesellschaftlichen 
Initiativen. Dass diese Solidarisierung 
eingetreten ist, ist ein wichtiges Zei¬ 
chen dafür, dass sich Engägement ge¬ 
gen Neonazis und menschenverach¬ 
tende Einstellungen nicht durch obrig¬ 
keitsstaatliche Misstrauensdebatten 
und Extremismusvorwürfe auseinan¬ 
derdividieren lässt. 

Neben diesem breiten Solidarisie¬ 
rungsaspekt hat die Debatte aber noch 
einen weiteren wichtigen Beitrag ge¬ 
leistet. So ist in Teilen der Zivilgesell¬ 
schaft eine Diskussion um das eigene 
Selbstverständnis entstanden, ein 
Prozess der seit langer Zeit von Nöten 
war. Der Diskussionsverlauf hat aktu¬ 
ell eine neue Qualität von Selbstdefi¬ 
nition und -verortung sowie Ausein¬ 
andersetzung mit Demokratie und 
Staat bewirkt. Nicht Staatstreue ist 
dabei Kennzeichen einer mutigen Zi¬ 
vilgesellschaft, sondern die Verpflich¬ 
tung zu Demokratie und den allgemei¬ 
nen Menschenrechten. Man hat sich 
nicht im quasi vorauseilenden Gehor¬ 
sam brav zur freiheitlich demokrati¬ 
schen Grundordnung bekannt, son¬ 
dern eine politische Debatte eingefor¬ 
dert und diesen Generalverdacht und 
die Bespitzelungsaufforderung zu 
Recht von sich gewiesen. Das Selbst¬ 
verständnis einiger Träger, Bestand¬ 
teil einer freien engagierten Bürger¬ 
schaft und nicht der Verwaltung zu 
sein, ist weiter gewachsen. 

Der Aufstand der Bundesländer 

Aus der politischen und juristischen 
Bedenklichkeit heraus haben sich 
zahlreiche Bundesländer entschlos¬ 
sen, das Vorgehen der Bundesregie¬ 
rung nicht mitzutragen. Berlin hat Wi¬ 
derspruch gegen die Klausel eingelegt 
und will juristisch dagegen vorgehen. 
Weitere Bundesländer haben an¬ 
gekündigt die Erklärung nicht an die 
Träger weiterzureichen und lehnen es 
ab, den Bekenntnis- und Bespitze¬ 
lungszwang in ihre Landesprogramme 



einzuführen. Dies scheint einzig am 
»Tal der Ahnungslosen« bei der sächsi¬ 
schen Landesregierung in Dresden vor¬ 
beigegangen zu sein. Diese legte eine 
abgewandelte Version der Klausel für 
das Landesprogramm vor, welche nun 
im zweiten Teil fordert, dass die Initia¬ 
tiven dafür verantwortlich sind, dass 
ihre Partner ebenfalls ein Bekenntnis 
ablegen; eine »Verschlimmbesserung« 
nennen es örtliche Initiativen. 

Klagt doch! Von den misslichen 
Optionen der Gegenwehr 

Wenn politische Durchsetzungsoptio¬ 
nen zur Verhinderung der Klausel 
trotz des breiten Bündnisses und der 
Kompromissangebote gescheitert sind, 
bleibt letzten Endes nur der Weg der 
gerichtlichen Feststellung. So simpel 
und logisch dies klingt, so hoch ist die 
Hürde für die einzelnen Initiativen. 
Eine Klage bringt nicht nur Rechtsun¬ 
sicherheit über Jahre, sondern birgt 
die Gefahr, dass die Mittel nicht aus¬ 
gezahlt werden und somit die Projekte 
eingestellt werden müssen. Der Abwä¬ 
gungsprozess zwischen politischem 
Rückgrat, Verpflichtungen als Arbeit¬ 
geberinnen und vor allem der Not¬ 
wendigkeit der Tätigkeit dürfte vielen 
Trägern nicht leicht fallen. Letztlich 
wird die übergroße Mehrheit die Klau¬ 
sel, wenn auch unter formuliertem 
Protest, unterschreiben und auf eine 
juristische Lösung hoffen. 

Schon jetzt ist eine große Hilflo¬ 
sigkeit zu verspüren. Die ersten Träger 
haben die Klausel unterschrieben, es 
kursieren Gerüchte über Mittelbe¬ 
schneidungen aufgrund der Teilnahme 
am Protest. Ob und inwieweit die In¬ 
itiativen tatsächlich wie bisher Weiter¬ 
arbeiten (können) wird sich erst in 
der zukünftigen Praxis zeigen. Skep¬ 
sis ist bei allem Vertrauen und politi¬ 
scher Glaubwürdigkeit angezeigt. 

Fazit 

Trotz dieses unsicheren Ausblicks in 
die Zukunft muss festgestellt werden, 
dass die Initiativen mehr Kampfeslust 


[ 1 ] 

Bestätigung 


Hiermit bestätigen wir, dass wir 

• uns zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland 
bekennen und 

• eine den Zielen des Grundgesetzes förderliche Arbeit gewährleisten. 

Als Träger der geförderten Maßnahmen haben wir zudem im Rahmen unserer Möglichkeiten 
und auf eigene Verantwortung dafür Sorge zu tragen, dass die als Partner ausgewählten 
Organisationen, Referenten etc. sich ebenfalls den Zielen des Grundgesetzes verpflichten. Uns 
ist bewusst, dass keinesfalls der Anschein erweckt werden darf, dass eine Unterstützung 
extremistischer Strukturen durch die Gewährung materieller oder immaterieller Leistungen 
Vorschub geleistet wird. 


j Ort. Datum 

rechtsverbindliche Unterschrift 

| Name der Organisation/Institution 

Name in Druckbuchstaben 

j Stempel 

Funktion 


bewiesen hatten, als viele ihnen zu¬ 
trauten. Es scheint, als könnte sich 
die Regierung an dieser Machtprobe 
verheben und vor Gericht einen weite¬ 
ren Dämpfer erhalten. 

Jenseits der erzwungenen Auseinan¬ 
dersetzung sollte sowohl der Weg der 
Debatte um eigene Werte, Ansprüche 
und Ziele weiter begangen, als auch 
aktiv auf einen politischen Wandel hin¬ 
gewirkt werden. Demokratiekonzepte 
fern von rigiden ordnungspolitischen, 
antipartizipativen Modellen zu disku¬ 
tieren und umzusetzen, scheint ein 
qualitativ wünschenswerter nächster 
Schritt zu sein. Dabei sollte der Bogen 
von wissenschaftlichen Ansätzen über 
parlamentarische Vertreterinnen bis 
hin zu neuen praktischen Bündnispro¬ 
jekten gespannt werden. Ein durchaus 
hoffnungsvoller Blick in die Zukunft, 
ob er sich innerhalb der Initiativen¬ 
landschaft gegen obrigkeitsstaatli¬ 
chen Gehorsam durchsetzt, ist noch 
offen. ■ 


[1] Mit dieser 
Erklärung sollen sich 
staatlich geförderte 
Projekte zur Bespitze¬ 
lung ihrer Part¬ 
nerinnen verpflich¬ 
ten. 
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Urteil zu Volksverhetzung & Versammlungsfreiheit 


Versammlungsfreiheit 
auch für Neonazis? 


Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 


zu § 130 Abs. 4 StG B 


Der Artikel wurde ur¬ 
sprünglich für die anti¬ 
faschistische Zeitschrift 
Lotta aus Nordrhein¬ 
westfahlen geschrieben 
und geringfügig überar¬ 
beitet. 


Rechtsanwalt Alexander Hoffmann 
& Björn Elberling 


Die Frage der Versammlungsfreiheit für 
Neonazis stellt sich nicht nur als Frage 
nach legalen Möglichkeiten von Ver¬ 
sammlungsverboten, sondern oft auch 
als Frage nach der Legitimität von Ge¬ 
genaktivitäten. Gerade bei der Bil¬ 
dung von Bündnissen mit dem Ziel der 
faktischen Verhinderung von Aufmär¬ 
schen durch Blockaden und bewusste 
Regelverletzungen spielt es eine große 
Rolle, ob es gelingt, Neonaziaktivitä¬ 
ten als nicht nur moralisch verwerf¬ 
lich, sondern auch als illegal darzu¬ 
stellen. Die Parole »Faschismus ist 
keine Meinung, sondern ein Verbre¬ 
chen« ist daher eine zentrale Position 
antifaschistischer Bündnisse gewor¬ 
den. Ganz abgesehen von der Frage, 
ob staatliche Verbote einen wesentli¬ 
chen Beitrag zum Kampf gegen Neo¬ 
nazis darstellen können, ist daher die 
Frage nach den inhaltlichen Voraus¬ 
setzungen für ein Verbot von Neonazi¬ 
demonstrationen eine Kernfrage anti¬ 
faschistischer Mobilisierungen. 

Nachdem das Bundesverfassungs¬ 
gericht mit Beschluss vom 4. Novem¬ 
ber 2009 festgestellt hat, dass der 
neugeschaffene § 130 Abs. 4 Strafge¬ 
setzbuch mit dem Grundgesetz verein¬ 
bar ist, ist keine große Diskussion 
über den weiteren Umgang mit Neona¬ 
zidemonstrationen entstanden. Dies 
ist auf den ersten Blick erstaunlich. 


markiert doch die Entscheidung, dass 
Aufmärsche, die den Nationalsozialis¬ 
mus verherrlichen, verboten werden 
können durchaus einen möglichen 
Ansatzpunkt für die Verhinderung von 
Neonaziaufmärschen. Doch weder in 
der Diskussion um den Aufmarsch in 
Dresden, noch in der Mobilisierung bei¬ 
spielsweise für Bad Nenndorf spielt 
dieses Argument bislang eine Rolle. 
Die Tatsache, dass die Norm als 
Grundlage eines Verbotes in diesen 
beiden Städten keinen Eingang in die 
Diskussion gefunden hat, mag aller¬ 
dings auch damit Zusammenhängen, 
dass die jeweiligen Ordnungsbehörden 
aus politischen Gründen kein Inter¬ 
esse daran hatten nachzuweisen, dass 
die Neonaziaufmärsche zur Verherrli¬ 
chung des Nationalsozialismus ge¬ 
nutzt werden. Wer, wie die Ordnungs¬ 
behörde Dresden, in erster Linie da¬ 
von spricht, dass Radikale von links 
und rechts das ordentliche Gedenken 
der Dresdner Bürger stören, der kann 
und will die politische Dimension des 
Neonazigedenkens nicht sachgerecht 
beurteilen. Als rein ordnungspoliti¬ 
sches Problem wird sich ein solcher 
Neonaziaufmarsch nicht verbieten las¬ 
sen. 

Die Entscheidung des Bundesverfas¬ 
sungsgerichts 

Das Verfassungsgericht hatte die Ent¬ 
scheidung über das Verbot des Hess¬ 
marsches 2005 viele Jahre lang ver¬ 


schleppt. Jahr für Jahr hatte sich Jür¬ 
gen Rieger in den entsprechenden Ei- 
lentscheidungen anhören müssen, der 
Marsch könne ein weiteres Jahr verbo¬ 
ten bleiben, da bald eine Hauptsa¬ 
cheentscheidung ergehen werde. 

Dass der § 130 Abs. 4 StGB verfas¬ 
sungsrechtlich bedenklich ist, war be¬ 
reits im Gesetzgebungsverfahren deut¬ 
lich geworden. Immerhin stellt eine 
»Verherrlichung« keine Tatsachen¬ 
behauptung dar (wie bspw. das Leug¬ 
nen des Holocaust), sondern lediglich 
eine Meinungsäußerung. Bislang gal¬ 
ten aber Meinungsäußerungen auch 
nationalsozialistischen Inhalts immer 
als von der grundgesetzlich geschütz¬ 
ten Meinungsfreiheit umfasst. 

Ausdrücklich stellt das Verfas¬ 
sungsgericht fest, die Vorschrift diene 
»nicht dem Schutz von Gewaltopfern 
allgemein und stellt bewusst nicht auf 
die Billigung, Verherrlichung und 
Rechtfertigung der Gewalt- und Will¬ 
kürherrschaft totalitärer Regime ins¬ 
gesamt ab, sondern ist auf Äußerun¬ 
gen allein in Bezug auf den National¬ 
sozialismus begrenzt.« § 130 Abs. 4 
StGB sei ein »Sonderrecht zur Abwehr 
von speziell solchen Rechtsgutverlet¬ 
zungen, die sich aus der Äußerung ei¬ 
ner bestimmten Meinung, nämlich der 
Gutheißung der nationalsozialisti¬ 
schen Gewalt- und Willkürherrschaft 
ergeben.« 

Dies rechtfertigt das Gericht mit der 
Feststellung, »angesichts des sich all- 
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gemeinen Kategorien entziehenden 
Unrechts und des Schreckens, die die 
nationalsozialistische Herrschaft über 
Europa und weite Teile der Welt ge¬ 
bracht hat und der als Gegenentwurf 
hierzu verstandenen Entstehung der 
Bundesrepublik Deutschland« sei dem 
Grundrecht auf Meinungsfreiheit eine 
Einschränkung bezüglich der propa¬ 
gandistischen Gutheißung der natio¬ 
nalsozialistischen Gewalt- und Will¬ 
kürherrschaft immanent. Damit kons¬ 
truiert das BVerfG de facto eine 
antifaschistische Ausrichtung des 
Grundgesetzes. Das Gericht schränkt 
dies zwar vehement ein, trotzdem 
schafft es mit dieser Entscheidung ei¬ 
nen Ansatzpunkt für mögliche antifa¬ 
schistische Initiativen. 

Es sei hier also ausdrücklich fest¬ 
gestellt, dass nach dem eindeutigen 
und unzweifelhaften Wortlaut der Ent¬ 
scheidung der § 130 Abs. 4 StGB nicht 
gegen antifaschistische, antimilitari¬ 
stische Aktivitäten gerichtet werden 
kann. 

»NS-Verherrlichung stoppen!« - Von 
der antifaschistischen Parole zur 
Argumentationslinie des Bundesver¬ 
fassungsgerichts 

Die Gesetzesneuregelung zum interna¬ 
tional beachteten 60. Jahrestag der 
militärischen Niederlage des National¬ 
sozialismus sollte sicherstellen, dass 
die Feierlichkeiten nicht öffentlich¬ 
keitswirksam diskreditiert werden. 
Der Aufmarsch in Wunsiedel hatte ab 


2002 tausende teilweise international 
angereiste Neonazis angelockt. Seit 

2003 hatten antifaschistische Initiati¬ 
ven, dabei maßgeblich die Kampagne 
»NS-Verherrlichung stoppen!«, bun¬ 
desweit gegen den Aufmarsch mobili¬ 
siert. In Wunsiedel selbst hatte dies 
dazu geführt, dass eine größere städ¬ 
tische Initiative unter dem CSU-Bür- 
germeister sich offen für eine Block¬ 
ade des Aufmarsches aussprach. 

Der Verdienst der Kampagne »NS- 
Verherrlichung stoppen!« war es, ein¬ 
deutig herauszuarbeiten, dass der 
Hessmarsch keineswegs nur der Trauer 
um den »alten Mann von Spandau«, 
sondern der Verherrlichung des Stell¬ 
vertreters Adolf Hitlers und damit des 
Nationalsozialismus an sich diente. 
Was aus heutiger Sicht selbstverständ¬ 
lich scheint, war bis 2003 keineswegs 
so; es sei daran erinnert, dass sich in 
den 80er Jahren noch als honorig gel¬ 
tende Persönlichkeiten für die Freilas¬ 
sung von Hess aus »humanitären Grün¬ 
den« aussprachen. Bereits zu dieser 
Zeit waren die Initiativen um Hess al¬ 
lerdings in eine Strategie einge¬ 
spannt, die im wesentlichen darauf 
zielte, den Alliierten Unmenschlich¬ 
keiten und Kriegsverbrechen anzulas¬ 
ten und die nationalsozialistischen 
Verbrecher somit zu rehabilitieren. Die 
bundesweite Kampagne gegen den 
Hessmarsch gewann erst dadurch an 
Gewicht, dass sie öffentlich machen 
konnte, wie systematisch unter dem 
Deckmantel des Trauermarsches we¬ 


sentliche Grundsätze nationalsoziali¬ 
stischer Politik propagiert wurden. 
Die Argumentation der Kampagne war 
so stichhaltig, dass das Bundesverfas¬ 
sungsgericht in seiner ersten Eilent- 
scheidung zum Verbot des Aufmar¬ 
sches 2005 große Teile von ihr über¬ 
nahm. 


[1], [2] Szenen nach 
einer versuchten 
»Spontandemonstra¬ 
tion« von Neonazis am 
1. Mai 2010 in Berlin. 


Die Entscheidung des BVerfG nutzen 

Eine Vielzahl der heute von militanten 
Neonazis durchgeführten Demonstra¬ 
tionen knüpfen inhaltlich an originäre 
Positionen der Nationalsozialisten an. 
Auch wenn das BVerfG ausdrücklich 
anführt, sein Beschluss bedeute keine 
generelle Einschränkung der Mei¬ 
nungsfreiheit von Neonazis, sondern 
lediglich solcher Meinungen, die di¬ 
rekt die Gewalttaten der Nationalso¬ 
zialisten verherrlichen, wäre es heute 
möglich, eine Vielzahl dieser Demon¬ 
strationen zu verbieten. Selbst wenn 
ein solches Verbot im Einzelfall ge¬ 
richtlich nicht standhalten würde, 
wäre eine öffentliche Auseinanderset¬ 
zung hierüber eine starke Argumenta¬ 
tionshilfe für antifaschistische Bünd¬ 
nisse. Die antifaschistische Bewegung 
sollte daher stärker als in den letzten 
Jahren die Inhalte von Neonazide¬ 
monstrationen zum Thema ihrer Gege¬ 
naktivitäten machen und hierüber 
auch einen Verbotsdruck gegen staat¬ 
liche Behörden entwickeln. Der Be¬ 
schluss des Bundesverfassungsge¬ 
richts gibt uns hierzu eine gute in¬ 
haltliche Grundlage. ■ 
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»Hate Crimes« 

Eine Hinführung zum Begriff 


1 j Eine Auseinanderset¬ 
zung zum abzulehnen¬ 
den Rassebegriff so¬ 
wohl in der Debatte als 
auch im juristischen 
Sprachgebrauch kann 
hier nicht geführt wer¬ 
den. Es sei daher auf 
folgende Veröffentli¬ 
chungen verwiesen: 
Cremer, H. (2009). 

»... und welcher Rasse 
gehören Sie an?« Zur 
Problematik des Be¬ 
griffs »Rasse« in der 
Gesetzgebung. Deut¬ 
sches Institut für Men¬ 
schenrechte. 

2| Cremer, H. (2010). 

Ein Grundgesetz ohne 
»Rasse«. Deutsches 
Institut für Menschen¬ 
rechte. 

3| Coester 2007: Das 
Konzept der Hate Cri¬ 
mes aus den USA unter 
besonderer Berücksich¬ 
tigung des Rechtsextre¬ 
mismus in Deutschland: 
27. 


Der Begriff Hate Crime hat noch keine 
sehr lange Geschichte und ist trotzdem 
international inzwischen weit verbreitet. 

Seinen Ursprung in den USA nehmend 
hat sich das Konzept inzwischen in vielen 
westlichen Staaten verbreitet und findet 
- unter jeweilig differenter Ausgestal¬ 
tung - Anwendung in durchaus proble¬ 
matischen Kontexten. 


Es gibt keine allgemeingültige Defini¬ 
tion für den Begriff von Hate Crimes. 
Eine prägnante Beschreibung von Coe¬ 
ster definiert diese als »strafrechtlich 
relevante Handlungen, in deren Zuge 
eine oder mehrere Person(en) oder de¬ 
ren Besitz Viktimisierung durch Ein¬ 
schüchterung, Bedrohung, physische 
oder psychische Gewalt er¬ 
fährt/erfahren. Der oder die Täter 
ist/sind dabei teilweise oder gänzlich 
geleitet durch Vorurteile gegenüber be¬ 
stimmten Merkmalen (wie Rasse, Ab¬ 
stammung, Nationalität, Religion, se¬ 
xuelle Orientierung, Alter, Geschlecht, 
körperliche und/oder geistige Behin¬ 
derung), welche die gesamte soziale 
Gruppe der/des Opfer(s) betreffen. 
Die Schädigung zielt daher nicht nur 
auf das direkte Opfer ab, sondern be¬ 
sitzt eine einschüchternde Botschaft, 
welche die Identität der Opfergruppe 
und damit die Grundfeste einer demo¬ 
kratischen Gesellschaft adressiert. 
Eine deutsche Übersetzung könnte 


dies als vorurteilsgeleitete Straftaten 
oder Vorurteilskriminalität definie¬ 
ren.« 

In Deutschland ist der Begriff 
»rechte Gewalt« präsenter und histo¬ 
risch gewachsener als der internatio¬ 
nale Zugang über Hate Crimes. Auf 
den ersten Blick haben beide Heran¬ 
gehensweisen auch viel gemeinsam. 
Allerdings ist das us-amerikanische 
Konzept schon allein aufgrund seiner 
Entstehungsgeschichte vorurteilsmo¬ 
tiviert und opferfokussiert ausgerich¬ 
tet, wogegen der deutsche Ansatz 
nach wie vor auf dem Grundgedanken 
der politisch motivierten Tat im Sinne 
einer Extremismusskala und der Täter¬ 
orientierung fußt. Bei Hate Crimes 
steht dagegen weder die politische 
Verortung auf einer Links-Rechts- 
Achse noch die Herkunft der Tä¬ 
terinnen im Vordergrund, relevant ist 
das Vorurteilsmotiv gegenüber be¬ 
stimmten gesellschaftlichen Gruppie¬ 
rungen. 

Probleme des Hate Crime Konzepts 

Weltweit existieren einige, jedoch sehr 
stark voneinander variierende, Hate 
Crime Gesetzgebungen. Generell weist 
die juristische Umsetzung des Kon¬ 
zepts zwei besondere Eigenschaften 
auf: Es muss erstens ein strafrechtli¬ 
ches Grunddelikt (Körperverletzung, 
Brandstiftung, etc.) vorliegen und es 
muss zweitens ein Vorurteilsmotiv 
(Rassismus, Antisemitismus etc.) der 
Täter_innen gegenüber dem Opfer 
oder der Gruppe erkennbar sein. 

Hate Crimes scheinen forensisch 
schwierig, da sie auf die Innenwelt der 
Täter_innen abstellen. Trotz dieser 


Herausforderung ist das Geständnis 
aber nur ein Indikator für den vorur¬ 
teilsmotivierten Bezug der Handlung. 
Im Rahmen der Beweiswürdigung 
können auch externe Indikatoren wie 
Äußerungen beim Tatgeschehen, Sym¬ 
bolik und Parolen, Zugehörigkeit des 
Opfers zu einer gefährdeten Gruppe 
etc. herangezogen werden. Es ist aus 
den Gesamtumständen der Tat zu er¬ 
mitteln, ob ein Hate Crime vorliegt oder 
nicht. Dafür sind spezielle Schulungen 
innerhalb von Polizei und Justiz ange¬ 
zeigt. 

USA 

Erstmalig forderten Aktivistinnen der 
Schwarzen Bürgerrechtsbewegung in 
den USA die Anerkennung der Spezi¬ 
fika von Hassverbrechen, verbunden 
mit der Forderung nach härterer Sank¬ 
tionierung der Täterinnen. Damit 
handelte es sich um eine emanzipato- 
rische Forderung von (potentiell) Be¬ 
troffenen, welche 1969 erstmalig in 
föderales US-Recht umgewandelt 
wurde. 

Die Definition der zu schützenden 
Opfergruppen ist allerdings abhängig 
von der gesellschaftspolitischen Durch¬ 
setzungsmacht, dem Sozialkapital der 
jeweiligen Lobbyverbände und politi¬ 
schen Rahmenbedingungen. In den 
USA erreichte zuletzt die LGBTQ (les- 
bian, gay, bisexual, queer) Commu¬ 
nity, über ein Jahrzehnt nach dem ho¬ 
mophoben Mord an Matthew Shepard 
1998, dass das Federal Hate Crime Law 
um das Merkmal der sexuellen Orien¬ 
tierung erweitert wurde. Parallel zu 
solchen emanzipatorischen Bestre¬ 
bungen gibt es in den USA ebenso 
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ernsthafte Bemühungen, auch Mi¬ 
litärangehörigen der US Streitkräfte 
diesen speziellen Schutz zukommen 
zu lassen. Der Bundesstaat Oregon er¬ 
lies unter Androhung einer fünfjähri¬ 
gen Haftstrafe eine Regelung für anti¬ 
kapitalistische und ökologisch moti¬ 
vierte Straftaten. 

Russland 

In Russland regelte der Gesetzgeber, 
dass »politischer, ideologischer, rassi¬ 
scher, nationaler, religiöser oder gegen 
jegliche soziale Gruppe gerichteter 
Hass oder Feindschaft« sich als Motiv 
für eine Tat strafverschärfend auswirkt. 
Mit der Folge, dass u.a. Polizeian¬ 
gehörige in einzelnen Fällen durch die 
Justiz als zu schützende Opfergruppe 
definiert wurden, womit gesellschaft¬ 
liche Machtverhältnisse ausgeblendet 
und unberücksichtigt bleiben. 

Deutschland 


In Deutschland existieren keine spezi¬ 
fischen Hate-Crime-Gesetze, dennoch 
hielt das Konzept im Jahr 2001 Einzug 
in die Dienststuben der Polizei, im Rah¬ 
men der Neudefinierung der Katego¬ 
rien von »politisch motivierten Straf¬ 
taten« seitens des Bundes- und der 
Landeskriminalämter. Dabei wurden 
us-amerikanische Begriffe adaptiert 
und Betroffenengruppen übernom¬ 
men. 

Nunmehr zählt neben »extremisti¬ 
schen« Taten als politisch motivierte 
Straftat auch: »wenn die Umstände 
der Tat oder die Einstellung des Täters 
darauf schließen lassen, dass sie sich 
gegen eine Person aufgrund ihrer po¬ 
litischen Einstellung, Nationalität, 
Volkszugehörigkeit, Rasse, Hautfarbe, 
Religion, Weltanschauung, Herkunft, 
sexuellen Orientierung, Behinderung 
oder ihres äußeren Erscheinungsbil¬ 
des bzw. ihres gesellschaftlichen Sta¬ 
tus richtet.« 


Aber auch diese Formulierung ist 
nicht nur in Hinblick auf die unreflek¬ 
tierte Verwendung von Begriffen wie 
»Rasse« oder »Volkszugehörigkeit« 
problematisch, sondern auch an eini¬ 
gen Stellen bewusst offen formuliert. 
So beispielsweise das Merkmal des ge¬ 
sellschaftlichen Status, welches - 
auch unter Bezugnahme historischer 
Verfolgung im NS - Gewalttaten gegen 
Wohnungslose und sozial Schwache 
erfassen soll. Aufgrund seiner Deu¬ 
tungsoffenheit und schwammigen 
Formulierung werden derzeit aber 
teilweise auch Straftaten gegen »Rei¬ 
che« darunter subsumiert. 

Weiterhin besteht die Problematik, 
dass sich die Aufzählung der »Hate 
Crime« Merkmale unter der Definition 
für politisch motivierte Straftaten und 
damit auf einer Links-Rechts-Auslän- 
der Achse befindet. Damit wird an 
dem Konstrukt der extremistischen 
Ränder festgehalten, womit das deut¬ 
sche System zwangsläufig dem Grund¬ 
gedanken des »Hate Crime« Konzepts 
widerspricht. 

Fazit 

Das us-amerikanische Vorbildmodell 
entstand aus der Emanzipation von 
Minderheiten und nicht aus dem 
Aspekt der Bekämpfung systemüber¬ 
windender Gefahren. In Deutschland 
sowie in Russland ist die Debatte um 
»Hate Crimes« vielmehr aus Staatsper¬ 
spektive aufgekommen und ist nach 
wie vor primär täter- anstatt opferfo¬ 
kussiert. 

Die simple Adaption des Hate- Crime- 
Konzepts ohne die Analyse historischer 
Rahmenbedingungen, gesellschaftli¬ 
cher und sozialer Problemstellungen 
in Hinblick auf Diskriminierung und 
vorurteilsmotivierte Straftaten sowie 
ohne Einbeziehung gesellschaftlicher 
Lobbygruppen kann nicht gelingen. 
Das vorgestellte Hate- Crime-Konzept 
ist problematisch, weil die Definition 
der Betroffenengruppen bewusst un¬ 
scharf gehalten wird und somit dem 
Extremismusansatz in die Hände spielt 
anstatt auf die Motive der Unwertig¬ 
keitsvorstellungen . 2UDnd notweadigtil 
Opfergruppenschutz abzustellen. ■ 


4| Die OSCE hat einen 
Leitfaden für Hate 
Crime Gesetze ent¬ 
wickelt, www.osce.org/ 
de/odihr/36431 (zuletzt 
gesehen 3.3.11) und 
Human rights first hat 
Hate Crime Gesetzge¬ 
bungen in 56 Ländern 
begutachtet, 
www.humanrightsfirst.o 
rg/our-work/fighting-di- 
scrimination/hate- 
crime-report-card/ (zu¬ 
letzt gesehen 3.3.11). 

5| Washington Post: 
Senate passes measure 
that would protect 
gays, 23.10.09, 
www.washingtonpost.c 
om/wp- 

dyn/content/artide/200 
9/10/22/AR200910220 
4689.html (zuletzt ge¬ 
sehen 3.3.11). 

6| »a hatred of people 
who subscribe to a set 
of political beliefst hat 
support capitalism and 
the needs of people 
with respect to the 
balance with nature« 
Nachweis bei: Jenness, 

V. (2001). The Hate 
Crime Canon and 
Beyond: A Critical As¬ 
sessment. Retrieved 11 
22 , 2010 

7| siehe Golova et. al. 
2010: Hate Crime in 
Russland, Monitoring 
und Unterstützung für 
Betroffene rassistischer 
Gewalt. 

8| Bundestagsdrucksa¬ 
che 16. Wahlperiode, 
Drucksache Nr. 13035 
-BT-Drs. 16/13035, 
http://dip21 .bundestag. 
de/dip21/btd/16/130/1 
613035.pdf (zuletzt ge¬ 
sehen 3.3.2011). 
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Alles Extremismus? 

Die rechte Gewalt in Russland und der Staat 


Hans-Christian Petersen 


Hans-Christian Petersen 
ist Osteuropahistoriker 
an der Universität 
Mainz. Gemeinsam mit 
Samuel Salzborn hat er 
den Band »Antisemi- 
tism in Eastern Europe 
- History and Present in 
Comparison« (Peter 
Lang Verlag, 2010) her¬ 
ausgegeben. 


1| DPNI stalo _ertvoj 
besporjadkov na 
Mane_noj, in: Kommer- 
sant-, 17.02.2011: 
www.kommersant.ru/do 
c- 

y.aspx?DocslD=158683 
3. 

2| Das Gesetz im (russi¬ 
schen) Wortlaut: 
www.rg.ru/2002/07/30/ 
extremizm-dok.html. 

Die folgenden Zitate 
beziehen sich hierauf. 

3| Fortlaufende Aufli¬ 
stungen der als »extre¬ 
mistisch« eingestuften 
Gruppierungen und 
Materialien finden sich 
hier: www.sova-center.ru 
4| www.sova-center.ru/ 
racism-xenopho- 
bia/publications/2010/0 
2/d 17889/. 

5| www.levada.ru/ 
press/201 1020407.html 
6| Bei »Sova« wird eine 
fortlaufende Rubrik 
»Unrechtmäßiger An¬ 
tiextremismus« geführt: 
www.sova-center.ru/ 
misuse/. 

7| www.klapperfeld.de/ 
en/archive/press-re- 
view/details/208.html; 
http://de.indymedia.org/ 
2010/05/281980.shtml. 


Vor wenigen Wochen erhielt die 2002 
gegründete »Bewegung gegen illegale 
Immigration« (Dvizenie protiv nele- 
gal'noj immigracii, DPNI), die bei der 
Organisation der »Russischen Mär¬ 
sche« (siehe Seite 50) sowie dem Auf¬ 
bau lokaler Kampfgruppen eine füh¬ 
rende Rolle innehat, Post von der Mo¬ 
skauer Staatsanwaltschaft. Mitglieder 
der DPNI hatten, wenn auch weitge¬ 
hend erfolglos, versucht, die aufgela¬ 
dene Stimmung auf dem Manegen¬ 
platz am 11. Dezember letzten Jahres 
für ihre Zwecke zu vereinnahmen. In 
dem Schreiben des Staatsanwalts wird 
der DPNI jetzt vorgeworfen, dass »ihre 
Ziele und Aktivitäten auf die Durch¬ 
führung extremistischer Tätigkeiten 
gerichtet seien«. Ob dies zu einem 
Verbot der DPNI führen wird, liegt in 
der Entscheidung der Gerichte und 
bleibt abzuwarten. 

Was auf den ersten Blick aussehen 
mag wie ein erfreulich konsequentes 
Vorgehen des russischen Staates ge¬ 
gen eine zentrale Organisation der 
russischen Rechten, ist zugleich sym¬ 
ptomatisch für den offiziellen Umgang 
mit dem seit Jahren aggressiver wer¬ 
denden Rassismus im Land. Vor allem 
dem Begriff des »Extremismus« 
kommt hierbei eine Schlüsselfunktion 
zu. Warum er Teil des Problems und 
nicht der Lösung ist, soll im Folgen¬ 
den dargelegt werden. 

Ein Gesetz gegen »Extremismus«... 

Im Juli 2002 trat auf Initiative der 
russischen Regierung ein Gesetz »Über 
die Bekämpfung extremistischer Akti¬ 
vitäten« in Kraft. Das Gesetz, das seit 


seiner Verabschiedung mehrere Ergän¬ 
zungen erfuhr, bei denen stets die 
Eingriffsmöglichkeiten des Staates er¬ 
weitert wurden, dient offiziell der 
Bekämpfung der nationalistischen Ge¬ 
walt im Land. Interessant ist ange¬ 
sichts dessen die Reihenfolge der Tat¬ 
bestände, die zu Beginn des Gesetzes 
als »extremistisch« definiert werden: 
An erster Stelle stehen die »gewalt¬ 
same Änderung der Grundlagen der 
Verfassungsstruktur und die Verlet¬ 
zung der Integrität der Russländi- 
schen Föderation«, gefolgt von der 
»Untergrabung der Sicherheit der 
Russländischen Föderation« und der 
»Eroberung oder Aneignung der 
Machtbefugnisse«. Erst an sechster 
Stelle wird die »Aufstachelung zur 
rassischen, nationalen oder religiösen 
Feindschaft sowie zur sozialen Feind¬ 
schaft, in Verbindung mit Gewalt oder 
dem Aufruf zur Gewalt« genannt. Da¬ 
von abgesehen, dass sich die Formu¬ 
lierung »Aufstachelung zur sozialen 
Feindschaft« wohl kaum primär gegen 
die zahlreichen Gewalttaten rechter 
Gruppierungen wendet, sondern viel 
eher gegen linke Organisationen oder 
Personen in Anschlag gebracht wer¬ 
den kann, lässt sich an der Hierarchie 
der als »extremistisch« eingestuften 
Tatbestände ablesen, welche Prioritä¬ 
ten der Verabschiedung des Gesetzes 
zugrunde lagen: Zwar folgen noch 
mehrere Artikel, die sich explizit auf 
neonazistische Aktivitäten beziehen, 
etwa das Verbot der Verbreitung von 
Schriften der NSDAP und der früheren 
faschistischen Partei Italiens unter 
Mussolini - die zuerst genannten 
Punkte beziehen sich jedoch alle auf 
den Staat und sein Machtmonopol, die 


durch das Gesetz geschützt werden 
sollen. »Extremismus« wird somit nicht 
zuvorderst über seinen Inhalt defi¬ 
niert, sondern als alles das, was sich 
gegen die bestehende Ordnung rich¬ 
tet. Dies kann auch die Bekämpfung 
des Neonazismus beinhalten, muss 
sich aber keineswegs hierauf beschrän¬ 
ken. 

... und seine Konsequenzen 

Die Entwicklung seit der Verabschie¬ 
dung des Gesetzes könnte auf den ers¬ 
ten Blick dazu verleiten, es als Fort¬ 
schritt zu betrachten. So gibt es in 
den letzten Jahren ein verstärktes 
Vorgehen gegen neonazistische Grup¬ 
pen wie die »Slavische Union« oder 
»NS/WP«, die als »extremistisch« ver¬ 
boten wurden. Zudem ist die Zahl der 
Opfer rechter Gewalt 2009 erstmals 
rückläufig gewesen - das unabhängige 
Analyse- und Informationszentrum 
»Sova« nennt mindestens 71 Men¬ 
schen, die von Neonazis ermordet und 
mindestens 333, die lebensgefährlich 
verletzt wurden. Hierzu ist allerdings 
zu sagen, dass die tatsächliche Zahl 
an Opfern deutlich höher liegen 
dürfte, es von staatlicher Seite jedoch 
keinerlei Statistiken hierüber gibt. 
Zudem ist der relative Rückgang kein 
Grund zur Beruhigung - er ist nicht 
zuletzt das Ergebnis einer sich ändern¬ 
den Strategie, der zufolge sich die 
rechten Gruppen zunehmend An¬ 
schläge auf staatliche Einrichtungen 
sowie auf Antifaschist_innen und Ge- 
werkschafter_innen verüben, die deut¬ 
lich mehr logistische Planung erfor¬ 
dern als >spontane< Menschenjagden. 
Das Sova-Zentrum bezeichnet dies als 
»neonazistischen Terrorismus«, der 
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auf die Destabilisierung der staatli¬ 
chen Ordnung zielt. 

Hinzu kommt die grundlegende Er¬ 
klärungsschwäche, die der Extremis¬ 
mus-Begriff mit sich bringt. Diese 
wird deutlich, wenn man'in Russland 
den Fernseher einschaltet und sich 
die Berichterstattung über die rechte 
Gewalt anschaut: Am Ende bleibt die 
Botschaft, dass es zu gewalttätigen 
Auseinandersetzungen zwischen Ju¬ 
gendbanden gekommen sei, wobei zu¬ 
meist die Wörter »Extremismus« und 
»Hooliganismus« fallen. Warum es 
dazu gekommen ist, bleibt unklar und 
wird maximal durch ein paar kurze Se¬ 
quenzen von Antifa-Transparenten 
deutlich, auf denen durchgestrichene 
Hakenkreuze zu sehen sind. 

Die neonazistischen Weltanschau¬ 
ung der Täter_innen wird ausgeblendet, 
ebenso wie der Umstand, dass gerade 
>Schwarze< oder Antifas angegriffen 
werden - die Gewalt wird entkontex- 
tualisiert und damit entpolitisiert. 

Ebenfalls verschleiert wird der Zu¬ 
sammenhang zwischen »Extremismus« 
und gesellschaftlichem Umfeld. Alle 
seit dem Zusammenbruch der Sowjet¬ 
union durchgeführten Umfragen bele¬ 
gen, dass es in Russland seit langem 
eine konstant hohe Zustimmung von 
rund der Hälfte der Bevölkerung zu 
Aussagen wie »Russland den Russen!« 
gibt. Dies ist in Verbindung mit dem 
staatlich geförderten >Patriotismus< 
der Nährboden, auf dem die radikalen 
Rechten agieren und der ihnen nicht 
ganz zu Unrecht das Gefühl vermittelt, 
der ausführende Arm der Interessen 
gewichtiger Teile der Bevölkerung zu 
sein. 

Gleichzeitig ist seit dem Inkrafttre¬ 
ten des Gesetzes zu beobachten, dass 
es nicht nur gegen neonazistische 
Gruppierungen angewendet wird, son¬ 
dern sich immer mehr zu einem In¬ 
strument zur Unterdrückung jeglicher 
gesellschaftlicher Opposition ent¬ 
wickelt. Das Spektrum der Betroffenen 
reicht von den liberalen Oppositions¬ 
parteien über die letzten verbliebenen 
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unabhängigen Zeitungen wie die »No- 
vaja Gazeta« bis zur Antifa. So konnte 
der Dokumentationsfilm »Rossija 88« 
über eine gleichnahmige Nazigruppe 
bis zum vergangenen Jahr nicht in 
russischen Kinos gezeigt werden, da 
vor einem Gericht in Samara ein Ver¬ 
fahren mit dem Ziel der Indizierung 
als »extremistisch« lief. Und im letz¬ 
ten Jahr hat sich die auch im Westen 
bekannte antifaschistische Hardcore- 
Band »What We Feel« als Reaktion auf 
die beständigen Repressionen staatli¬ 
cher Stellen bei ihren Konzerten auf¬ 
gelöst. Auf diese Weise werden dieje¬ 
nigen, die in einem lebensgefährli¬ 
chen Umfeld aktiv gegen die rechte 
Gewalt Vorgehen, kriminalisiert und in 
die Illegalität gedrängt. 

Selbstorganisation statt Staatsfeti¬ 
schismus 

Jedes Verbot schwächt den Aktionsra¬ 
dius einer Gruppe zumindest für eine 
gewisse Zeit, und in diesem Sinne ist 
es sicherlich zu begrüßen, dass zu¬ 
mindest einigen Organisationen der 
russischen Rechten infolge des Extre¬ 
mismusgesetzes Schranken gesetzt 
wurden. Auch wenn sie in aller Regel 
trotzdem weiter existieren oder sich 
unter anderem Namen neu formieren, 
so erhöht es doch den Druck und kann 
den alltäglichen Terror zumindest ein 
bisschen eindämmen. 

Diese positiven Effekte könnte der 
Staat aber auch auf andere Weise er¬ 
reichen - durch ein konsequentes Vor¬ 
gehen gegen klar definierte neonazi¬ 
stische Aktivitäten. Indem man sich 
jedoch des Extremismus-Begriffs be¬ 
dient, hat man ein Instrument gefun¬ 
den, das gegen jede beliebige Opposi¬ 
tion eingesetzt werden kann. Die Defi¬ 
nitionsmacht darüber, was als 
»extremistisch« anzusehen ist, liegt 
beim Staat und entzieht sich der ge¬ 
sellschaftlichen Kontrolle. »Extremis¬ 
mus« ist somit immer abhängig von 
einer sich selbst definierenden >Mitte< 
und dient zugleich dazu, die Über¬ 
gänge und Zusammenhänge zwischen 



dem >Rand< und der >Mitte< auszublen¬ 
den. Das gegenwärtige Russland mit 
seiner weit verbreiteten xenophoben 
Grundhaltung ist hierfür leider ein 
treffendes Beispiel. Das Ergebnis ist, 
dass die rechte Gewalt vielleicht das 
zentrale Problem der russischen Ge¬ 
sellschaft ist, sie jedoch nicht beim 
Namen genannt wird und ihre Dimen¬ 
sionen im Unklaren bleiben. 

Die Ablehnung des Extremismusbe¬ 
griffs ist »nicht nur eine semantische 
Spielerei«, wie Sarah Uhlmann von der 
»Initiative gegen jeden Extremismus¬ 
begriff« in der »Jungle World« zutref¬ 
fend formuliert hat. Es geht um ein 
Verständnis von Antifaschismus, das 
seine Aufmerksamkeit nicht allein auf 
die überzeugten neuen und alten Na¬ 
zis richtet, sondern diese immer auch 
im gesellschaftlichen Kontext veror- 
tet. Und es geht zugleich um die Ab¬ 
lehnung eines staatsfixierten Gesell¬ 
schaftsverständnisses, das sich auf 
das Einfordern entsprechender Ver¬ 
botsverfahren >von oben< beschränkt. 
Das russische Beispiel zeigt ebenso 
wie die zahlreichen einschlägigen In¬ 
itiativen der Familienministerin Kri- 
stina Schröder, wohin dies führen 
kann. Angesichts dessen ist es allemal 
sinnvoller, Selbstorganisation und Ge¬ 
genkulturen gegen den rechten Main¬ 
stream >von untern zu stärken. Denje¬ 
nigen, die dies in Russland vor Ort 
tun, sollte unsere Solidarität und Un¬ 
terstützung gelten. Sie haben diese 
bitter nötig. ■ 


[1] Im März 2011 
wurden die vier russi¬ 
schen Neonazis And¬ 
rei Gordejew, Kon¬ 
stantin Kucher und 
Vladislav Poljakow 
(19 Jahre) und Anton 
Wassiljew (23 Jahre) 
wegen »Hassverbre¬ 
chen« zu mehrjähri¬ 
gen Haftstrafen verur¬ 
teilt. Ihnen wurden 
rassistische Gewaltta¬ 
ten, vier Bombenex¬ 
plosionen und elf 
Fälle von versuchtem 
Mord vergeworfen. 
Der Vorwurf des vier¬ 
fachen Mordes wurde 
fallen gelassen. Unter 
ihren Opfern waren 
zwei junge Frauen 
aus Korea welche ge¬ 
schlagen, mit Benzin 
übergossen und an¬ 
gezündet wurden. 

Nur durch Glück 
haben sie überlebt. 
Ein vietnamesischer 
Student, Tang Quoc 
Blnh, wurde bei den 
Angriffen getötet. 

Quelle: Nguoi Lao 
Dong (Labourer) and 
Moscow Times, 3 
und 4. März 2011 
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»Kampf um die Parlamente« 

Die NPD und die Landtagwahlen in Sachsen-Anhalt 


Eine »Schicksalswahl« sei die Landtags¬ 
wahl in Sachsen-Anhalt, so die NPD. Mit 
nach eigenen Angaben ca. 260.000 EUR 
Wahlkampf-Budget wurde das ganz 
große Rad gedreht. Wahlkampfzeitungen 
in fünfstelliger Auflage, Infostände, 
Schulhof-CDs, aufwendiger Internetwahl¬ 
kampf und wochenlange Fahrten des 
NPD-Mobils »Flaggschiff D« sollten den 
Sprung in den Landtag ermöglichen. Eine 
Fehlkalkulation. Trotz anfangs guter 
Erfolgsaussichten scheiterte der sicher 
geglaubte dritte Einzug in ein Länder¬ 
parlament mit nur 4,6%. Und nicht 
zuletzt am eigenen Spitzenkandidaten. 


[1] Der ehemalige 
SPD-Bürgermeister 
von Krauschwitz, 
Hans Püschel. 


Der Weg auf den Wahlzettel 

Nachdem die DVU bei den Landtags¬ 
wahlen 2006 in Sachsen-Anhalt mit 3 % 
der Zweitstimmen deutlich scheiterte 
(die NPD trat gemäß »Deutschlandpakt« 
nicht an), meldete die NPD ihren An¬ 
spruch auf einen Wahlantritt 2011 an. 



Mehrere führende DVU-Funktionäre 
aus Sachsen-Anhalt fanden seitdem 
ihren Weg in die NPD. Rechtsanwalt 
Ingmar Knop, seit Jahren für die säch¬ 
sische NPD-Fraktion tätig, war zuletzt 
stellvertretender DVU-Chef. Seit dem 
NPD-Bundesparteitag in Hohenmölsen 
im November 2010 gehört er ebenso 
zum NPD-Bundesvorstand wie Heiner 
Höving. Birgit Fechner saß für die DVU 
zehn Jahre lang im Brandenburger Land¬ 
tag und kandidierte nun in Bitterfeld 
für die NPD. Ihr früherer Wahlkreis¬ 
mitarbeiter und Lebensgefährte, And¬ 
reas Klar trat in Wolfen zur Wahl an. 

Doch die vordergründige Einigkeit 
der NPD/JN in Sachsen-Anhalt ist zum 
Teil pure Maskerade. Der vor mehreren 
Wochen von einigen Tageszeitungen 
veröffentlichte interne NPD-E-Mail- 
verkehr spricht Bände. So echauffiert 
sich Wahlkampfleiter Holger Apfel da¬ 
rüber, dass Kandidatin Judith Rothe 
»unverschämte« Preise für die Unter¬ 
kunft von Wahlkampfhelfern fordern 
würde. Hartmut Krien von der Kom¬ 
munalpolitischen Vereinigung (KPV) 
der NPD, soll sich laut den internen E- 
Mails bei Matthias Heyder, dem NPD- 
Spitzenkandidaten in Sachsen-Anhalt 
mit drastischen Worten über die unzu¬ 
reichende Bezahlung der Unkosten für 
seine Unterschriftensammler beschwert 
haben. »Hätte ich einen solchen Hand¬ 
schlag mit einem sprunghaften Neger 
oder einem windigen Juden getauscht 
wäre ich an die Verwirklichung sicher¬ 
lich mit mehr Skepsis herangegangen. 
Du aber willst nach dem 20. März Vor¬ 
sitzender einer Landtagsfraktion sein 
auf Dein Wort muß man sich verlassen 
können!«, so Krien demnach. Erik 


Schulze, NPD-Kandidat in Halle, soll in 
einem Brief an Michael Schäfer vom 
August 2010 unschöne Details aus 
dem Innenleben der NPD-Jugendorga- 
nisation zur Sprache gebracht haben. 
Schulze war bis Ende 2009 JN-Bundes- 
schatzmeister und beklagte demnach: 
»Hauptsache Ihr haut Euch schön die 
Taschen voll mit Frontdienst, erdach¬ 
ten Mietverträgen, Reisekostenabrech¬ 
nungen und Anstellungen für 400 
Euro. Alles das für Eure minderwertige 
und korrupte Arbeit. Prima, Heil 
Deutschland. (...) Diese Misswirt¬ 
schaft passt auf keine Kuhhaut. Ihr 
seid Verbrecher!« Die Bareinnahmen 
von Verkaufsständen des von Phillip 
Valenta geführten JN-Versandes 
»Frontdienst« seien über Jahre nicht 
auf JN-Konten eingezahlt worden. Als 
schwierig stellte sich offenbar auch 
das Verhältnis der Landespartei zum 
Kreisverband Altmark heraus. Der 
Kreisvorsitzende Kai Belau würde bei 
Anrufen einfach auflegen, Kandidat 
Heiko Krause ebenso. Krause hätte sich 
sogar geweigert, Unterschriften für 
seine Kandidatur im Wahlkreis 
Genthin zu sammeln. Thomas »Stei¬ 
ner« Wulff versuchte zu vermitteln - 
offenbar erfolglos. Insgesamt konnte 
die NPD nur einen der sechs nördli¬ 
chen Wahlkreise besetzen. In Stendal 
wurde der Kandidat sogar wegen ge¬ 
fälschter Unterschriften abgelehnt. 

(Ex)-SPD Mann auf NPD-Ticket 

Einen interessanten Einblick gewäh¬ 
ren die besagten NPD-E-Mails auch in 
die Hintergründe im Fall des Ex-SPD- 
Bürgermeisters von Krauschwitz, Hans 
Püschel. Püschel hatte den NPD-Bun- 
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desparteitag in Hohenmölsen besucht 
(Vgl. AIB # 89). In den folgenden Wo¬ 
chen gab es zwischen Püschel und der 
NPD einen intensiven Austausch, bei 
dem die offizielle Darstellung der 
schleichenden Annäherurig detailliert 
verabredet wurde. »Als NPD-mann 
wäre« Püschel »sofort raus aus den 
medien« (Fehler im Original), weshalb 
er sich »die SPD-größen warm« (Feh¬ 
ler im Original) halte, und »den Krach 
so lange wie möglich raus« schiebe. 
»Die Abgrenzung« sei »vorläufig ge¬ 
genseitig das Beste, weil« er »dann die 
Sache immer mal noch ein paar Tage 
befeuern und nachlegen kann.« 

Wahlkampf auf Pump 

Zur Finanzierung des »Schwerpunkt¬ 
wahlkampfes« mussten dringend neue 
Geldquellen erschlossen werden. So 
unterschrieb der NPD-Landesverband 
laut NPD-Insiderinformationen, einen 
Darlehensvertrag mit dem parteieige¬ 
nen Deutsche Stimme Verlag. Der NPD- 
Fraktionsvorsitzende von Mecklen¬ 
burg-Vorpommern Udo Pastors wurde 
demnach zudem überredet 25.000 
EUR über einen Darlehensvertrag, ab¬ 
geschlossen von seiner Frau Marianne, 
zuzuschießen. NPD-Chef Udo Voigt 
soll hierzu geäußert haben, es sei ein 
Witz, dass ausgerechnet ein so begü¬ 
terter Mann wie Udo Pastors, hier 
noch eine Bürgschaft der NPD Bunde¬ 
spartei verlange. 

Heyder-Gate 

In der letzten Woche vor der anste¬ 
henden Wahl veröffentlichte tages¬ 
schau.de Einträge aus dem mittler¬ 
weile abgeschalteten Forum freie¬ 
freunde.de. Unter dem Pseudonym 
»Junker Jörg«, hinter dem sich mut¬ 
maßlich NPD-Spitzenkandidat Mat¬ 
thias Heyder verbarg, wurde en detail 
über die Wahlkampfstrategie in Sach¬ 
sen-Anhalt berichtet, Plakatentwürfe 
diskutiert und das ein oder andere In¬ 
terna ausgeplaudert. So zieht er über 
Rieger, Apfel, Voigt und Peter Marx 
mit den Worten her: »Die sind nur alle 


nicht teamfähig. Bzw. die brauchen 
einen Führer der sie richtig diszipli¬ 
niert. Daran haperts.« Weiterhin ließ 
er durchblicken, dass zu den bestehen¬ 
den weitere fehlerhafte Rechenschafts¬ 
berichte der NPD bekannt werden wür¬ 
den. »Der Bundestag hat die erste 
Strafzahlung auf 3 Mio Euro festge¬ 
setzt. Da kommen aber noch einige 
Millionen zusammen, wenn ab 1996 
geprüft wird. Das wars dann wohl.« 
Während diese Einlassung intern für 
einigen Ärger sorgen dürften, richte¬ 
ten andere einen massiven Flurscha¬ 
den für die NPD an. So schloss »Jun¬ 
ker Jörg« einen Eintrag zu einer Lin- 
ken-Abgeordneten mit den Worten: 
»Schändet Ihre Frauen, ihr tapferen 
Nationalisten!« Zudem wurde unter 
dem gleichen Pseudonym Hitlers 
»Mein Kampf« hochgeladen - auf den 
Server von Matthias Heyder auf dem 
auch private Daten zu finden gewesen 
sein sollen. Das »Junker Jörg« auch 
nicht darum verlegen war detaillierte 
Anleitungen zum Bau von Bomben im 
Forum zu veröffentlichen, setzte dem 
Ganzen die Krone auf. 

Das einsetzende mediale Interesse 
brachte die NPD in massive Bedräng¬ 
nis. Das mühsam aufgebaute Image als 
»bürgernahe« Partei zerbröselte zuse¬ 
hends. In verzweifelten Reaktionen 
wurde versucht das Thema herunter¬ 
zuspielen bzw. »Antifa-Hackern« in 
die Schuhe zu schieben. Doch dieses 
Manöver verfing nicht. Selbst in den 
eigenen Reihen wurde mit Kopfschüt¬ 
teln reagiert. Als direkte Konsequenz 
stieg ein Macher der Website »Deutsch¬ 
landecho«, die bis dahin die NPD im 
Wahlkampf unterstütze, mit den Wor¬ 
ten aus: »und es sind Tatsachen, allen 
Beteuerungen zum Trotz, das ist mir 
aus sicherer Quelle bekannt.« 

Lange Gesichter und Sprachlosigkeit 

Vielleicht dämmerte dem einen oder 
anderen NPD'ler das der Tag der Land¬ 
tagswahl nicht den triumphalen Ein¬ 
zug in den Landtag bringen würde. 
Doch die versteinerten Mienen vor den 



Bildschirmen im Magdeburger Land¬ 
tagsgebäude sprachen Bände. Die vier 
Vertreter der NPD, darunter Michael 
Schäfer, Hans Püschel und Andy 
Knape, die als Vorhut gekommen wa¬ 
ren, trauten ihren Augen kaum als die 
NPD bei den ersten Hochrechnungen 
bei 4,5% gehandelt wurde. Matthias 
Heyder und Udo Voigt ersparten sich 
diese Situation. Selbst am Abend des 
darauf folgenden Tages herrschte 
Sprachlosigkeit. Auf den Internetsei¬ 
ten der NPD hieß es noch immer voll¬ 
mundig: »Landtag, wir kommen«. 

Doch auch wenn die NPD an ihren 
übertrieben vollmundigen Ankündi¬ 
gungen und unter tatkräftiger Mithilfe 
ihres Spitzenkandidaten scheiterte, 
erreichte sie aus dem Stand ein Ergeb¬ 
nis, welches keinen Anlass zur Entwar¬ 
nung gibt. Trotz schwer enttäuschter 
Anhängerschar - welche bereits fest 
an Wahlfälschung und Verschwörung 
glaubt - und einer sich weiter ver¬ 
schärften finanziellen Schieflage, 
sollte man die NPD in Sachsen-Anhalt 
nicht abschreiben. Unter den unter 
30-jährigen erreichte sie immerhin ei¬ 
nen Stimmenanteil von 12%. Zusam¬ 
men mit ihrer kommunalen Veranke¬ 
rung wird die Partei versuchen darauf 
aufzubauen. Ob sie jedoch in fünf Jah¬ 
ren zur nächsten Landtagswahl wieder 
mit Matthias Heyder antritt, ist mehr 
als ungewiss. ■ 


[1] Das Scheitern ins 
Gesicht geschrieben - 
NPD-Pressesprecher 
Michael Robin Gunzel 
(li.) und JN-Bundesvor- 
sitzender und Land¬ 
tagskandidat (Listen¬ 
platz 3) Michael 
Schäfer am Wahl¬ 
abend im Magde¬ 
burger Landtag 


Weitere Informationen 
zur NPD und ihren 
Kandidaten in Sachsen- 
Anhalt sind zu finden 
unter: 

www.waehlnichtnpd.de 

Ausführliche Informa¬ 
tionen zur »Junker 
Jörg«-Affäre unter: 
www.npd-blog.info 
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Völkische Jugendarbeit 

sucht »neue« Strukturen 


Andrea Röpke 


Die Heimattreue Deutsche Jugend 
(HDJ) verstand sich als nationale Vor- 
zeigetruppe (Vgl. AIB # 74 und # 83). 
Bis zu ihrem Verbot im März 2009 
durch das Bundesinnenministerium 
galt die Organisation als wählerisch im 
Hinblick auf die Auswahl führender 
Mitglieder. Nicht wenige gehörten par¬ 
allel dazu auch der NPD oder deren Ju¬ 
gendorganisation Junge Nationalde¬ 
mokraten (JN) an. Vorrangiges Ziel 
der braunen Erziehertruppe war, laut 
Verbotsverfügung, die »Heranbildung 
einer neonazistischen Elite« in Form 
einer »ideologischen Einflussnahme 
auf Kinder und Jugendliche«. Ersatz¬ 
organisationen zu bilden oder die ver¬ 
fassungsfeindliche HDJ in bestehen¬ 
den Gruppen weiterzuführen ist seit¬ 
her verboten. 

Die IG Fahrt und Lager 

Auch die 1969 gegründete JN, geriert 
sich gern als Kaderschmiede. Unab¬ 
hängig von der Führung um den seit 
2007 amtierenden Vorsitzenden Mich¬ 
ael Schäfer scheint sich nach dem 
HDJ-Verbot ein radikaler völkischer 
Zirkel innerhalb der JN-Strukturen 
herausgebildet zu haben, dessen An¬ 
hänger bundesweit an Einfluss gewin¬ 
nen. Unter dem Deckmantel der »In¬ 
teressengemeinschaft (IG) Fahrt und 
Lager« sind Aktivisten wie das JN- 
Bundesvorstandsmitglied Sebastian 
Richter aus Hohen Neuendorf (Orani¬ 
enburg) oder Stephan B. aus Bad 
Dürkheim aktiv. Auffällig viele neue 
Stützpunkte der JN entstanden in den 
Regionen, wo auch die HDJ sehr prä¬ 


sent war. In der Vergangenheit hatten 
JN-ler gemeinsam mit HDJ-Anhängern 
2006 an einem Wehrsportlager in Nie¬ 
dersachsen teilgenommen, auch eine 
sogenannte »Rasseschulung« fand 
Anfang 2007 Zulauf aus beiden Grup¬ 
pen. In Oranienburg beteiligten sich 
unter Richter HDJ- und JN-Anhänger 
gemeinsam an einem Marsch. Kluft, 
Rituale, Brauchtum, Morgenappelle, 
Fanfarenlager, Selbstverteidigung und 
nicht zuletzt der zelebrierte Frühsport 
zur körperlichen Ertüchtigung erin¬ 
nern an die HDJ. Auch führten völki¬ 
sche Sektionierer der JN 2010 - ähn¬ 
lich wie die Heimattreuen - einen so 
genannten »Edelweißmarsch« durch 
die Tiroler Berge durch. Zunächst gab 
die JN an, die IG Fahrt und Lager sei 
im Sommer 2008 gegründet worden, im 
Kalender »Unsere Gemeinschaft 2011« 
war dann die Rede vom fünfjährigen 
Bestehen. 

Dahinter könnte sich der leidliche 
Versuch der Verantwortlichen verber¬ 
gen, nicht allzu sehr mit der HDJ in 
Verbindung gebracht zu werden und 
als mögliche Nachfolgeorganisation 
aufzufallen. Tatsächlich finden sich 
jedoch in den jüngsten JN-Jahreska- 
lendern fast identische Textstellen zum 
letzten Kalender der HDJ von 2008. 

Ganz in HDJ-Manier greifen die völ¬ 
kischen Lager-Fans auch offen die 
»Autonomen Nationalisten« an und 
beschweren sich über den »um sich 
greifenden Liberalismus« im eigenen 
Spektrum. »Selbst in unseren eigenen 
Reihen muss man immer häufiger art¬ 
fremdes Verhalten beobachten«, kla¬ 
gen sie. Nach Vorstellungen der IG 
Fahrt und Lager soll die JN »keine Ju¬ 


gendbande« mit englischsprachigen 
Transparenten sein und man möchte 
auch nicht, dass ein Anhänger wie 
»ein amerikanisches Ghettokind« her¬ 
umrennt, »braungebrannt und mit 
Metall im Gesicht«. Beinahe scheint es 
so, als wenn die IG Fahrt und Lager 
sich zu einer der JN-Bundesführung 
kontrovers gegenüberstehenden Un¬ 
terorganisation gestaltet. Am 21. De¬ 
zember 2010 durchsuchten Beamte 
der Landeskriminalämter in Oranien¬ 
burg, Ludwigshafen, Bad Dürkheim, 
Heidelberg und Osnabrück Wohnun¬ 
gen von IG Fahrt und Lager-Mitglie¬ 
dern. Von den Durchsuchungen sollen 
laut szeneinternen Informationen Se¬ 
bastian Richter, Stephan B., Fabian W. 
(Niedersachsen) und Thorolf N. 
(BaWü) betroffen gewesen sein. Nach 
dem Gefahrenabwehrrecht sollte da¬ 
mit das für Ende Dezember 2010 ge¬ 
plante große Winterlager der Gruppe 
verhindert werden, welches im Ver¬ 
einsheim des Stahlhelm - Bund der 
Frontsoldaten (Vgl. AIB # 50) in Al¬ 
tenglan im Landkreis Kusel geplant 
war. Routiniert - ganz im HDJ-Stil - 
improvisierten die JN-ler und verleg¬ 
ten das Jahreswechsellager »mit meh¬ 
reren Kindern« an einen anderen Ort. 
Das sollte eigentlich verhindert wer¬ 
den, so hatte das LKA Niedersachsen 
gleich nach der Razzia erklärt, es be¬ 
stehe die Gefahr, »dass es während 
des Lagers zu Straftaten unter ande¬ 
rem wegen Volksverhetzung oder Ver¬ 
stöße gegen das Uniformverbot kom¬ 
men soll«. Die Behörden befürchteten 
für teilnehmende Kinder und Jugend¬ 
liche »eine erhebliche Jugendgefähr¬ 
dung«. 
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Auch die wütenden Reaktionen aus 
der JN erinnern stark an die Arroganz 
der HDJ. Auf der Homepage hieß es 
wütend: »Ihr könnt uns mal«. Nicht 
besonders einfallsreich. Dieselben 
Worte wählte die HDJ im »Funken¬ 
flug« 2007 in der Überschrift: »HDJ- 
Verbot? Ihr könnt uns mal!« 

Doch innerhalb der JN scheint es 
zu rumoren. Manchen mißfällt der 
Einfluss der »IG-Leute«. Verbote stö¬ 
ren, denn längst ist der Wahlkampf in 
Sachsen-Anhalt angelaufen, mit mas¬ 
siver Unterstützung der JN-Führung 
unter Michael Schäfer. 

Werdegänge 

Doch auch andere Organisationen bie¬ 
ten früheren HDJ Aktivisten eine poli¬ 
tische Heimat. Sebastian Räbiger, 
rechtskräftig wegen Körperverletzung 
verurteilter letzter Bundesführer der 
HDJ, verschwand vorläufig aus dem 
Blickfeld der Öffentlichkeit. Zum 
Bundesparteitag der DVU im Winter 
2010 im thüringischen Kirchheim, bei 
dem über die Fusion mit der NPD ab¬ 
gestimmt werden sollten, ließ er sich 
jedoch blicken. 


Der bayerische HDJ-Aktivist Ulrich 
Pätzold sitzt seit kurzem im NPD-Bun- 
desvorstand. Jörg Hähnel, HDJ-An- 
hänger aus Berlin/Brandenburg, ar¬ 
beitet in der NPD-Parteizentrale als 
»Amtsleiter Öffentlichkeitsarbeit«. Die 
meisten Frauen aus der HDJ-Einheit 
»Preußen« sind in der Berlin-Bran¬ 
denburger Sektion der Gemeinschaft 
Deutscher Frauen (GDF) aktiv. Sie tref¬ 
fen sich regelmäßig mit ihren kleinen 
Kindern zu politischen Schulungen 
und Ausflügen und organisieren wie 

2009 in Biesenthal ein Sommerlager 
zum Thema »Überleben in der Krise«. 
Auch im Raum Ludwigslust sind die 
HDJ-Anhängerinnen weiterhin völ¬ 
kisch aktiv. Mit den Jüngsten treffen 
auch sie sich bei bei der GDF und in 
einer nationalen Mutter-Kind-Gruppe. 
Im vertrauten Kreise werden Brauch¬ 
tumsfeste wie das Erntefest im Herbst 

2010 in Benz-Briest auf dem Anwesen 
von Marianne und Udo Pastors (NPD 
Fraktionsvorsitzender Mecklenburg 
Vorpommern) gefeiert. 

Ins Visier der Behörden geraten ist 
mittlerweile die Schlesische Jugend - 
Landesgruppe Thüringen (SJ). Das 




Landesamt für Verfassungsschutz in 
Erfurt registrierte im Dezember 2010 
eine Wintersonnenwendfeier mit 40 
Teilnehmern. Insider warnen seit län¬ 
gerem davor, dass die SJ von HDJ-lern 
übernommen worden sei. Tatsächlich 
zählten die beiden neuen Vorstands¬ 
mitglieder Sabine und Thiemo Wolf 
bis zum Verbot der HDJ 2009 zu deren 
»Einheit Thüringen«. Ebenso wie Sil¬ 
via und Frank Kirschner. Die achtfa¬ 
che Mutter Kirschner fungierte in der 
Vergangenheit sogar als Regionalbe¬ 
auftragte der HDJ in Niedersachsen, 
heute lässt sie sich mit Kindern für 
das Gruppenbild der Schlesischen Ju¬ 
gend ablichten. Die neue Führungs¬ 
riege der SJ verlangt von ihren Anhän¬ 
gern mehr Disziplin und Gehorsam. 
So wolle man sich »in einer Zeit, in 
der das Schlesiertum und mit ihm das 
Deutschtum in seiner Existenz be¬ 
droht« sei, nicht mehr damit begnü¬ 
gen, »kleine Brötchen« zu backen, 
heißt es intern. Angeblich habe man 
inzwischen rund 200 feste Mitglieder 
innerhalb der Schlesischen Jugend, 
und über 3000 Leser würde die Ver¬ 
einszeitschrift erreichen. ■ 


[1] Das JN Bundes¬ 
vorstandsmitglied 
Sebastian Richter 
als Redner bei einer 
Neonazi-Demonstra¬ 
tion am 10. Oktober 
2009 in Berlin. 
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Lose 


Finger sind keine Faust 

Protokoll eines gescheiterten Versuchs 


11 Vgl. Beschluss VerwG 
Dresden unter: 
www.gruene-fraktion- 
sach- 

sen.de/fileadmin/user_u 
pload/Stellungnahmen/ 
VG_DD_Beschiuss 
_zumJ9-03-2011.pdf 
zuletzt eingesehen 
02.03.2011 und Kleine 
Anfrage d. Landtagsab¬ 
geordneten Kerstin 
Köditz (Linkspartei) Drs. 
Nr. 5/4592 
2| Das fragwürdige 
Agieren des Dresdner 
Verwaltungsgerichts 
und die aktuelle Recht¬ 
sprechung zu Neona¬ 
ziaufmärschen, Blocka¬ 
den und Protestveran¬ 
staltungen in Hör- und 
Sichtweite kann inner¬ 
halb dieses Artikels 
nicht weiter themati- 


Der Neonaziaufmarsch in Dresden wurde 
zum zweiten Mal in Folge verhindert, sie 
kamen nicht nur nicht durch, sie kamen 
noch nicht einmal an. Abgeschreckt vom 
Vorjahresszenario und Hürden durch eine 
erzwungenermaßen versteckte Mobilisie¬ 
rung ohne Bekanntgabe der Treffpunkte, 
machten sich nur noch knapp 3.000 
Neonazis auf den Weg. Damit hatte sich 
die Teilnehmendenzahl im Vergleich zum 
Vorjahr bereits mehr als halbiert. 

Antifaschistisches Rechercheteam Dresden 

Versuch des Fingerkonzeptes 

Aus den Erfahrungen von 2010 (vgl. 
AIB # 86) plante man, sich dieses Jahr 
nicht an einem Platz einkesseln zu 
lassen, sondern meldete mehrere Ver¬ 
anstaltungen an. 1 Diese wurden im 
Großen und Ganzen nach mehreren 
Gerichtsbeschlüssen auch bestätigt. 2 
Aber auch das Konzept verschiedener 
Anlaufpunkte war aufgrund der zahl¬ 
reichen, früh begonnenen Blockaden 
und des teilweisen Chaos aufgrund 
von Barrikaden und Straßensperrun¬ 
gen nicht durchzusetzen. So schafften 
es gerade 500 regionale sowie einige 
spanische Neonazis, deren Anreise 
von vornherein per Zug geplant war, 
zum Hauptbahnhof zu gelangen. Die 
Busanreise scheiterte an den Möglich¬ 
keiten zu einem der verschiedenen 
Neonazitreffpunkte vorzudringen, da 


die Straßen dank antifaschistischer Ge¬ 
genaktivitäten blockiert waren. So 
standen am Anmeldepunkt der »Freien 
Kräfte«, von Hamburger Gittern einge¬ 
zäunt und antifaschistischen Blocka¬ 
den umringt sowie unter Beschallung 
des alternativen Coloradios, höchstens 
70 Neonazis. 

Für die Neonazis schlug daher die 
Stunde der Alternativen zu den ge¬ 
nehmigten Versammlungspunkten. Es 
hieß Kehrtwende und raus aus Dres¬ 
den in einen etwa fünf Kilometer ent¬ 
fernten Ort. Dort trafen sich circa 20 
Neonazibusse und wagten den Marsch 
in zwei größeren Gruppen übers Land 
stadteinwärts. Dabei wurde offen¬ 
sichtlich, dass die Neonazis versuch¬ 
ten, das »Fingerkonzept« zu überneh¬ 
men. So waren die unterschiedlichen 
Gruppen durch verschiedenfarbige 
Armbändchen gekennzeichnet. 

Der erste Finger um Thomas »Stei¬ 
ner« Wulff stieß in einem Außenbe¬ 
zirk auf eine Polizeisperre, woraufhin 
ein Teil von der Polizei eingekesselt 
wurde und der andere Teil seinen Zug 
über einen anderen Weg fortsetzte. 

Der zweite Finger bewegte sich 
ohne größere Barrieren Richtung Zen¬ 
trum und griff unterwegs das alterna¬ 
tive Wohnprojekt »Praxis« an. Dabei 
schlugen etwa 200 Neonazis unter Ru¬ 
fen wie »Wir kriegen euch alle« Fen¬ 
sterscheiben ein und versuchten in 
das Gebäude zu gelangen. Die Polizei, 
die mit zwei Streifenwagen vor Ort 
war, griff nicht ein, sondern regelte 
den Verkehr. Am Rande der Innenstadt 
wurden die Neonazis durch die Polizei 
gestoppt und in den Zug Richtung 
Hauptbahnhof verfrachtet. 


Einen dritten Finger bildeten die 
500 regionalen Neonazis am Haupt¬ 
bahnhof, die unterdessen vergeblich 
versuchten, ihren Marsch in Richtung 
des Treffpunkts im Univiertel zu star¬ 
ten, von welchem aus die große De¬ 
monstration beginnen sollte. Sie ka¬ 
men nicht los, denn die Route war er¬ 
folgreich blockiert. So beschlossen sie 
nach mehreren Stunden, dass ihr Ver¬ 
bleiben sinnlos war und fuhren am 
Nachmittag nach Leipzig. Doch auch 
dort scheiterten sie mit ihrem Auf¬ 
marschversuch an den Behörden und 
200 Gegendemonstrant_innen, die 
sich vor dem Bahnhof eingefunden 
hatten. 

Schwerpunkt der Neonaziaktivitä¬ 
ten war nun ein Dresdner Außenbe¬ 
zirk. Einerseits hing dort immer noch 
der gestoppte erste Finger fest, ande¬ 
rerseits verspürten die Neonazis, die 
sich bis nach Dresden »durchge¬ 
kämpft« hatten, keine Lust als Näch¬ 
ste sinnlos am Hauptbahnhof rumzu¬ 
stehen. Man fuhr also mit der S-Bahn 
wieder zurück und vereinigte sich. 
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Dresden 19. Februar 2011 
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Hinzu kamen noch weitere 18 Neona¬ 
zibusse, die wohl als weiterer Finger 
geplant, aber über Stunden aufgrund 
der Blockaden steckengeblieben wa¬ 
ren. Insgesamt versammelten sich etwa 
2.000 Neonazis am Spätnachmittag im 
Dresdner Süden. 

Die Polizei, auch dort unterbesetzt, 
hatte Mühe die frustrierten Kamera¬ 
den in Schach zu halten. Die flexiblen 
antifaschistischen Proteste hatten sich 
recht schnell ins Viertel verlagert und 
umringten die Neonazis, so dass es 
diesen dort ebenfalls nicht möglich 
war zu laufen. Schlussendlich zogen 
sie hundert Meter um die Ecke, zurück 
zum S-Bahnhof, um zu ihren Bussen 
außerhalb von Dresden zu gelangen. 
Der Rest stieg unverrichteter Dinge 
vor Ort wieder in Busse. 

Sie kamen wieder nicht durch 

Die Neonazis werden nun versuchen 
sich auf die veränderte Situation ein¬ 
zustellen. Dazu zählt zunächst, die 
Beobachtung das der Aufmarsch am 
13. Februar selbst weiter an Attrakti¬ 
vität gewann. So liefen dieses Jahr 
2.000 Neonazis mit Fackeln und ein¬ 
zelnen Skelettkostümen entlang des 
Bahndamms und durch das Dresdner 
Univiertel, wo ihnen lautstarker Pro¬ 
test und eine von Blockaden erzwun¬ 
gene Routenkürzung entgegengesetzt 
wurden. Dieser Aufmarsch spiegelt das 
hohe Mobilisierungspotential der re¬ 
gionalen Szene und die Symbolkraft 
der Bombardierungsnacht selbst wie¬ 


der. Auch die (richtige) Annahme, 
dass der Hauptmarsch aufgrund von 
massiven Protesten nicht stattfinden 
würde, machte den Fackelzug attrak¬ 
tiv. Sendet man doch die trotzige Bot¬ 
schaft nach Innen und Außen, dass 
man sich den Anlass nicht nehmen 
lassen will. 

Der innerhalb der Neonazi-Szene 
seit Jahren umstrittene Groß¬ 
aufmarsch scheint aufgrund der Ver¬ 
hinderung im Vorjahr massiv an An¬ 
ziehungskraft verloren zu haben. So 
waren die Neonazis gezwungen »klan¬ 
destiner« zu mobilisieren. Die Notwen¬ 
digkeit sich vorher zu entscheiden, 
organisieren und anzumelden, stellte 
offensichtlich eine schwer überwind¬ 
bare Hürde für die Masse dar. 

Der Aufmarsch dampfte auf den 
mehr oder weniger »harten Kern« ein 
und dieser versuchte sich in einer 
Übernahme der Fingerstrategie. Es 
existierten mehrere Gruppen, die je¬ 
weils einen inneren Organisationszu¬ 
sammenhalt, geplante Routen und 
eine gewisse Führungsstruktur auf¬ 
wiesen. Man wich sogar bis in die 
nächste Kleinstadt aus, um von Ge- 
gendemonstrant_innen verschont zu 
bleiben. Es gelang den Neonazis den¬ 
noch nicht das Konzept, dessen Ziel es 
ist, über unterschiedliche Wege zum 
gewünschten Punkt zu gelangen, um¬ 
zusetzen, obschon es im Vorfeld voll¬ 
mundige Ankündigungen wie »Kein 
Polizeikessel, keine demokratische 
Resolution oder Blockade wird uns 


stoppen.« 3 gab. Faktisch trat genau, 
dieser Stopp ein und insbesondere von 
einem gemeinsamen Vorgehen gegen 
die Polizei konnte kaum die Rede 
sein. Sobald diese auftauchte, gab es 
zwar Aggression und Militanzgebäh¬ 
ren, aber neben vereinzelten Aus¬ 
bruch- und Schiebeversuchen kein or¬ 
ganisiertes, entschlossenes Vorgehen. 

Ausblick 

Tatsache ist, dass es den Neonazis 
aufgrund der Massenproteste erneut 
verunmöglicht wurde, ihren aktuell 
größten Aufmarsch durchzuführen. 
Selbst wenn sie in kleineren Gruppen 
laufen konnten, taten sie dies abseits 
der öffentlichen Wahrnehmbarkeit 
und darüber hinaus nicht in der für 
sie so wichtigen Größe und Stärke. 
Spontane Aktionen sind gerade nicht 
dazu geeignet ein euphorisches Mas¬ 
sengefühl zu erreichen, wenn sie auch 
einem kurzzeitigen Adrenalinkick zu¬ 
träglich sein können. 

Allerdings schicken sich bereits an¬ 
dere Orte und Daten an, die Relevanz 
und Dimension des Dresdner Auf- 
marschs zu erreichen. Hier gilt es für 
Antifaschist_innen wachsam zu blei¬ 
ben und zu verhindern, den nächsten 
symbolträchtigen Aufmarsch heran¬ 
wachsen zu lassen. Auch die Thematik 
der Bombardierung führt zu immer 
mehr, wenn auch kleineren Aktionen 
in der gesamten Bundesrepublik. 4 

Es bleibt abzuwarten, ob sich die 
an autoritäre Konzepte und Gehorsam 
gewohnten Neonazis jenseits von 
Drohgebärden offensiv gegen Polizei 
und Ordnungsmacht stellen werden. 
Erste Anläufe gab es dazu. Es würde 
bedeuten, das vorhandene Feindbild, 
was in seiner gewaltvollen Attitüde 
primär aus »Ausländern« und »Lin¬ 
ken« besteht, wie es sich zum Beispiel 
auch im Angriff auf das alternative 
Wohnprojekt »Praxis« widerspiegelte, 
zukünftig auch gegen den Staat aus¬ 
zuleben. ■ 


[1],[2] Abwartende 
Neonazis bei ihren 
Aufmarschversuchen 
am 19. Februar 2011 
in Dresden. 


siert werden. 

3| 

http://logr.org/chemnitzi 
nfos/2011/01/10/ 19- 
februar-dresden—dem- 
recht-auf-gedenken- 
eine-gasse-erkampfen/, 
zuletzt eingesehen am 
07.03.2011 

4| Die Neonazis zählen 
selber über 80 Veran¬ 
staltungen im Zeitraum 
vom 7. bis 13. Februar 
auf. Selbst wenn diese 
Flöhe angezweifelt wer¬ 
den darf und es sich 
häufig nur um Schnip¬ 
sel- oder Transparentak¬ 
tionen handelte, kommt 
es bundesweit zu im¬ 
mer mehr Neonaziak¬ 
tionen im Vorfeld des 
Datums der Bombardie¬ 
rung Dresdens (vgl. 
www.gedenk- 
marsch.de/dresden/?p= 
844, zuletzt eingesehen 
6. März 2011). Auch 
wird versucht in Städ¬ 
ten wie Magdeburg 
und Chemnitz mit eige¬ 
nen Aufmärschen die 
Bombardierung zu the¬ 
matisieren. 
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Rockte Rechts 2010? 


1| Wir verwenden das 
als feststehenden Be¬ 
griff etablierte Wort 
»RechtsRock«, um das 
gesamte Spektrum neo¬ 
nazistischer Musik zu 
bezeichnen. Unabhän¬ 
gig vom tatsächlichen 
Genre. 


Über Jahre war der jugendkulturell 
orientierte Teil der extremen Rechten im 
Anwachsen begriffen und ein wichtiger 
Faktor der »Modernisierung« der 
extremen Rechten. Ein Rückblick auf 
das Jahr 2010 zeigt die Dimension dieses 
Bereiches und die neuen Tendenzen und 
Entwicklungen. 


Der Kern - der neonazistische 
Bereich der RechtsRock-Szene 1 

Die jugendkulturelle neonazistisch 
orientierte Szene in Deutschland hat 
sich auf hohem Niveau stabilisiert. Sie 
besteht vor allem aus einem Bereich, 
der zwar optisch der Neonazi-Skinhead¬ 
szene entwachsen ist, in dieser jedoch 
seinen Ausgangspunkt hat. Ca. 250 
deutsche RechtsRock-Bands und Lie¬ 
dermacher veröffentlichten 2010 knapp 
über 100 professionell produzierte 
CDs. Musikalisch handelt es sich um 
Variationen von Punk und Rock, gele¬ 
gentlich mit Metal-Einflüssen, 70 Pro¬ 
zent der CDs sind diesem Bereich zu¬ 
zuordnen. Der seit einigen Jahren 
feststellbare Trend in der Szene zum 


Hardcore hält an, 2010 waren 10 Pro¬ 
zent dem sogenannten National-Socia- 
list-Hardcore (NSHC) zuzuordnen (Vgl. 
AIB #86). Die NSHC-Szene, welche op¬ 
tisch und thematisch eine hohe 
Schnittmenge mit den »Autonomen- 
Nationalisten« aufweist, ist integraler 
Bestandteil der selbsternannten White- 
Power-Musikszene. Ca. 20 Prozent der 
CDs sind Balladen, was deren Beliebt¬ 
heit und Bedeutung unterstreicht. Die 
Musik von drei CDs orientierte sich am 
Rap, aber noch immer wird diese Musik 
vom größten Teil der Szene als »Ne- 
ger«-Musik abgelehnt. Eine dieser CDs 
sollte kostenlos an Jugendliche ver¬ 
teilt werden und war ein strategisch 
geplanter Unterwanderungsversuch. 
Nicht in den Zahlen enthalten sind die 
Bereiche des sogenannten NS-Black- 
Metal und des extrem rechten Dark- 
Wave. Obgleich einzelne Bands dieser 
Genres immer wieder auf Konzerten 
auftreten und an Produktionen betei¬ 
ligt sind, die beispielsweise aus Krei¬ 
sen der NPD organisiert werden, stel¬ 
len diese doch weitgehend eigenstän¬ 
dige Jugend- und Musikkulturen dar. 

NPD setzt weiterhin auf Jugendkultur 

2010 fanden nach Angaben der Bun¬ 
desregierung 35 Liederabende und 125 


Konzerte statt. Eigene Zählungen er¬ 
geben mindestens 200 Veranstaltun¬ 
gen, bei denen Musik einen wesentli¬ 
chen Anteil gehabt hat. Bei diesen 
traten ca. 150 verschiedene deutsche 
Bands auf. Weiter zu nahm die Zahl 
der NPD-Veranstaltungen, Liedera¬ 
bende, Festivals oder Sommerfeste bei 
denen sowohl Redner als auch Bands 
auftraten und die von den Behörden 
zumeist nicht als Konzerte gezählt 
werden. Mindestens 31 Veranstaltun¬ 
gen der NPD haben Parteipolitik mit 
Musik gekoppelt, zumeist durch den 
Auftritt von Liedermacherinnen. Auf 
NPD-Open-Air-Festivals wie dem 
Preußentag, dem Frankentag, dem 
Sachsentag oder dem Bayerntag tra¬ 
ten vornehmlich Rockbands auf. Die 
größten Musikveranstaltungen im 
Jahr 2010 waren das »Pressefest« der 
NPD-Parteizeitung Deutsche Stimme 
mit ca. 1500 Teilnehmenden im säch¬ 
sischen Waldhufen, 1200 kamen zum 
NPD-Fest »Rock für Deutschland« in 
Gera. Diese im Vergleich zu 2009 
(5000 Besucherinnen) geringere An¬ 
zahl ist dem als unattraktiv empfun¬ 
denen Veranstaltungsort und den auf¬ 
tretenden Bands geschuldet, die nicht 
die Zugkraft der Bands des vergange¬ 
nen Jahres hatten. 


26 AIB 90 1.201 1 






RechtsRock 2010 
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Nicht einsetzen konnte die NPD ihre 
für den Landtagswahlkampf in Meck¬ 
lenburg-Vorpommern neu erstellte 
Schulhof-CD. Die Bundesprüfstelle für 
jugendgefährdende Medien hatte 
diese im beschleunigten Verfahren in¬ 
diziert, der Beschluss wurde bestätigt. 

Wachablösung im harten Kern? 

Neben der NPD ist die Organisierung 
der RechtsRock-Erlebniswelt und der 
RechtsRock-Produktionen weitgehend 
in der Hand von Netzwerken, die auf 
regionaler wie auch überregionaler 
Ebene bestehen. Diese verfügen über 
das notwendige Knowhow, Mobilisie¬ 
rungssysteme, Kontakte und Infra¬ 
struktur. Gruppen, die sich am 2000 
verbotenen Netzwerk Blood & Honour 
(B&H) orientierten und teilweise die 
verbotene Weiterführung von B&H be¬ 
trieben, haben ihre dominierende 
Rolle in einigen Regionen eingebüßt. 
Insbesondere im südwestdeutschen 
Raum und in Mecklenburg-Vorpom¬ 
mern etablierten sich verstärkt Ham- 
merskin-Labels und -Strukturen. Auch 
in Bayern und im gesamten norddeut¬ 
schen Raum sind die Hammerskins auf 
dem Vormarsch und bieten dem har¬ 
ten Kern der Szene die Möglichkeit 
elitärer Selbstverortung. 

Strategischer Zugriff auf Rap? 

2010 machten mehrere Rap-Projekte 
im Bereich des RechtsRock von sich 
reden. Beim Label Gjallarhorn Klang¬ 
schmiede erschien die CD der Gruppe 


»Sprachgesang zum Untergang« 
(SZU), die als Gratis-CD zu Werbe¬ 
zwecken verteilt werden sollte. Hinter 
dem Projekt stehen Musiker der NSHC- 
Band Eternal Bleeding. Der Macher 
der Gjallarhorn Klangschmiede, Malte 
Redeker, führender Kopf der deut¬ 
schen Hammerskins, benennt offen 
seine Strategie, die Hip-Hop-Szene 
ansprechen zu wollen. In einer inter¬ 
nen Mail äußerte er: »Man mag vom 
Phänomen >Sprechgesang< halten was 
man möchte - ich persönlich kann da¬ 
mit eigentlich gar nichts anfangen, al¬ 
lerdings darf die Propagandawirkung 
nicht unterschätzt werden.« Weder in 
der RechtsRock-Szene noch darüber 
hinaus fand die CD besondere Aner¬ 
kennung, unter anderem, da sich die 
fehlende Authentizität der Musiker in 
monotoner Spielweise und allzu höl¬ 
zernen Reimen niederschlägt. Die Mu¬ 
siker des Rap-Projektes n'Socialist So¬ 
undssystem, das auch unter dem Na¬ 
men Enesess (=NSS) agiert und aus 
der rheinland-pfälzischen Rechts- 
Rock-Band Häretiker hervorging, pro¬ 
pagieren unterdessen den Kultur¬ 
kampf mit und gegen Hip-Hop. Ihre 
Stücke wurden unter anderem als 
mp3, auf der Video-Plattform Youtube 
und auf der »Schüler-CD des Nationa¬ 
len Widerstand« veröffentlicht. Tat¬ 
sächlich ist dieses Projekt, was Habi¬ 
tus, Sound und Reime betrifft, näher 
am Rap als SZU. Zwar wird es in der 
Neonazi-Szene kritisch begutachtet, 
aber zumindest der Sound wird als an¬ 


sprechend wahrgenommen. Die Hemm¬ 
schwelle dieser Musik gegenüber 
sinkt, Lieder mit Versatzstücken aus 
dem Rap finden sich bei einzelnen 
RechtsRock-Bands, so z.B. bei der 
Brandenburger Band Hassgesang. Eine 
Prognose, ob Hip-Hop in der Zukunft 
- ebenso wie Black Metal oder Hard- 
core - zum »festen« Bestandteil von 
RechtsRock-Milieus werden wird, die 
integrationsfähiger werden und immer 
weiter streuen, kann zur Zeit nicht ge¬ 
troffen werden. 


[1] Auftritt einer 
RechtsRockband bei 
einer NPD-Kundge- 
bung am 18. Septem 
ber 2010 in Berlin. 


Fließende Grenzen 

Die jugendkulturellen Ausformungen 
des Neonazismus und deren Sprache, 
der RechtsRock, agieren weiterhin dy¬ 
namisch und integrativ. Die Grenzen 
zwischen erklärten RechtsRock-Bands 
und »unpolitisch« auf tretenden Bands 
verfließen sowohl auf inhaltlichen wie 
auch auf milieuhaften Ebenen. Ein 
Beispiel ist die Südtiroler Rockband 
Frei.Wild, die sich in Texten völkisch 
und nationalistisch äußert, sich selbst 
jedoch nicht im RechtsRock verortet 
(vgl. AIB #89). 

In der Gesamtanalyse des Rechts¬ 
Rock 2010 ist auffallend, dass sich die 
Liedtexte und Cover selbst im harten 
Kern der Szene nicht mehr so offen 
wie in der Vergangenheit auf den Na¬ 
tionalsozialismus beziehen. An die 
Stelle der plakativen politischen Pro¬ 
paganda tritt immer häufiger die Be¬ 
schreibung einer ideologisierten und 
idealisierten Lebenswelt, in der Natio¬ 
nalismus gepredigt wird, die geprägt 
ist von einem vermeintlichen (Über-) 
Lebenskampf und in der demokrati¬ 
schen Werten klare Absagen erteilt 
werden. Die häufig getroffene Ana¬ 
lyse, wonach im RechtsRock die radi- 
kalisierte Spiegelung bestehender ge¬ 
sellschaftlicher Verhältnisse stattfin¬ 
det, erhält im Rückblick auf das Jahr 
2010 nachdrückliche Bestätigung. ■ 
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Urteil zu antirassistischer Protestaktion 


Rassismus 


Ein Tag wie jeder andere am 

Frankfurter Flughafen 


Das Urteil das Bundes¬ 
verfassungsgerichts 
kann im vollen Wortlaut 
unter: 

www.bundesverfassung 

sge- 

richt.de/entscheidungen 
/rs20110222_1bvr0699 
06.html nachgelesen 
werden. Und wer eine 
entsprechende Kundge¬ 
bung plant, sollte auf 
das 

Aktenzeichen BVerfG, 

1 BvR 699/06 vom 
22.2.2011 # Absatz-Nr. 


Am 10. März 2003 gingen ein paar we¬ 
nige Aktivistinnen an den Frankfurter 
Flughafen, um zu versuchen, die Abschie¬ 
bung eines Kurden nach Griechenland zu 
verhindern. Sie hatten ein kleines Flug¬ 
blatt mit Informationen im Gepäck und 
die Hoffnung, beim Piloten auf die Bereit¬ 
schaft zu stoßen, einen Menschen nicht 
zu befördern, der gegen seinen Willen 
abgeschoben werden sollte - wie es im 
Übrigen eine Weisung der Pilotenvereini¬ 
gung Cockpit an ihre Mitglieder aus dem 
Jahr 2001 vorsah. 

Sie wussten Flugnummer und Abflug¬ 
zeit und wollten versuchen, Passa¬ 
giere am Gate von der bevorstehenden 
Abschiebung zu informieren. Das wollte 
die Flughafensicherheit nicht zulassen, 
also verlegten sie ihre Versuche an 
den Check-In Schalter der Lufthansa. 
First Class selbstredend. Weil man da 
besonders zuvorkommend bedient 
wird. Wurden sie auch. Anstatt ihnen 
ein Gespräch mit dem Piloten oder der 
Chef-Stewardess zu ermöglichen, rief 
die freundliche Schalterfrau die Si¬ 
cherheit zu Hilfe. Beim Gespräch mit 
den Beamten gaben sie ihre Persona¬ 
lien an und hofften, sie würden einen 
Kompromiss aushandeln um ihre Be¬ 
mühungen, jemanden von der Crew des 
Abschiebefliegers zu sprechen, fort¬ 


setzen zu können. Dem war nicht so 
und unter Verweis auf die Flughafen¬ 
benutzungsordnung und mit Hilfe der 
Bundespolizei wurden sie aus dem 
Flughafengebäude verwiesen. Sie hat¬ 
ten nichts erreicht, der Mann wurde 
abgeschoben. 

Am nächsten Tag hatten sie ein of¬ 
fizielles Schreiben der Fraport AG im 
Briefkasten, in dem ein unbefristetes 
Flughafenverbot ausgesprochen wurde. 
Da im Laufe der Zeit immer mehr Akti¬ 
vistinnen, die von ihrem Recht auf 
Meinungs- und Versammlungsfreiheit 
Gebrauch machen wollten, ein Haus¬ 
verbot erteilt wurde, es also zur gän¬ 
gigen Praxis der Fraport AG wurde, ihr 
unliebsamen Protest auszusperren, ent¬ 
schloss sich eine der Aktivistinnen 
mit dem »Aktionsbündnis gegen Ab¬ 
schiebungen Rhein-Main« den langen 
Gang durch die Gerichte anzutreten. 

Amtsgericht und Landgericht Frank¬ 
furt bestätigten die Richtigkeit des 
Hausverbots und auch der Bundesge¬ 
richtshof beanstandete die Einschrän¬ 
kung der Grundrechte nicht. Nur 
dürfe die Fraport nicht mit dem Ver¬ 
weis auf ein Hausverbot alle Anträge 
auf Demonstrationen oder Kundge¬ 
bungen abschmettern. Sie müsse alle 
Anträge prüfen. Das sollte gleich aus¬ 
probiert werden. 

Also wurde eine kleine Kundge¬ 
bung im Terminal im Hinblick auf be¬ 
vorstehende Abschiebungen nach Af¬ 
ghanistan angemeldet. Postwendend 
erfolgte eine Ablehnung mit dem Hin¬ 
weis, dass die Anmelderin doch so¬ 
wieso Hausverbot hätte und deshalb 


draußen bleiben müsse. Daraufhin bo¬ 
ten zwei Verfassungsrechtler ihre Hilfe 
bei einer Verfassungsbeschwerde an 
und fristgerecht wurde diese im Jahr 
2006 eingereicht. Dort schlief sie 
dann viereinhalb Jahre einen Dornrö¬ 
schenschlaf, bis sie im November des 
vergangenen Jahres wachgeküsst und 
öffentlich verhandelt wurde. 

Die Dimension der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts 

Was ursprünglich ein winziger Zwi¬ 
schenfall im großen Buch der grausi¬ 
gen Abschiebegeschichte war, wurde 
jetzt zum ersten Mal in seiner umfäng¬ 
lichen Bedeutung vor dem Bundesver¬ 
fassungsgericht verhandelt. Nämlich 
die Frage, ob in privatisierten öffent¬ 
lichen Räumen die Grundrechte Be¬ 
deutung haben. Ob die Fraport als Ak¬ 
tiengesellschaft, in der das Land Hes¬ 
sen, Frankfurt und der Bund die 
Mehrheit haben ein öffentlicher Ort 
ist. Ob an einem Ort, an dem staatli¬ 
che Abschiebemaßnahmen durchge¬ 
führt werden und es zu Menschen¬ 
rechtsverletzungen kommen kann, 
das Grundrecht auf Meinungs- und 
Versammlungsfreiheit Gültigkeit be¬ 
sitzt. Ob Flughafenausbaugegnerin¬ 
nen, die ein legitimes Interesse ha¬ 
ben, ihren Protest an den richtigen 
Ort zu tragen, zukünftig am Flughafen 
demonstrieren dürfen. Ob die Piloten¬ 
vereinigung Cockpit oder andere Ar- 
beitnehmerlnnen-Organisationen in 
Zukunft ihren Arbeitskampf auch im 
Terminal stattfinden lassen können. 
Die Liste ließe sich beliebig fortsetzen. 


» 
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Der Flughafen als Ort f an dem staat¬ 
liche Maßnahmen durchgeführt 
werden 

Der Frankfurter Flughafen ist der 
größte Flughafen Deutschlands und er 
ist als größter Abschiebeflughafen 
eng in die Abschiebepraxis der Bun¬ 
desrepublik eingebunden. Im Jahr 
2009 wurden von 7289 Abschiebun¬ 
gen auf dem Luftweg 3270 von Frank¬ 
furt aus durchgeführt. Vor rund 10 
Jahren waren es noch ca. 30 Abschie¬ 
bungen täglich. 

Das Bundesamt für Migration un¬ 
terhält am Frankfurter Flughafen eine 
Außenstelle, um dort das sogenannte 
Flughafenverfahren durchzuführen. 
Flüchtlinge, die nicht sofort zurück¬ 
geschickt werden können, verbleiben 
für die Dauer dieses Schnellverfahrens 
(das meist aber weitaus länger dauert, 
als die vorgeschriebenen zwei Wochen) 
in der 2001 neu erbauten Flüchtlings¬ 
unterkunft, sprich dem Internierungs¬ 
lager auf dem Gelände des Frankfurter 
Flughafens, ohne Kontakt zur Außen¬ 
welt. 

Das Bundesverfassungsgericht hat 
entschieden 

In einem Urteil, das alle Erwartungen 
übertraf, hat das Bundesverfassungs¬ 
gericht jetzt am 22. Februar 2011 in 
selten klaren und schönen Worten 
grundsätzlich festgestellt, dass von der 
öffentlichen Hand beherrschte ge¬ 
mischtwirtschaftliche Unternehmen 


einer unmittelbaren Grundrechtsbin¬ 
dung unterliegen. 

Das Verbot des Verteilens von Flug¬ 
blättern kann nicht »auf den Wunsch 
gestützt werden, eine Wohlfühlatmos¬ 
phäre in einer reinen Welt des Kon¬ 
sums zu schaffen, die von politischen 
Diskussionen und gesellschaftlichen 
Auseinandersetzungen frei bleibt. Ein 
vom Elend der Welt unbeschwertes 
Gemüt des Bürgers ist kein Belang, zu 
dessen Schutz der Staat Grundrechts¬ 
positionen einschränken darf.« 

Auch ist ansatzweise bestimmt 
worden, dass das Versammlungsrecht 
in unserer veränderten Welt nicht nur 
unter freiem Himmel gilt, quasi als 
»Straßenrecht« sondern auch in ei¬ 
nem »räumlich geschlossenen Sys¬ 
tem«. Das Grundgesetz garantiert die 
Möglichkeit der öffentlichen Ausein¬ 
andersetzung prinzipiell an Orten all¬ 
gemeinen kommunikativen Verkehrs. 
»Wenn heute die Kommunikationsfunk¬ 
tion der öffentlichen Straßen, Wege 
und Plätze zunehmend durch weitere 
Foren wie Einkaufszentren, Ladenpas¬ 
sagen oder sonstige Begegnungsstät¬ 
ten ergänzt wird, kann die Versamm¬ 
lungsfreiheit für die Verkehrsflächen 
solcher Einrichtungen nicht ausge¬ 
nommen werden, soweit eine unmit¬ 
telbare Grundrechtsbindung besteht.« 

Also ist erst mal klar: teilprivati¬ 
sierte Orte wie Bahnhöfe und Flughä¬ 
fen sind Orte, an denen protestiert 
werden darf. (Der DGB hat am 23. Fe¬ 


bruar 2011 im Frankfurter Hauptbahn¬ 
hof gleich die Probe aufs Exempel ge¬ 
macht und mit Verweis auf das Urteil 
Flugblätter gegen die Schuldenbremse 
verteilt.) 


[1] Zukünftig ohne 
»garantierte Wohl¬ 
fühlatmosphäre in 
einer reinen Welt des 
Konsums«, der Frank¬ 
furter Flughafen. 


Mit diesem Urteil ist ein Schritt auf 
dem Weg der Demonstrationsfreiheit 
getan. 

Für Abschiebegegner_innen jedenfalls 
bedeutet das Urteil, dass an Orten wie 
dem Frankfurter Flughafen, von dem 
aus Tausende Menschen jährlich abge¬ 
schoben werden, protestiert werden 
kann, ohne Anzeigen wegen Hausfrie¬ 
densbruch in Kauf nehmen zu müs¬ 
sen. Die Fraport hat das Hausverbot 
bereits in einem freundlichen Schrei¬ 
ben zurückgenommen. 

Durchzusetzen gilt nach wie vor 
das Recht, in vollständig privatisier¬ 
ten »Erlebniswelten« zu demonstrie¬ 


[2] Das Urteil auf den 
Punkt brachte die 
Frankfurter Rund¬ 
schau. (Screenshot 
von der Internetseite 
»fr-online.de«) 


ren. 
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FRANKFURTER RUNDSCHAU » POLITIK . 

URTEIL OES BUNDESVERFASSUNGSGERICHTS 

Grundrechte gelten auch am 
Flughafen 

Die Fraport AG muss Demonstrationen auf dem Flughafen Frankfurt 
dulden. Das Verfassungsgericht stellt erstmals fest, dass auch eine 
private Gesellschaft In Mehrheitsbesitz des Staates an die 
Grundrechte gebunden ist. 



Mit Einschränkungen erlaubt: Flughafen-Demo. Das Bad zeigt den Protest gegen den Ausbau 
des Frankfurter Airports von 2009. 
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Die Abschottung der EU-Außengrenzen 
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Frontex, Mauern und 


Screening Centres 


Die Entwicklung des euro-griechischen 

Migrationsregimes 


1| Vorverlagerung der 
Grenzkontrollen und 
Einbeziehung der Nach¬ 
barstaaten der EU in 
die Migrationskontrolle 
2| www.itnsource.com/ 
shot- 

list/RTV/2011/01/04/RT 
V19911/?setlng=true&s 
ave=Save&v=1&a=0 
3| http://w2eu.net/ 

2011/01/13/greek-par- 
liament-approves-new- 
migration-legislation/ 

4| http://dublin2.info/ 
2011/01 /egmr-mss-bel- 
gien-griechenland/ 

5| Die Dublin Il-Verord- 
nung regelt die Zustän¬ 
digkeit für die Durch¬ 
führung eines Asylver¬ 
fahrens in der EU und 
hat de facto dazu ge¬ 
führt, dass die EU-Mit- 
gliedsstaaten im Süden 
für die meisten Asylver¬ 
fahren zuständig sind. 
http://dublin2.info 
6| http://w2eu.net/ 

2011/01/18/300-mi- 
grants-hunger-strike- 
greece/ Der Kampf der 


[1] Flüchtlingsschiffe 
werden auf Lampe- 
dusa von der Regie¬ 
rung zerstört. 



Aida Ibrahim & Bernd Kasparek 

Irreguläre Migration nach Europa ist 
und bleibt ein Dauerbrenner in den 
Medien, wenngleich auch immer unter 
einer problematisierenden, bestenfalls 
viktimisierenden Perspektive. Mitte 
Februar 2011 beherrschte die Ankunft 
zumeist tunesischer Migrant_innen in 
Lampedusa die europäischen Schlag¬ 
zeilen. Im Zuge der beginnenden Re¬ 
volution hatte sich ein kleines Zeit¬ 
fenster geöffnet, in dem die tunesi¬ 
schen Sicherheitskräfte ihrer Rolle im 
Externalisierungsprojekt 1 des europäi¬ 
schen Grenzregimes nicht mehr nach¬ 
kamen und eine Ausreise nach Lampe¬ 
dusa möglich war. Diese von der itali¬ 


enischen Regierung zu einem »Migra¬ 
tionsstrom biblischen Ausmaßes« 
hochstilisierte Situation löste damit 
die den ganzen Winter anhaltende Be¬ 
richterstattung über die border Cros¬ 
sing-Aktivitäten an der türkisch-grie¬ 
chischen Landgrenze am Fluß Evros/ 
Meng ab. 

Schon das ganze Jahr 2010 kam es 
dort in Griechenland zu vielfachen ir¬ 
regulären Überschreitungen der eu¬ 
ropäischen Außengrenze. Seit Oktober 
2010 wagten nochmals mehr Migran- 
t_innen den Sprung in den Schengen¬ 
raum. Für Januar bis Oktober 2010 
sind 44.000 Festnahmen nach der 
Grenzüberschreitung dokumentiert 
(Frontex 2010). Doch auch schon in 


den Jahren zuvor war dieser Teil der 
europäischen Außengrenze der durch¬ 
lässigste, wenn auch immer wieder an 
verschiedenen Stellen. Zentraler Grund 
für diese Entwicklung war das Stocken 
des Externalisierungsprozesses in 
Richtung Türkei, und dies mit gutem 
Grund. Die türkische Regierung ver¬ 
folgt mit großer Aufmerksamkeit, wie 
die Staaten im geographischen Zen¬ 
trum der EU die politische Verantwor¬ 
tung für die >Bekämpfung< (Angela 
Merkel) der irregulären Migration und 
die Folgen dieses unerklärten Krieges 
an die Länder der EU-Außengrenze 
delegiert hatten. 

Angesichts dieser Konstellation, 
eingebettet in den größeren Rahmen 
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der Krise der griechischen Staatsfi¬ 
nanzen, kam es 2010 zu einer de facto 
Kapitulation des griechischen Staates 
vor der Bewegung der Migration. Dass 
die Lage der Migrant_innen in Grie¬ 
chenland nichtsdestotrotz immer pre¬ 
kärer wurde, steht dem keineswegs 
entgegen. Über den Sommer 2010 ist 
es zu einem Reboot des Migrationsre¬ 
gimes in Griechenland gekommen, 
dessen erste Folgen nun absehbar 
werden. 

Schon im Frühjahr 2010 hatten sich 
die Migrationsrouten weg von den In¬ 
seln der Ägais und hin zur Landes¬ 
grenze im Norden verlagert. Am 26. 
August 2010 erging aus Athen die An¬ 
ordnung, die gesetzlich maximal mög¬ 
liche Internierungsdauer für irregu¬ 
läre Migrant_innen anzuwenden, wel¬ 
che über das griechisch-türkische 
Rückübernahmeprotokoll abgeschoben 
werden können. Dies resultierte in viel¬ 
fach überbelegten Knästen, eine fabri¬ 
zierte humanitäre Katastrophe bahnte 
sich an. Diese lieferte im Oktober 2010 
den perfekten Bühnenhintergrund für 
eine Premiere: Am 24. Oktober 2010 
aktivierte die griechische Regierung 
den Mechanismus der Schnelleingreif¬ 
truppen RABITs der europäischen 
Grenzschutzagentur Frontex (Vgl. AIB 
#79) und europäisierte damit effektiv 
die griechisch-türkische Grenze. Bin¬ 
nen eines Monats fanden sich rund 
200 Grenzschützer aus den unter¬ 
schiedlichsten EU-Mitgliedsstaaten 
ein, um im Rahmen der Frontex-Ope¬ 
ration Poseidon den griechischen 
Grenzschutz zu verstärken. 

Der rhetorische Höhepunkt der Mo¬ 
bilisierung des griechischen Staates 
gegen die Migration war die Ankündi¬ 
gung des griechischen Polizeimini¬ 
sters vom 1. Januar 2011, einen Zaun 
an der Grenze errichten zu wollen. 
Nach vielfältiger Kritik wurde der Plan 
zwar nicht komplett aufgegeben, aber 
auf ein kleines, jedoch relevantes Teil¬ 
stück im Norden der über 200 km lan¬ 
gen Grenze beschränkt. Die EU-Kom- 
mission kommentierte das Vorhaben 


damit, dass Zäune und Mauern ledig¬ 
lich eine kurzfristige Maßnahme seien, 
die keinen wirklichen Beitrag dazu 
leisteten, die Herausforderung der Mi¬ 
gration in einer allgemeinen und 
struktierten Art und Weise anzuge¬ 
hen. 2 

Genau dies soll jedoch das neue 
Asylgesetz leisten, welches am 12. Ja¬ 
nuar 2011 verabschiedet wurde. 3 Bis 
dahin lag das Asylsystem brach und 
war zeitweise außer Kraft gesetzt. 
Eine Asylantrag Stellung war praktisch 
unmöglich, und es stauten sich rund 
50.000 Fälle, welche seit Jahren nicht 
bearbeitet wurden. Auch verschiedene 
Versuche, das System über Präsidialer¬ 
lasse zu flicken, sind gescheitert. In 
einem aufsehenerregenden Urteil hat 
der Europäische Gerichtshof für Men¬ 
schenrechte am 21. Januar 2011 fest¬ 
gestellt 4 , dass das griechische Asylsy¬ 
stem faktisch nicht-existent ist und 
hat damit Dublin II-Abschiebungen 
nach Griechenland geächtet. Das ge¬ 
samte Dublin II-System 5 steht zur Dis¬ 
position. 

Nach dem neuen Gesetz soll nun 
eine eigenständige griechische Asyl¬ 
behörde, vergleichbar mit dem Bun¬ 
desamt für Migration und Flüchtlinge 
in Deutschland aufgebaut werden. 
Bisher lag diese »Kompetenz« bei der 
Polizei. Schwerer wiegt jedoch nach 
der Einschätzung von NoBorder-Akti¬ 
vistinnen, dass der Bau von so ge¬ 
nannten Screening Centres vorgese¬ 
hen ist. Diese sollen im Wesentlichen 
eine Sortierung zwischen »legitimen« 
Asylantragsteller_innen, »illegalen« 
Migrant_innen und besonders schutz¬ 
bedürftigen Gruppen vornehmen. 
Diese Screening Centres in Verbindung 
mit einem im Aufbau befindlichen Ab- 
schiebesystem sollen Druck erzeugen 
und dazu führen, dass irreguläre Mi- 
grant_innen sich dem Asylsystem un¬ 
terordnen müssen und so zu Asylbe¬ 
werberinnen werden. Damit soll die 
staatliche Souveränität über die Be¬ 
wegung der Migration wiederherge¬ 
stellt werden (Welcome To Europe 



2010). Denn diese hat bisher kaum 
existiert, mit den dokumentierten 
Folgen für Griechenland und in der Tat 
das gesamte europäische Asylsystem. 

Diese Entwicklungen sind bisher 
nur im Ansatz erkennbar. Entschei¬ 
dend wird sein, welche Praxis sich am 
Ende tatsächlich ergeben wird. Am 25. 
Januar 2011 sind in Griechenland 300 
Migrant_innen - größtenteils aus 
Ländern des Maghreb - in einen Hun¬ 
gerstreik getreten, um die Legalisie¬ 
rung und rechtliche Gleichstellung al¬ 
ler Arbeitsmigrant_innen und Flücht¬ 
linge in Griechenland zu erkämpfen. 6 
Sie haben damit einen neuen Kampf¬ 
zyklus eröffnet, welcher nicht mehr 
die Frage nach Asyl und Schutz auf¬ 
wirft, sondern grundlegende politi¬ 
sche und soziale Rechte für die Bür¬ 
gerinnen Europas ohne europäische 
Staatsangehörigkeit einfordert. 7 ■ 


300 Hungerstreikenden 
führte zum Erfolg. Die 
Migrantjnnen haben 
die Vorschläge der Re¬ 
gierung akzeptiert und 
den Hungerstreik been¬ 
det. Für die 300 Strei¬ 
kenden gelten mittler¬ 
weile folgende Rege¬ 
lungen: 

- zeitlich unbegrenzter 
Duldungsstatus 

- alle 6 Monate werden 
die Aufenthaltsgeneh¬ 
migungsanträge neu 
bearbeitet. 

Für alle undokumentier¬ 
ten Migrantjnnen in 
Griechenland gelten nun 
folgende Regelungen: 

- Aufenthaltsgenehmi¬ 
gung für alle, die be¬ 
weisen können,dass 
sie die letzten 8 Jahren 
(bisher waren es 12 
Jahre) in Griechenland 
gewohnt haben. 

7| http://w2eu.net/ 

2011/01/25/legalisa- 
tion-equal-rights-now/ 
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Das passende Bett 

Der VVN-BdA zum Begriff »Neofaschismus« 


Thomas Wiilms ist Bun¬ 
desgeschäftsführer der 
Vereinigung der Ver¬ 
folgten des Naziregimes 
- Bund der Antifaschi¬ 
stinnen und Antifaschi¬ 
sten (VVN - BdA) 


Thomas Wiilms 


Prokrustes lebte am Rande einer 
Straße. Vorbeikommenden Reisenden 
bot er seine Gastfreundschaft an. Ins¬ 
besondere empfahl er sein Bett, das 
garantiert jedem passen würde. Die Un¬ 
glückseligen, die der Einladung folg¬ 
ten, erlebten sodann eine spezielle 
Methode der Anpassung. Waren sie zu 
klein, zerrte er sie so lange in die Länge, 
bis sie passten. Waren sie zu lang, 
hackte er ihnen die Füße ab. Beendet 
wurde dieses Treiben durch den Hel¬ 
den Theseus, der Prokrustes auf sein 
eigenes Bett warf und ihm seine eige¬ 
ne tödliche Prozedur angedeihen ließ. 

Die Weisheit dieser alten griechi¬ 
schen Sage ist in den Begriff des »Pro¬ 
krustesbettes« eingegangen. Wer die 
Wirklichkeit zu sehr in ein vorgegebe¬ 
nes und starres Bett aus Begriffen 
zwängt, ist in Gefahr, sie zu verstüm¬ 
meln und umzubringen. Auf Dauer 
wird er selber zum Opfer seines eige¬ 
nen Systems. 

Die Warnung sollte sogar noch wei¬ 
ter gehen: Jeder, der mit Begriffen 
operiert, steht in der Gefahr, die Wirk¬ 
lichkeit mit den Modellen zu verwech¬ 
seln, die er sich zurechtgelegt hat. Die 
konkreten Phänomene, also z.B. das 
»Spektrum rechts von der CDU bis mi¬ 
litante Neonazis« scheren sich keinen 
Deut darum, wie sie von Antifaschi¬ 
sten benannt werden, welche Abgren¬ 
zungen und Interpretationen vorge¬ 
nommen werden. Nimmt man das Bild 
des »Spektrums« wörtlich, findet man 
ein kontinuierliches Spektrum mit 
einzelnen diskreten Linien. Die wich¬ 
tigste Linie ganz rechts wird in der 
WN - BdA zumeist »Neofaschismus« 
genannt. 


Der Streit um Worte sollte durch ei¬ 
nen Streit um die Sache abgelöst wer¬ 
den. Begriffe wie »Rechtsextremis¬ 
mus«, »Neonazismus« und »Neofaschis¬ 
mus« werden von vielen, vielleicht 
sogar den meisten, die sich gegen ihn 
wenden, synonym verwendet. Die Ver¬ 
wendung unterliegt durchaus Moden, 
die durch Kampagnen, Ereignisse und 
Medien, seltener wissenschaftliche 
Debatten, beeinflusst werden. Zur Zeit 
ist gerade der kürzeste Begriff »Nazi« 
en vogue. 

Und trotzdem gibt es Begriffe, die 
richtiger sind als andere, und es gibt 
einen, der grob falsch ist. »Theorien« 
sollen es ermöglichen, Beobachtun¬ 
gen zu systematisieren, zu verallge¬ 
meinern und auf dieser Grundlage 
Prognosen und Handlungsempfehlun¬ 
gen zu geben. Gemessen daran führt 
der Begriff des »Extremismus« zu kei¬ 
ner Theorie. Er beschäftigt sich mit ei¬ 
nem Phänomen, »das es nicht gibt« 
(Wolfgang Wippermann). Die Anhän¬ 
ger dieses Begriffes setzen ein starr 
gedachtes System - die »freiheitlich 
demokratische Grundordnung« - vor¬ 
aus und definieren von diesem aus al¬ 
les andere als »extremistisch«. 

Mit der Sache selbst beschäftigen sie 
sich ausschließlich unter dieser Vor¬ 
gabe, strecken und hacken, bis 
»Rechtsextremismus« und »Linksex¬ 
tremismus« sich angeblich »in ihrer 
Ablehnung der Demokratie einig« 
seien. Dieses grob unwissenschaftli¬ 
che Vorgehen kann man sich nur er¬ 
lauben, indem der demokratische Dis¬ 
kurs durch den Einsatz von Machtmit¬ 
teln behindert und verhindert wird. 

Erfahren muss dies zur Zeit die 
WN/BdA mit ihrer Wanderausstellung 
»Neofaschismus in Deutschland«. 


Nicht nur, dass sie den »richtigen« 
Begriff Rechtsextremismus nicht ver¬ 
wendet, wirft man ihr vor, sondern 
auch, dass sie Zusammenhänge be¬ 
nennt, die es nicht geben darf, über 
die man nicht reden soll. Sie beschäf¬ 
tigt sich auf wenigen Tafeln auch, 
aber keineswegs hauptsächlich, mit 
dem »Spektrum rechts von der Union«, 
mit historischen Zusammenhängen, 
ideologischen und organisatorischen 
Überschneidungen zwischen ausge¬ 
wiesenen Neofaschisten und anderen 
Kräften. Vertreter von FDP und CDU 
werden in ihr mitnichten als »Faschi¬ 
sten« bezeichnet, sondern es wird nur 
darauf hingewiesen und mit Zitaten 
belegt, dass sie mit unverantwortli¬ 
chen Worten organisierten Neofaschi¬ 
sten Handlungsmöglichkeiten eröff¬ 
nen. Außerdem fasst sie in einfachen 
Worten Fakten zusammen, die man 
Unterrichtungen des Deutschen Bun¬ 
destages und Berichten der Innenmi¬ 
nister entnehmen kann: »Die Hauptfi¬ 
nanzquelle der NPD ist der Staat« ist 
so ein Satz, den man nicht sagen darf. 
Dies steht selbstverständlich sinn¬ 
gemäß in vielen kritischen Veröffent¬ 
lichungen. Es macht aber offenbar ei¬ 
nen Unterschied, ob es in dicken und 
nicht gar soviel gelesenen wissen¬ 
schaftlichen Büchern steht oder bei¬ 
spielsweise illustriert im Schweriner 
Rathaus hängt, wo sie hunderten von 
»ganz normalen« Bürgern zugänglich 
ist. 

Fakt ist leider, dass es relevante 
Überschneidungen zwischen konser¬ 
vativen und neofaschistischen Kräf¬ 
ten gibt, also Ähnlichkeiten bei den 
Aussagen und bei Wertevorstellungen, 
nicht aber zwischen neofaschistischen 
und im weitesten Sinne linken Strö- 
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mungen - von die Regel bestätigen¬ 
den Ausnahmen abgesehen. 

Aufmerksamkeit gegenüber dieser 
Frage ist angesichts des historischen 
Bündnisses zwischen NS-Bewegung 
und bürgerlichen Eliten aus Militär, 
Justiz und Wirtschaft angebracht. Die 
demokratische Verfasstheit und Ori¬ 
entierung des deutschen Konservatis¬ 
mus und ihrer parteiförmigen Forma¬ 
tionen CDU/CSU - sei sie auch noch so 
formal, lieblos, halbherzig und zwei¬ 
deutig - ist eine der wesentlichen 
Grundfragen der Zukunft der Demo¬ 
kratie. Mit ihr spielt man nicht, auch 
nicht durch pauschale Diffamierung 
von CDU und CSU, die deshalb in der 
Ausstellung auch gar nicht zu finden 
ist. 

In ihr wird durchgängig der Begriff 
des »Neofaschismus« als Bezeichnung 
für eine bestimmte politische Bewe¬ 
gung verwendet. Grundlage ist die 
Analyse, dass es von den 20er bis 40er 
Jahren einen bestimmten Typus politi¬ 
scher Bewegungen - zunächst in Ita¬ 
lien - gegeben hat, die sich in wesent¬ 
lichen Inhalten und Verhaltensweisen 
und in ihren Auswirkungen auf die Ge¬ 
sellschaft ähnelten. Diese gab es von 
Rumänien bis Irland, von Norwegen 


bis Italien. In Deutschland und Italien 
und im Verlauf des Zweiten Weltkrie¬ 
ges noch in weiteren Ländern gelang¬ 
ten sie in den Besitz staatlicher Macht 
und entfesselten ein umfassendes ter¬ 
roristisches Regime. 

Mit dem 8. Mai 1945 erlitten diese 
Staaten und Bewegungen eine ver¬ 
nichtende Niederlage, was es sinnvoll 
macht, alle Wiederauferstehungsver¬ 
suche gesondert zu charakterisieren, 
also als »neo-faschistisch«. Auch wenn 
andere Namen und Personen auftau¬ 
chen, andere Verpackungen und Sym¬ 
bole verwendet werden - an den Wer¬ 
ten und Wertehierarchien dieser Strö¬ 
mungen, ihren Zielen und ihren 
Methoden hat sich nichts Wesentliches 
geändert. Der Zentralbegriff dieser 
Ideologie ist die »Volksgemeinschaft«. 
Er ist sowohl integrierend - er ver¬ 
spricht eine »Gemeinschaft« - wie aus¬ 
grenzend. 

Nicht geändert haben sich auch die 
Auswirkungen dieser Bewegungen be¬ 
reits in der Gegenwart, lange vor einer 
»Machtergreifung«. Sie werden wirk¬ 
sam in Zeiten des Sozialabbaus, der 
Ökonomisierung gesellschaftlicher 
Beziehungen und der zunehmenden 
Bedeutung von Krieg und Militär: Sie 


Da sich das AIB auch als inhaltliche Dis¬ 
kussionsplattform versteht, haben wir in 
der letzten Ausgabe eine neue Diskussi¬ 
onsreihe begonnen, in der wir den »Ex¬ 
tremismusbegriff« problematisieren und 
uns auf die komplizierte Suche nach ei¬ 
ner alternativen, adäquaten und fort¬ 
schrittlichen Begrifflichkeit zur Benen¬ 
nung des Spektrums »rechts von der 
CDU bis militante Neonaziszene« ma¬ 
chen wollen. Den Aufschlag machte un¬ 
ser Text »Beyond Rechtsextremismus«, 
der das Problemfeld absteckt, den Dis¬ 
kurs umreißt und den Diskussionsstand 
um vorhandene Begriffe aufzeigt. Die 
Diskussion startete mit der klaren Auf¬ 
forderung, über Begriffe UND das zu Be¬ 
greifende selbst zu sprechen. In dieser 
Ausgabe plädiert die WN-BDA für den 
Begriff »Neofaschismus« und erläutert 
seine Perspektive auf die Bildung von Be¬ 
griffen. 

Wir bitten an dieser Stelle erneut antifa¬ 
schistische Zusammenhänge, Wissen- 
schaftlerjnnen und Journalistjnnen an 
die Tasten, um sich mit Beiträgen an 
dieser Diskussion zu beteiligen, mit uns 
Begriffsbestimmungen vorzunehmen, 
deren politische, historische und diskur¬ 
sive Kontexte und Inhalte auszuloten 
und Alternativen zu entwerfen und zu 
präzisieren. 

schüchtern ein, sie fangen einen Teil 
des Protestpotentials auf, sie sind Vor¬ 
reiter für Themen, sie untergraben die 
demokratische Orientierung des Kon¬ 
servatismus und sie verstehen sich als 
Reservearmee für den »Ernstfall«. 

Deshalb ist es vernünftig, NPD und 
Kameradschaften als »neofaschis¬ 
tisch« zu bezeichnen, auch »neona¬ 
tionalsozialistisch« wäre nicht falsch. 
Dies schließt nicht aus - Prokrustes 
lässt grüßen - dass es neben ihnen 
oder aus ihnen erwachsend andere 
rechte antidemokratische Strömungen 
und Bewegungen gibt, für die man an¬ 
dere Begriffe verwenden mag wie z.B. 
»Rechtspopulismus«. ■ 


Informationen und Ter¬ 
mine zur Ausstellung 
»Neofaschismus in 
Deutschland« unter 
www.neofa-ausstel- 
lung.vvn-bda.de 
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Der Umgang mit dem Mythos von Dresden 


Gesellschaft 


Wie liegt 



Stadt so wüst 


1| »Wie es seit Jahr¬ 
zehnten geschieht, wol¬ 
len wir uns auch heute 
an den Gräbern der Op¬ 
fer der verheerenden 
Bombenangriffe vom 
13. und 14. Februar 
1945 verneigen. In den 
kurzen, wintertrüben 
Tagesstunden dieses 
schicksalsschweren 13. 
Februar 1945 versuch¬ 
ten vor allem die Kinder 
unserer Stadt für Au¬ 
genblicke dem traurigen 
Kriegsalltag zu entflie¬ 
hen: Sie trugen bunte 
Hütchen oder Pappna¬ 
sen, hatten sich kostü¬ 
miert. Es war Faschings¬ 
dienstag. Ein bedrück¬ 
ender Fasching. 24 
Stunden später waren 
viele von ihnen tot, ver¬ 
brannt, von Bomben 
zerrissen unter Trüm¬ 
mern begraben wie 


Die Uhr tickt in Dresden ein wenig 
anders und so orientiert sich der 
regionale Jahresumbruch am 13. Februar. 
Dieses Jahr konnten zum zweiten Mal in 
Folge freudig die Korken knallen, denn 
die Neonazis kamen nicht durch. Ein Ju¬ 
belartikel würde den Ereignissen aber 
dennoch nicht gerecht werden. Dresden 
als gelebter und zelebrierter Mythos ist 
zwar ins Wanken geraten, aber noch 
nicht zu Fall gekommen und wer dies 
jetzt nur bezogen auf die Neonazis liest, 
täuscht sich. 


Die Stadt, die es nicht lassen kann ... 

Fest steht, dass sich die Stadt von ih¬ 
rer früheren Haltung der Ignoranz der 
Neonazis verabschiedet hat. Es blieb 
ihr auch nichts anderes übrig, ange¬ 
sichts historischer Fakten, politischen 
Standards der »Berliner Republik« 
und der Tatsache, dass ihr das Gesche¬ 
hen um den 13. Februar völlig aus den 
Händen zu gleiten drohte. So fand 
dieses Jahr zum zweiten Mal in Folge 
eine Menschenkette zum Schutz der 
Altstadt statt, zum dritten Mal hielt 
das Stadtoberhaupt auf der offiziellen 
Gedenkveranstaltung auf dem Heide¬ 
friedhof, die zuvor immer still verlau¬ 
fen war, eine Rede. 

Aber wieder fing die Ansprache mit 
dem Opfermythos, dem Faschingstag, 
den Kindern und den Flüchtlingen 
an. 1 Erneut begann die Geschichte 
nicht 1933, sondern erst am 13. Fe¬ 
bruar 1945. Die Trauergäste setzen 


sich seit Jahren nur noch aus 150 
mehr oder weniger Offiziellen, 20 ver¬ 
einzelten Bürgerinnen und dem 
großen Pulk von knapp 100 Neonazis 
zusammen. Ein bunter Strauß vom 
sächsischen Ministerpräsidenten, 
Vertreterinnen aller demokratischen 
Parteien über den Generalsekretär des 
Zentralrats der Juden, Mitgliedern 
von WN/BdA und alliierte Konsulats¬ 
angehörigen bis hin zum NPD-Abge- 
ordneten Holger Apfel und seinen Par¬ 
teikameraden. Alle reihten sich ein in 
die Riege derer, die zu Blasmusik des 
Polizeiorchesters Kränze niederlegten 
für die Toten der Bombardierung. 

Es wäre absurd anzunehmen, dieser 
Reigen würde auch nur in Ansätzen 
dieselben politischen Ziele teilen. Es 
bleibt unverständlich weshalb Abge¬ 
ordnete, deren Parteien gleichzeitig 
im Bündnis »Dresden Nazifrei« organi- 
sert sind und Vertreter von Opfern des 
Nationalsozialismus an dieser Veran¬ 
staltung teilnehmen. Es hat wohl kei¬ 
ner den Mut, obwohl es halbherzige 
Versuche der Aufgabe des Symbols 
Heidefriedhof gab, diesen unerträgli¬ 
chen Konsens endgültig aufzukündi¬ 
gen. Und auch die antifaschistische 
Linke verhält sich im Vergleich zur 
Mobilisierung gegen den Naziauf¬ 
marsch verhalten. »Dresden Nazifrei« 
kämpft mit sich und seinen Mehrhei¬ 
ten um eine Position zum »Mythos 
Dresden«, immer mit einem Auge auf 
die eigene Mobilisierungsfähigkeit. 
»Keine Versöhnung mit Deutschland« 
stellte sich in diesem Jahr immerhin 
mit Transparenten gegen den Opfer¬ 
mythos auf den Friedhof - die Frage 
ist nur, für wen eigentlich. Peinlich ist 
den Anwesenden ihr Kommen schon 
seit Jahren nicht, sie sind beratungs¬ 
resistent und es sieht sie ja niemand. 


Einzig die Neonazis, die haben sich 
tatsächlich geärgert. 

So bleibt »Keine Versöhnung mit 
Deutschland« das gute Gewissen derje¬ 
nigen, die die Situation unerträglich 
finden. Die Verkörperung des »Anstän¬ 
digen« ist in Dresden keine Normalität 
sondern »linksradikale« Position. 

Händchenhalten gegen Neonazis 

Am Nachmittag des 13. Februars 2011 
strömten 17.000 Personen zur Men¬ 
schenkette unter dem Motto »Erin¬ 
nern und handeln. Für mein Dresden. 
Menschenkette zum Gedenken an die 
Zerstörung Dresdens vor 66 Jahren«, 
wirksamer antifaschistischer Protest 
sieht anders aus. Auch hier zeigt sich 
schon allein am Motto worauf der Fo¬ 
kus liegt. Und ebenso wie beim Sym¬ 
bol Heidefriedhof machen alle mit; 
Vertreter aus Wirtschaft und Wissen¬ 
schaft, den Kirchen, der Jüdischen 
Gemeinde zu Dresden, dem Sport und 
der Zivilgesellschaft, Gewerkschaften 
und sämtliche demokratische Fraktio¬ 
nen des Stadtrats. Eine Einigkeit, da- 
sie sich nur dann aufbrechen ließe, 
wenn die eigene Position der jeweili¬ 
gen, zur Menschenkette aufrufenden 
Organisationen zum Mythos aufge¬ 
kündigt wird. So hielt man sich an den 
Händen und beschützte die histori¬ 
sche Altstadt, zeitlich und räumlich 
weit weg von den Neonazis. Es ist ein 
Versuch der Stadt die Bombardierung 
mit der Gegenwart des Neonaziauf¬ 
marsches zu verknüpfen. Die Men¬ 
schenkette ist aber zum Protest gegen 
Neonazis ungeeignet, ihre Deutungs¬ 
offenheit offenbart politische Ohn¬ 
macht und verkörpert inhaltlichen Wi¬ 
derspruch. Es knirscht, wenn man den 
Neonazis den »Missbrauch des Geden¬ 
kens« vorwirft, selbst aber die Legiti- 
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mität kollektiver Trauer betont. Ohne 
Frage klafft zwischen den Neonazis 
und der Dresdner Trauergemeinde 
eine Lücke. Während die einen deut¬ 
sche Schuld leugnen, erkennen die 
anderen an, dass die Deutschen ver¬ 
antwortlich für Krieg und die national¬ 
sozialistischen Verbrechen sind. Der Ver¬ 
such über alle politischen Lager hinweg 
einen Widerspruch zwischen »gutem 
Gedenken« und »falschen Gedenken« 
zu konstruieren, geht fehl, denn jedes 
Gedenken wirkt - wenn auch auf un¬ 
terschiedliche Weise - an deutscher 
Opferstilisierung mit. 

Von der Stadt, die weder Neonazis 
noch den Protest dagegen mag 

Nachdem im Vorjahr selbst die Stadte¬ 
liten nicht herumkamen den Erfolg 
des Blockadebündnisses - selbstver¬ 
ständlich unter permanenter Beto¬ 
nung der Wichtigkeit ihrer Menschen¬ 
kette - zu würdigen, standen die Vor¬ 
zeichen eines offeneren Umgangs mit 
»Dresden Nazifrei« eigentlich recht 
gut. Zahlreiche Veranstaltungen weit 
ins bürgerliche Spektrum hinein be¬ 
schäftigten sich mit der Legitimität 
von Blockaden und auch die lokale 
Medienlandschaft trat dem Anliegen 
der Verhinderung aufgeschlossener 
gegenüber. 

Trotz dieses liberaleren Klimas 
hatte sich die Stadt erneut entschlos¬ 
sen in konservativer Engstirnigkeit zu 
agieren und bettete dies in eine for¬ 
maljuristische, ordnungspolitische Ar¬ 


gumentation. Demokratische Demon- 
strant_innen wurden pauschal dem 
»linken Lager« zugeschlagen und zu 
»Störern« erklärt. So schrieb Robert 
Koall, Chefdramaturg am Staatsschau¬ 
spiel Dresden im Nachgang entsetzt: 
»Man begreift nicht, dass man als Bür¬ 
ger der Stadt gezwungen wird, sich am 
Rande der Legalität zu bewegen, wenn 
man nichts weiter tun will, als seine 
demokratischen Grundrechte wahrzu¬ 
nehmen. Man kann nicht nachvollzie¬ 
hen, wieso das Verwaltungs- und Poli¬ 
zeirecht die Rechtsextremen zu soge¬ 
nannten Nichtstörern macht, die 
protestierenden Bürger aber zu »Stö¬ 
rern«. 2 

Aus dieser eindimensionalen Logik 
heraus wurde am 13. Februar 2011 ein 
Rundgang von »Dresden Nazifrei«, der 
auf die Spuren Dresdner Täter des Na¬ 
tionalsozialismus aufmerksam machen 
wollte, faktisch verboten und den 
Neonazis ein Fackelaufmarsch am 


Abend genehmigt. Protest aus Wissen¬ 
schaft, Politik und Überlebenden der 
Shoa der vom Bundesinnenminister 
a.D. Gerhart Baum über Prof. Dr. And¬ 
reas Nachama, Geschäftsführender Di¬ 
rektor der Stiftung Topographie des 
Terrors und Esther Bejarano, Vorsit¬ 
zende des Auschwitz-Komitees reichte, 
prallte ab. 

Zum 19. Februar 2011 selbst hatten 
sich die Stadtoberen gerade dazu 
durchringen können, zur Teilnahme 
an kirchlichen Mahnwachen aufzuru¬ 
fen. Statt zu wirklichem Protest zu 
mobilisieren, verunmöglichten sie 
durch das Verschweigen der Neonazi¬ 
treffpunkte die Organisation ent¬ 
schlossener Massenblockaden. Viel¬ 
mehr wurde angekündigt, dass vom 
Verwaltungsgericht geforderte »Tren¬ 
nungsgebot« durchzusetzen und kur¬ 
zerhand sämtliche Protestveranstal¬ 
tungen auf Altstädter Seite verboten. 

Trotzdem begaben sich Zehntau¬ 
sende auf die Straße, um sich den 
Neonazis in den Weg zu stellen. 
Schlussendlich erfolgreich, wenn der 
Preis für die Verhinderung dieses Jahr 
für Alle auch ein hoher war. Es bleibt 
festzustellen, dass wenn entschlosse¬ 
ner, friedlicher Protest verunmöglicht 
wird, sich andere Wege finden die 
Neonazis zu stoppen. Für den 19. Fe¬ 
bruar 2011 hatte die Stadt mit ihrer 
Blockadehaltung gegenüber »Dresden 
Nazifrei« aktiv daran mitgewirkt fried¬ 
lichen, entschlossenen Protest massiv 
zu erschweren. ■ 


Tausende Dresdner und 
Kriegsflüchtlinge. Mehr 
als 20 000 Menschen 
werden in der Nacht 
dieses 13. Februars um¬ 
gekommen sein, und 
die Folgetage bringen 
immer neue Angriffe, 
immer neues Leid und 
der Tod frisst sich durch 
Dresden.« 

2| www.sz-online.de/ 
Nachrich- 

ten/Politik/Der_Stadt_D 

res- 

den_fehlt_eine_politisc 
he_Haltung/artideid- 
2694344 zuletzt einge¬ 
sehen am 08.03.2011 
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Jenseits 


des Antisemitismus? 


Europäische Rechte auf Israel-Tour 


[1] Der Fraktionsvor¬ 
sitzende des Vlaams 
Belang, Filip Dewin- 
ter, beim »Anti-Islami- 
sierungskongreß« von 
pro Köln am 9. Mai 
2009 in Köln. 


1| pro-Bewegung 
schließt sich Jerusale¬ 
mer Erklärung von FPÖ 
und Vlaams Belang an, 
7.12.2010, pro-nrw.net, 
online einsehbar unter: 
www.pro-nrw.net/ 
?p=3354 

2| Jerusalemer Erklä¬ 
rung, in: Zur Zeit, 
49/10, S. 3. 


Vertreter mehrerer extrem rechter eu¬ 
ropäischer Parteien reisten im Herbst 
2010 nach Israel. Heinz-Christian Strache, 
Andreas Mölzer (beide FPÖ), Filip Dewin- 
ter (Vlaams Belang), Rene Stadtkewitz 
(Die Freiheit) und Kent Ekeroth (Schwe¬ 
dendemokraten) trafen sich, um eine 
»Jerusalemer Erklärung« abzugeben. 
Vertreter der deutschen pro-Bewegung 
durften nicht teilnehmen, signalisierten 
aber ungefragt nachträglich ihre inhaltli¬ 
che Zustimmung. 1 Dieses Dokument, das 
unter anderem in der extrem rechten 
österreichischen Zeitung »Zur Zeit« 2 ver¬ 
öffentlicht wurde, sagt mehr über strate¬ 
gische Optionen der Rechten aus als über 
deren Verhältnis zum Judentum. 


Regina Wamper 

Das Dokument 

Die Grundlage des Papiers sei laut den 
Verfassern ein »unverbrüchliches Be¬ 
kenntnis zu Demokratie und freiheitli¬ 
chem Rechtsstaat, zu den Menschen¬ 
rechten [...], zum Völkerrecht und 
zum Wertekanon der westlichen Zivili¬ 
sation, der auf dem geistigen Erbe der 



griechisch-römischen Antike, der jü¬ 
disch-christlichen kulturellen Werte, 
des Humanismus und der Aufklärung 
basiert«. Die Verfasser sehen sich als 
»Verteidiger von Demokratie und Men¬ 
schenrechten gegenüber allen tota¬ 
litären Systemen und deren Helfers¬ 
helfern«, als »Teil des weltweiten 
Kampfes« und gar in »vorderster Front 
des Kampfes für die westlich-demo¬ 
kratische Wertegemeinschaft«. Dieser 
Kampf gelte dem (fundamentalisti¬ 
schen) Islam, der als weltweite Bedro¬ 
hung aufgefasst und auf eine Stufe 
gestellt wird mit den »totalitären Sy¬ 
stemen des 20. Jahrhunderts«. 

Unterdrückung gehe heute vom Is¬ 
lam aus. Auch in Europa, so wird es 


imaginiert, würden »nicht-islamische 
Minderheiten« (!) durch Muslime und 
Muslima in ihren Rechten einge¬ 
schränkt. Ziel des Islam sei die »Un¬ 
terwerfung der Welt«. 

Israel wird als »einzige wirkliche 
Demokratie im Nahen Osten« bezeich¬ 
net, weshalb sich zum »Existenzrecht 
des Staates Israel« bekannt wird. Is¬ 
rael sei in völkerrechtlich anerkann¬ 
ten Grenzen legitim, ebenso wie des¬ 
sen Recht auf Selbstverteidigung ge¬ 
genüber Aggression, »insbesondere 
gegenüber islamischem Terror«; aller¬ 
dings wird nach Respekt verlangt ge¬ 
genüber den Menschenrechten und 
»den politischen Rechten der arabi¬ 
schen Bevölkerung«. Ein Sternchen 
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am Schluss dieses Satzes verweist auf 
eine weitere Einschränkung speziell 
der FPÖ. Diese schreibt im Anhang, es 
sei ihr »überaus wichtig«, »öster¬ 
reichische Neutralität« zu wahren. Die 
FPÖ wolle in Tradition Von Bruno 
Kreisky eine »neutrale Vermittlungs¬ 
position zur Durchsetzung des Frie¬ 
dens in dieser Region in staatlich ge¬ 
sicherten Grenzen für beide Teile« bei¬ 
behalten. 

Mit Verweis auf den Konflikt in Is¬ 
rael/Palästina wird das eigene »Recht« 
eingefordert, Migration aus islami¬ 
schen Ländern nach Europa abzuwei¬ 
sen, das »Recht«, als homogenisiertes 
»Volk« mit einer vermittelten Kul¬ 
tur/Religion in einem abgesteckten 
Territorium leben zu können. 

Diskursive Tricks 

Es mag zunächst absurd klingen, 
wenn sich extrem Rechte auf Werte 
des Humanismus berufen. Es geht hier 
darum, verschiedene Werte gegenein¬ 
ander auszuspielen. In diesem Fall 
werden Werte der Aufklärung, Tole¬ 
ranz, Menschenrechte, Freiheit, Gleich¬ 
heit und Partizipation in Stellung ge¬ 
bracht gegen den Islam. Aus der Posi¬ 
tion der Freiheitskämpfer_innen gegen 
die Unterdrückung können viel unver¬ 
fänglicher rassistische Positionen her¬ 
vorgebracht werden. 

Effekt dieses binären Denkens ist 
es, dass der Eindruck entsteht, man 
müsste sich für einen von genau zwei 
Polen entscheiden. Wer für Menschen¬ 
rechte ist, muss gegen den Islam sein, 
wer gegen antimuslimischen Rassis¬ 
mus ist, muss für den politischen Is¬ 
lam und damit gegen die Menschen¬ 
rechte sein. Diese diskursiven Spiel¬ 
chen sind tief in der »Mitte« der 
Gesellschaft seit Jahren und Jahr¬ 
zehnten zu beobachten, jüngst beim 
Karikaturenstreit (Meinungsfreiheit 
versus Islam), bei der Kopftuchde¬ 
batte (Gleichberechtigung versus Is¬ 
lam) und bei der sogenannten Sarra¬ 
zindebatte, bei der all diese Konstruk¬ 
tionen geballt auftauchen. 


Die Referenzen auf Menschenrechte, 
Aufklärung und Humanismus werden 
allerdings durch völkische Wendungen 
ad absurdum geführt. Begriffe werden 
in eigene ideologische Rahmungen 
aufgenommen und mit eigenen Inhal¬ 
ten vermittelt. In der »Jerusalemer Er¬ 
klärung« werden die Rechte der oder 
des Einzelnen quasi identisch mit dem 
»Menschenrecht« eines »Volkes« auf 
»Heimat«. Das aufklärerische Ideal 
der persönlichen Handlungsfreiheit 
wird auf die Kategorie »Volk« übertra¬ 
gen. Gezielt wird damit erneut in 
Richtung Entrechtung und zwanghafte 
Unterwerfung der/des Einzelnen unter 
ein (völkisches) Kollektiv. 

Es handelt sich hier nicht um einen 
Kurswechsel der Rechten. »Neu« ist 
allenfalls, diese Forderungen auch für 
Israel geltend zu machen. Israel und 
die USA waren bisher meist von diesen 
völkischen Vorstellungen ausge¬ 
schlossen; sie wurden als kulturlose 
»Kunstnationen« beschrieben, denen 
damit das Recht auf ein eigenes Terri¬ 
torium nicht zukam. Mehr noch: Ge¬ 
rade diese beiden Staaten galten dem 
Großteil der europäischen extremen 
Rechten als Urheberinnen interna¬ 
tionalistischer Konspiration, als Zer¬ 


setzerinnen der völkischen Einheit, 
als »Antiprinzip«, als nicht zu tolerie¬ 
rendes Drittes. Sie waren nicht »Ge¬ 
genvolk«, sondern »Antivolk«. Dass 
sich solch kontinuierlich wirkende 
Diskurse in kurzer Zeit ändern, ist un¬ 
wahrscheinlich. 

Die europäische Rechte, Antisemitis¬ 
mus und antimuslimischer Rassismus 

Die anhaltende Wirkung dieser Dis¬ 
kurse zeigt sich nicht zuletzt in eini¬ 
gen der beteiligten Parteien. Dass 
Vlaams Belang und FPÖ fest in der 
»Tradition der NS-Kollaboration« ste¬ 
hen, ist kein Geheimnis. 3 Die FPÖ 
machte auch jüngst noch in Sachen 
Antisemitismus von sich reden, als der 
Vorarlberger FPÖ-Spitzenkandidat Die¬ 
ter Egger 2009 den Direktor des Jüdi¬ 
schen Museums in Hohenems, Hanno 
Loewy, als »Exiljude aus Amerika mit 
seinem hochsubventionierten Muse¬ 
um« bezeichnete und ihn warnte, er 
möge sich aus österreichischem Wahl¬ 
kampf heraushalten. 4 Die FPÖ ist nach 
der Abspaltung der Anhänger Jörg 
Haiders inhaltlich eher noch weiter 
nach rechts gerückt. Das äußert sich 
auch in abnehmender Vorsicht bei an¬ 
tisemitischen Aussagen. 


[1] V.r.n.L: FPÖ-Chef 
Heinz-Christian Strache 
zusammen mit Bart 
Debie (Vlaams Belang) 
und pro-Köln Chef 
Markus Beisicht. 


3| Vgl. Die Tradition der 
Kollaborateure, 

22.12.2010, german- 
foreign-policy.com, on¬ 
line einsehbar unter: 
www.german-foreign- 
po- 

licy.com/de/fulltext/579 

76 

4| Vgi. Ralf Leonhard: 
Antisemitismus verdop¬ 
pelt Stimmen, 
21.09.2009, TAZ, 
online einsehbar unter: 
www.taz.de/ 1/politik/eu 
ropa/artikel/1 /antisemiti 
smus-verdoppelt-stim- 
men / 

5| Maik Baumgärtner/ 
Lisa Bjurwald: Deutsch¬ 
schwedische Freund¬ 
schaften, 28.12.2010, 
bnr, online einsehbar 
unter: 

www.bnr.de/content/de 
utsch-schwedische- 
freundschaften 
6| Vgl. Daniel Poohl, 
Kan man lita pa en 
sverigedemokrat?, 

9.10.2010, expo.se, on¬ 
line einsehbar unter: 
www.expo.se/2010/kan 
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[1] Rene Stadtkewitz 
(1. v. I.), Heinz-Chri¬ 
stian Strache (2. v. I.) 
und Filip Dewinter (4. 
v. I.) beim Besuch ei¬ 
ner israelischen Mi¬ 
litärbasis im Gaza- 
Streifen 

Faksimile Junge 
Freiheit Nr. 51/10, 
17.12.2010 


-man-lita-pa-en-sveri- 
gedemokrat_3325.html 
7| Die Tradition der Kol¬ 
laborateure, 

22.12.2010, german- 
foreign-policy.com, on¬ 
line einsehbar unter: 
http://www.german-for- 
eign-po- 

licy.com/de/fulltext/579 

76 

8| Ebd. 

9| Ebd. 

10| Richard Melisch: 

Der Untergang des 
osmanischen Reiches, 
in: Zur Zeit, 49/10, S. 
18f. (2. Teil in: Zur Zeit 
50/10, S. 18f.) 

11| Und auch in Frank¬ 
reich wird innerhalb der 
extremen Rechten um 
den Stellenwert des An¬ 
tisemitismus gegenüber 
dem antimuslimischen 
Rassismus gestritten. 
Vgl.: Bernard Schmid: 
Rechtsradikale in Israel, 
um jhren Antisemitis¬ 
mus zu verstecken, 

8.12.2010, Telepolis, 
online einsehbar unter: 
www.heise.de/tp/r4/arti 
kel/33/33797/1 .html 
12| Reise nach Jerusa¬ 
lem, 13.12.2010, 
NPD.de, online einseh- 


Etwas anders stellt sich die Lage 
bei den Schwedendemokraten dar. 
Zwar blickt die Partei auch auf eine 
antisemitische Vergangenheit 6 zurück, 
und einige Funktionär_innen haben 
sich bis* heute nicht davon gelöst - 
das schwedische Magazin Expo hat 
2010 einige Kontakte zu explizit nazis¬ 
tischen Zusammenhängen aufgezeigt. 
Offiziell distanziert sich die Partei 
heute allerdings von nazistischen Zu¬ 
sammenhängen und macht den Islam 
zum Hauptthema. 6 

Die Parteineugründung »Die Frei¬ 
heit« fällt aus NS-nahen Zusammen¬ 
hängen noch deutlicher heraus. Sie 
gehört nicht zu den »österreichisch- 
flämisch-deutschen Bündnisstruktu¬ 
ren« 7 , sondern kooperiert vornehm¬ 
lich mit Geert Wilders und seiner ras¬ 
sistischen Partij voor de Vrijheid (PW), 
die »parallel zu den Bündnisstruktu¬ 
ren von FPÖ und Vlaams Belang« 8 am 
Aufbau internationaler Bündnisse ar¬ 
beitet. Und so distanzierte sich »Die 
Freiheit« auch prompt von ihren Mit¬ 
reisenden. 9 

Bei aller Unterschiedlichkeit der 
beteiligten Akteure ist ihnen aller¬ 
dings allen der Schwerpunkt Islam/ 
Migration und ein »populistischer« 
Zugang zur Politik gemeinsam, der 
sich weniger an Inhalten festmachen 
lässt, als an Fragen des politischen 
Stils. Dieser Politikstil erlaubt eine ge¬ 
wisse Beliebigkeit. Ist eine Solidari¬ 
tätsbekundung mit Israel momentan 
opportun, um vor der »islamischen 
Gefahr« zu warnen, dann zählt es 
nicht unbedingt, dass dies der Ideolo¬ 
gie des Antisemitismus widerspricht. 
Das bedeutet aber nicht eine Abkehr 
vom Antisemitismus, wie es beispiels¬ 
weise ein Artikel in der selben Aus¬ 
gabe der FPÖ-nahen Zeitung »Zur 
Zeit« deutlich macht, in der auch die 
Jerusalemer Erklärung erschien. 10 

Richard Melisch beleuchtet in dem 
Artikel mit Referenz auf Erich Luden¬ 
dorff den »Untergang des osmani¬ 
schen Reiches«. Es ist von drei groß¬ 
machtpolitischen Zielen Englands die 



greint im Kampf gegen Islamisl 
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Vorposten des glieder der Delegation daraufhin, dag des Antisemitismus absdiüticln wollcm 
■wirna, Fnk- auch das Heimatrecht der arabischen „Strache ist nicht Gianfranco Filii!“ er¬ 
sehen Vlaams Bevölkerung geachtet werden müsse. In klart Mäher. Auch wenn Strache den 
Teil unseren diesem Kontext unterstrich Strache die Ausgleich mir Israel und dem Judentum 
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Rede, die zum Ersten Weltkrieg und 
damit zu den »Unterwerfungsdikta¬ 
ten« von Versailles führten. Neben bri¬ 
tischen Hegemonialansprüchen und 
ökonomischen Interessen werden »die 
Interessen der anglo-amerikanischen 
Hochfinanz« genannt, die sich mit 
den »Zielen der Zionisten deckten«. 
Die Entente sei fest in zionistischer 
Hand gewesen. Da es sich nur lohne, 
in Sieger zu investieren und der 
Kriegseintritt der USA den Sieg der 
Entente garantierte, begannen »die 
Zionisten« laut Melisch, »die seit 
Jahrhunderten geknüpften familiä¬ 
ren, weltanschaulichen, politischen 
Beziehungen diesseits und jenseits 
des Atlantik« zu nutzen. Neben den 
Zinsen und Zinseszinsen sprang für 
die Geldgeber »Palästina als Heimstät¬ 
te für auswanderungswillige Juden« 
heraus. 

Von einer Abwendung vom Antise¬ 
mitismus in der parteinahen, u.a. von 
FPÖ-Funktionär Andreas Mölzer her¬ 
ausgegebenen Zur Zeit kann also kei¬ 
neswegs zu sprechen sein. Vielmehr 
finden sich antisemitische Verschwö¬ 
rungskonstruktionen neben solida¬ 
ritätsbekundenden Aussagen gegenü¬ 
ber Israel. Da kann Antisemitismus 
zugunsten einer anderen Feindkon¬ 


struktion auch einmal in den Hinter¬ 
grund treten. 

Es geht weniger um die Kohärenz 
extrem rechter Ideologien, als um das, 
was der Faschismusforscher Robert 0. 
Paxton im Bezug auf den historischen 
Faschismus als »mobilisierende Lei¬ 
denschaften« bezeichnete. Als mobili¬ 
sierend gilt manchen Rechten momen¬ 
tan der antimuslimische Rassismus of¬ 
fenbar mehr als der Antisemitismus. 
Der Islam wird dabei als weltumspan¬ 
nende, universelle Bedrohung insze¬ 
niert und mit einigen Topoi aufgela¬ 
den, die zuvor im Zusammenhang mit 
dem europäischen Antisemitismus be¬ 
kannt wurden. Er gilt als strategisch 
infiltrierend, als völkische Einheit zer¬ 
störend, als machtvoll und universali¬ 
stisch. Dass die Feinbildproduktion 
gegen den Islam durchaus geeignet 
ist, rassistische Stimmungen weit 
über die Rechte hinaus zu produzie¬ 
ren, haben nicht zuletzt die Plebiszite 
in der Schweiz gezeigt. In diesem 
Sinne ist die »Jerusalemer Erklärung« 
vor allem als ein strategischer Akt an¬ 
zusehen. 

Problematisch ist für extrem Rechte 
das Bekenntnis zu Israels Existenz¬ 
recht dennoch. Lange schon diskutie¬ 
ren extrem Rechte in Deutschland das 
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Jerusalemer Erklärung 

Anlässlich unseres gemeinsamen Besuches und der erfolgten Einladung nach Israel erklären wir: 

Die Grundlage unserer politischen Tätigkeit ist unser unverbrüchliches Bekenntnis zu Demokratie und freiheitlichem 
Rechtsstaat, zu den Menschenrechten im Sinne der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, zum Völkerrecht und 
zum Wertekanon der westlichen Zivilisation, der auf dem geistigen Erbe der griechisch-römischen Antike, der jüdisch¬ 
christlichen kulturellen Werte, des Humanismus und der Aufklärung basiert. 

Nachdem die totalitären Systeme des 20. »Jahrhunderts überwunden wurden, sieht sich die Menschheit gegenwärtig 
einer neuen weltweiten totalitären Bedrohung ausgesetzt: dem fundamentalistischen Islam, Wir betrachten uns als Teil 
des weltweiten Kampfes der Verteidiger von Demokratie und Menschenrechten gegenüber allen totalitären Systemen 
und deren Helfershelfern. Damit stehen wir an vorderster Front des Kampfes für die westlich-demokratische 
Wertegemeinschaft. [1] * 

— . „ . - . . --- 


Verhältnis von Antisemitismus und 
antimuslimischen Rassismus. 11 Dabei 
wird häufig der Standpunkt bezogen, 
dass die Polarisierung gegen muslimi¬ 
sche Migrant_innen in Europa die So¬ 
lidaritätsbekundungen mit Ahmadi- 
nedschad & Co nicht ausschließt. 
Außenpolitisch wurde in der Regel ge¬ 
gen Israel und für die Israel-feindli¬ 
chen Staaten Stellung bezogen. Inso¬ 
fern ist hier tatsächlich ein Perspekti¬ 
vwechsel zu beobachten, so vorsichtig 
er auch daher kommen mag. 

Reaktionen der deutschen extremen 
Rechten 

Die neonazistische Rechte in Deutsch¬ 
land ärgert das zweifellos. Gilt ihnen 
der Antisemitismus doch weiter als 
zentrale Welterklärungsideologie, das 
Judentum als verantwortlich für Kapi¬ 
talismus, für Marxismus und für die 
Zersetzung des Volkes durch Migration 
- damit auch für den vermeintlichen 
Einfluss des Islam in Europa. Diese 
ideologischen Funktionen kann der 
antimuslimische Rassismus auch bei 
gewissen Ähnlichkeiten zu antisemiti¬ 
schen Topoi nicht einnehmen. Er dient 
zwar als Verschwörungskonstruktion 
und als Projektionsfläche zur Feindbe¬ 


stimmung, nicht aber als Welterklä¬ 
rungsprogramm. Die NPD ist als NS- 
nostalgische Partei entsprechend be¬ 
stürzt über die Israelreise der Kolle¬ 
gen. Innerhalb der extremen Rechten 
gäbe es eine »Klärung der Fronten«: 
»Wer um kurzfristiger politischer Vor¬ 
teile willen Grundsatzpositionen 
leichtfertig preisgibt, hat seine Glaub¬ 
würdigkeit verloren. Mit solchen Leu¬ 
ten kann es keine Zusammenarbeit ge¬ 
ben.« 12 Die »populistischen Pseudopa¬ 
trioten« seien »fremden Mächten« auf 
den Leim gegangen. Die NPD stehe 
»auf der Seite der Völker«, also nicht 
auf der Seite der »USA und ihrer 
Außenstelle im Orient«. 

Auch die Junge Freiheit als nicht¬ 
neonazistische extrem rechte Zeitung 
ist verunsichert. Doris Neujahr alias 
Thorsten Hinz beschwert sich in der 
JF über die Einseitigkeit der Positio¬ 
nierung für Israel und konstatiert die 
Bereitschaft der Rechtspolitiker, durch 
einen Besuch in Yad Vashem »sich den 
Ritualen und dem Geist der Zivilreli¬ 
gion zu unterwerfen«. Diese »zivilreli¬ 
giösen Metaphysik«, begründe eine 
»Menschenrechtsideologie« im Zu¬ 
sammenhang »mit vorgeblichen Leh¬ 
ren aus der NS-Herrschaft« und be¬ 


wirke den schwachen Staat durch die 
»Destruktion nationaler Identitäten«. 13 
Dies werde flankiert von einer »Ab¬ 
hängigkeit der Politik von den inter¬ 
nationalen Finanzzentren«. In dieser 
Situation finde eine Islamisierung Eu¬ 
ropas statt. Hinz' Argumentation liest 
sich vielleicht vornehmer als die der 
NPD, ist aber mit ähnlichen antisemi¬ 
tischen Mustern unterlegt. Die »Meta¬ 
physik der Schwäche« biete »für Israel 
ein moralisches Erpressungspotential, 
über das es mit Argusaugen wacht«. 
Solange allerdings aus der Bezugnah¬ 
me extrem Rechter auf Israel »keine 
Abhängigkeit und Instrumentalisie¬ 
rung folgt«, findet Thorsten Hinz die¬ 
sen »taktische [n] Schachzug akzepta¬ 
bel«. 14 

Im nicht-parteigebundenen Spek¬ 
trum reagiert man, wie zu erwarten, 
kategorisch. Auf Altermedia ist zu le¬ 
sen: »Allem Wortgeklingel dieser Er¬ 
klärung zum Trotz, macht dieses Sta¬ 
tement deutlich, daß sich die >Rechts- 
parteien<, die dieses Dokument 
unterzeichnet haben, zum willigen Va¬ 
sallen des Staates Israel und seiner 
Diaspora-Sektionen gemacht haben. 
Es ist daher nicht verkehrt, in ihnen 
künftig nichts weiter zu sehen, als 
eine Art Fünfter Kolonne im Dienste 
des Weltjudentums«. 15 Ein User aller¬ 
dings bemerkt in der Kommentar¬ 
spalte: »Im Prinzip ist es doch egal, 
wie die Parteispitzen denken. Die Ba¬ 
sis wird auch weiterhin nicht allzu viel 
von den Juden und Zionisten hal¬ 
ten...« 16 Damit wird vielleicht zumin¬ 
dest ein Teil der Frage nach der 
zukünftigen Relevanz des Antisemi¬ 
tismus für einen Großteil der europäi¬ 
schen extremen Rechten beantwortet. 

Zum anderen gilt es aber zu beden¬ 
ken, dass mit dem Stil auch die Ideo¬ 
logie aufweichen kann. Ideologische 
Aussagen wie die des Antisemitismus 
bedürfen der Aktualisierung, um wirk¬ 
mächtig zu bleiben. Bleibt diese aus, 
kann Strategie durchaus zum Pro¬ 
gramm werden. ■ 


[1] Die »Jerusalemer 
Erklärung« sorgte für 
wütende Reaktionen 
innerhalb der extremen 
Rechten. (Screenshot 
von der Internetseite 
»diefreiheit.org«) 


bar unter: www.npd.de/ 
html/714/artikel/detail/ 
2035/ 

13| Doris Neujahr: Has¬ 
te mal 'ne Kippa? »Je¬ 
rusalemer Erklärung«: 
Europas Rechtsparteien 
entdecken ihre Liebe zu 
Israel, in JF 51/10, S. 2. 
14| Ebd. 

15| An den Früchten 
sollt ihr sie erkennen - 
Die »Jerusalemer Erklä¬ 
rung« der Euro-Rechten, 
08.12.10, Altermedia 
Deutschland, online 
einsehbar unter: 
http://de.altermedia.inf 
o/general/an-den-fruch- 
ten-sollt-ihr-sie-erken- 
nen-die-jerusalemer-er- 
klarung-der-euro-rechten- 
08-12-10_57866.html 
16| Antisemiten-Ver- 
steck Israel? - Die 
euro-rechte Jerusalem- 
Erklärung aus linker 
Sicht, 09.12.10, Alter¬ 
media Deutschland, on¬ 
line einsehbar unter: 
http://de.altermedia.inf 
o/general/antisemiten- 
versteck-israei-die-euro- 
rechte-jerusalem-erkla- 
rung-aus-linker-sicht- 
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Rechtspopulistischer Wahlantritt in Berlin 


Auf Wählersuche 
im Sarrazin-Terrain 

Zwischenbilanz des Strebens zweier rechtspopulis- 
tischer Formationen ins Berliner Abgeordnetenhaus 


Fabian Kunow 


1| http://blog.zeit.de/ 
zweit- 

stimme/category/person 

en/sarrazin/ 

2| Vgl. JF 6/10 
3| Bereits im August 
2001 gründete sich in 
Berlin eine Partei na¬ 
mens »Partei Pro Ber¬ 
lin«. Diese Gründung 
kann als Reaktion auf 
den kurzweiligen Erfolg 
der »Schill-Partei« an¬ 
gesehen werden. Die 
Funktionäre dieser Par¬ 
tei Wolf-Dieter Zupke 
(ehern. CDU), Helmut 
Kohlmeyer und Astrid 
Zack sind bisher nicht 
für den Berliner Landes¬ 
verband von »pro 
Deutschland« aufgetre¬ 
ten. 

4| www.tagesspiegel.de 
/ber- 

lin/stadtleben/lockruf- 
fuer-den-rechten- 
stammtisch/1170850. 
html 

5| www.pro-berlin.net/ 
?p=543 Abgerufen am 
21 . 10.2010 

6| www.hamburger-illu- 
strierte.de/content/htm/ 
tic/2004/10/25/200410 
251243.html 
7| Verwaltungsgericht 
Hamburg, Urteil vom 


Wenn im September 2011 die Wahlen 
zum Berliner Abgeordnetenhaus und 
für die kommunalen Bezirksverordne¬ 
tenversammlungen (BW) stattfinden, 
erhoffen sich die beiden rechtspopuli¬ 
stischen Formationen »pro Berlin« 
und »Die Freiheit« in Konkurrenz zu¬ 
einander jenes Wählerspektrum abzu¬ 
greifen, welches angeblich eine »Sar¬ 
razin-Partei« wählen würde. 

Dass eine Partei rechts der CDU/CSU 
theoretisch zweistellige Wahlergeb¬ 
nisse einfahren könnte, zeigen Studien 
zu entsprechenden politischen Einstel¬ 
lungsmustern. Die letzte über die So¬ 
zialwissenschaften hinaus wahrge¬ 
nommene Befragung »Die Mitte in der 
Krise«, sowie deren Vorgängerstudien 
der sozialdemokratischen Friedrich- 
Ebert-Stiftung, kamen zu dem Schluss, 
dass 8,2 Prozent der Deutschen ein 
»geschlossenes rechtsextremes Welt¬ 
bild« vertreten würden. Andere Stu¬ 
dien sahen eine Sarrazin-Partei bei 26 
Prozent. 1 Dass rechtspopulistische 
Parteien dieses theoretisch vorhan¬ 
dene Wählerpotential ausschöpfen 
können, zeigte die als »Schill-Partei« 
bekannt gewordene »Partei Rechts¬ 
staatlicher Offensive« (PRO) in Ham¬ 
burg. Bei den Bürgerschaftswahlen im 
September 2001 bekam diese aus dem 
Stand 19,4 Prozent der Stimmen und 
wurde drittstärkste politische Kraft in 


der Hansestadt (Vgl. AIB # 55). Ihr 
Parteichef Ronald Schill wurde, bis 
zum selbstverschuldeten Zwist mit 
dem Koalitionspartner, CDU Innense¬ 
nator und zweiter Bürgermeister, nach 
dem Abgang Schills versank die Partei 
in der Bedeutungslosigkeit. 

Nicht erst seit der Sarrazin-Debatte 
gibt es auch in Berlin Bestrebungen, 
eine rechtspopulistische Partei zu eta¬ 
blieren. Zuletzt gründeten am 29. 
Oktober 2010 der ehemalige CDU-Ab- 
geordnete Rene Stadtkewitz, Vorsit¬ 
zender des Berliner Landesverbandes 
der »Bürgerbewegung PAX Europa« 
(BPE) (Vgl. AIB #89) sowie der ehema¬ 
lige Bundesvorständler der »Piraten¬ 
partei« Stefan »Aaron« Koenig die 


Partei »Die Freiheit«. Die politischen 
Inhalte von »Die Freiheit« gründlich 
zu analysieren, ist gegenwärtig kaum 
möglich, da sich Programm und Perso¬ 
nal noch zu schnell und zu häufig ver¬ 
ändern. Einzig feste Konstante ist ne¬ 
ben einem antimuslimischen Rassis¬ 
mus zurzeit die Distanzierung von der 
Konkurrenz der sogenannten pro-Be- 
wegung. 

Vom Köln-Import zur Bürgerbewe¬ 
gung? 

Beim Berliner Ableger der vom Kölner 
pro-Funktionär Manfred Rouhs initi¬ 
ierten »Bürgerbewegung pro Deutsch¬ 
land« (die hier auch als »pro Berlin« 
auftritt), geht es hingegen kaum lo- 
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kal-bürgerbewegt zu. Seit 2007 bemüht 
sich Rouhs, zunächst noch von Köln 
aus, eine Partei nach dem Vorbild von 
»pro Köln« in der Bundeshauptstadt 
aufzubauen. Dabei überließ er nichts 
einer eigenständigen lokalen Entwick¬ 
lung. So wurde der aus dem nieder¬ 
sächsischen Hambühren stammende 
Lars Seidensticker erster Landesge¬ 
schäftsführer, bei Parteiversammlun¬ 
gen trat Rouhs selbst als Versamm¬ 
lungsleiter auf und die Internetprä¬ 
senz war - trotz Nennung des 
Berliners Gary Beuth als presserecht¬ 
lich Verantwortlichen - von Rouhs' 
Firma aus Köln betrieben worden. Die 
Selbststilisierung als lokal verankerte 
»Bürgerbewegung« von unten gegen 
»die da oben« bzw. »die Etablierten« 
ist insofern absurd. 

Die ersten Jahre von »pro-Berlin« 
waren vor allem von Stammtischen 
unter Rouhs' Leitung mit höchstens 
zwei Dutzend - in der Regel männli¬ 
chen - Besuchern geprägt. Mit allge¬ 
meinen »pro Deutschland«-Flugblät- 
tern wurde in Berlin der Kontakt zu 
potentiellen Interessenten gesucht. 
Erst Ende 2007 trat »pro Berlin« mit 
einer berlinspezifischen Unterschrif¬ 
tensammlung gegen ein Moscheebau¬ 
projekt im Stadtteil Charlottenburg 
auf, später folgte ein Faltblatt gegen 
»Autoanzünder im Kiez«. Ende 2009, 
beflügelt von den Erfolgen des Vor¬ 
bilds im Rheinland, wurde in Berlin 
die Arbeit intensiviert. Als weiterer 
Motivationsschub kam die Ankündi¬ 
gung des in Berlin lebenden »Mil¬ 
lionärs« (Vgl. AIB #80) Patrik Brink¬ 
mann hinzu, »recht konkrete Zusagen 
im solide sechs- bis siebenstelligen 
Bereich« über finanzielle Unterstüt¬ 
zung gemacht zu haben. Doch selbst 
die extrem rechte Wochenzeitung 
Junge Freiheit (JF) zweifelte öffent¬ 
lich daran, dass Brinkmann über 
genügend Geld für politisches Engage¬ 
ment verfüge und verwies auf die von 
Brinkmann bereits enttäuschten NPD- 
und DVU-Politiker. 2 Tatsächlich ver¬ 
ließ Brinkmann im Juli 2010 die Par¬ 


tei wieder, trat wenig später im Rah¬ 
men von pro NRW in Erscheinung und 
wurde »internationaler Sekretär« der 
pro Bewegung. In dieser Funktion 
tourte der Schwede durch die Welt 
und präsentierte sich in der Aura des 
seriösen Diplomaten. Er traf dabei Ver¬ 
treter der verschiedenen, zum Teil 
äußerst erfolgreichen, extrem rechten 
Parteien in Europa und bereiste, wie 
die Konkurrenz von »Die Freiheit« me¬ 
dienwirksam den Staat Israel (siehe 
Seite 38 - 41). Mittlerweile ist der sich 
als rechter Christ verstehende Brink¬ 
mann zu pro Deutschland in Berlin 
zurückgekehrt und im März zum Lan¬ 
desvorsitzenden gewählt worden. Am 
5. Juni 2010 wurde im einschlägig be¬ 
kannten Kennedy-Grill (Berlin-Schö¬ 
neberg) der Berliner Landesverband 
von »pro Deutschland« gegründet. 3 


Hier fanden bereits »politische Stamm¬ 
tische« einer selbsternannten »Reichs¬ 
regierung« und »Reichsgründungsfei¬ 
ern« statt, bei welchen auch bekannte 
Holocaustleugner wie Horst Mahler zu 
den Gästen zählten. 4 Auch der in Ber¬ 
lin gescheiterte rechtspopulistische 
»Bund freier Bürger« (BFB) nutzte den 
Kennedy-Grill als Versammlungsort. Pro 
Deutschland fasst die Gründung wie 
folgt zusammen: »Die Berliner Mitglie¬ 
der, darunter Patrik Brinkmann, wähl¬ 
ten unter der Versammlungsleitung 
von Manfred Rouhs den 56jährigen 
Kaufmann Gary Beuth zum Vorsitzen¬ 
den. Der 37jährige Brauer und Mälzer 
Lars Seidensticker ist nach dem Votum 
der Mitgliederversammlung sein Stell¬ 
vertreter. Er wurde zudem im Rahmen 
der anschließenden konstituierenden 
Sitzung des Landesvorstandes zum 


[1] Beim ersten 
großen Auftritt: 
v.l.n.r.: Marc Doll, 
Stefan Koenig, Geert 
Wilders und Rene 
Stadtkewitz. 

[2] Beim ersten klei¬ 
nen Auftritt: v.l.n.r.: 
Lars Seidensticker, 
Manfred Rouhs und 
Manfred Müller. 


13. Dezember 2007, 

AZ: 8 K 3483 06 

8| www.pro-deutsch- 

land.net/index.php7opti 

on=com_content&view 

=artide&id=130:pro- 

deutschland-nicht- 

rechtsex- 

trem&catid=14&ltemid 

=100004 Abgerufen 

am 15.11.2010 

/www.webarchiv-ser- 

ver.de/pin/archiv03/ 

1703ob15.htm 

9| www.youtube.com/ 

watch?v=ywllT5wMx-Q 

10| www.berlinonline.de 

/berliner-zeitung/archiv/ 

.bin/dump.fcgi/2010/09 

22/berlin/0073/index. 

html 

11| www.pro-berlin.net/ 
?p=2096 

12j www.pro-berlin.net/ 
?p=1974 

13| 

http://de.aitermedia.inf 

o/general/die-faxen- 

dicke-rep-chefs-in-ber- 

iin-und-sachsen-anhalt- 

werfen-das-handtuch- 

261206_8193.html 

14| www.dvu-berlin. 

info/aktuelles.html 
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[1] pro Deutschland- 
Kundgebung »Solida¬ 
rität mit Thilo Sarra¬ 
zin« am 3. Oktober 
2010 auf dem Berli¬ 
ner Breitscheidplatz. 
V.l.n.r.: Die Funk¬ 
tionäre Rouhs (Mi¬ 
kro), Graudin (Schild), 
Ackermann und Sei¬ 
densticker. 


Nachtrag: 

Anfang März 2011 traf 
sich der neugewählte 
Berliner Landesvorstand 
von pro Deutschland 
zur konstituierenden 
Sitzung. Unter dem Vor¬ 
sitz des Landesvorsit¬ 
zenden Patrik Brink¬ 
mann teilte das Gre¬ 
mium in Anlehnung an 
den Geschäftsvertei¬ 
lungsplan der Berliner 
Senatsverwaltung schon 
mal die wichtigsten 
Ressort Posten auf: 
Friedrich Lautemann 
(Pressesprecher), Hans- 
Georg Lerche (Bildung, 
Wissenschaft und For¬ 
schung), Patrik Brink¬ 
mann (Finanzen), Lars 
Seidensticker (Gesund¬ 
heit, Umwelt und Ver¬ 
braucherschutz), Car¬ 
sten Otto (Stadtent¬ 
wicklung), Ludmilla 
Pütsch (Frauen) und 
Andreas Graudin (Wirt¬ 
schaft und Technolo¬ 
gie), Alexander Schle¬ 
singer (Inneres und 
Sport), Mario Malonn 
(Integration, Arbeit und 
Soziales) und Manfred 
Schlender (Justiz). 

Als Berliner Wahlkampf¬ 
maßnahmen wurden, 
wie bereits in NRW er¬ 
probt, die Durchführung 
eines „Anti-Islamisie- 
rungskongresses mit 
umfangreicher auslän¬ 
discher Beteiligung" 

(26. bis 28. August 
2011) und eine Kund¬ 
gebungstour mit einem 
eigen Bus beschlossen. 


Landesgeschäftsführer bestellt.« 5 Schatz¬ 
meister wurde Oliver Ackermann, 
Schriftführer Dr. Andreas Graudin, 
Beisitzer Manfred Müller, Marcel Stap- 
ke und Michael Kucherov. Gegenüber 
vom Kennedy Grill im Rathaus Schö¬ 
neberg fand unter weitaus größerer 
Medienresonanz am 17. Juli 2010 der 
Bundesparteitag von »pro Deutsch¬ 
land« statt. Dort wurde die Verlegung 
des Sitzes von »pro Deutschland« von 
Köln nach Berlin beschlossen und sich 
auf den Berliner Wahlkampf einge¬ 
stimmt. Wie klein die Brötchen sind, 
die »pro Deutschland« - trotz aller voll¬ 
mundigen Ankündigungen - backen 
muss, war bei der Eröffnung ihres 
100m 2 großen Parteibüros im August 
2010 zu sehen. Statt eines Raums in 
repräsentativer Innenstadtlage reichte 
das Geld nur für ein Büro in der 
»Platte« in Berlins Außenbezirk Hel¬ 
lersdorf. Hier fanden fortan auch spo¬ 
radisch Gastrednerveranstaltungen 
statt. So sprach dort Menno Aden, der 
Vorsitzende der »Staats- und Wirt¬ 
schaftspolitischen Gesellschaft« (SWG), 
welche nach Einschätzung von Prof. 
Wolfgang Gessenharter »ein wichtiges 
Scharnier zwischen Konservativen und 
Rechtsextremisten« 6 ist. Zu Kreisver¬ 
bandsgründungen und Aufstellungen 
von BW-Kandidaten kam es anfangs 
nur in den Berliner Westbezirken Neu¬ 
kölln, Tempelhof-Schöneberg, Charlot¬ 
tenburg-Wilmersdorf und Steglitz- 
Zehlendorf. Weitere Bezirke folgten 
mittlerweile. 

Braunes Personal 

»pro Deutschland« legt stets Wert auf 
die Feststellung, nicht »rechtsextrem« 
zu sein. Um sich breite Wählerschich¬ 
ten zu erschließen, betont die Partei, 
sich »innerhalb des Verfassungsbo¬ 
gens« zu bewegen und beruft sich da¬ 
bei auf ein Urteil des Verwaltungsge¬ 
richts Hamburg aus dem Jahr 2008, 
welches eine Erwähnung im Verfas¬ 
sungsschutzbericht untersagte. 7 Doch 
trotz aller Distanzierungen sind auch 
bei Rouhs' Berliner Ableger viele Ak¬ 



teure mit einem Werdegang innerhalb 
der extremen Rechten zu finden. Sei 
es Rouhs selbst mit seiner 25-jährigen 
Laufbahn durch die unterschiedlichs¬ 
ten Organisationen der extremen Rech¬ 
ten oder der 1973 geborenen Seiden¬ 
sticker, der im rechten Umfeld der 
»Landsmannschaft Ostpreußen« aktiv 
war. Nach eigenen Angaben gehörte er 
zu den wenigen jüngeren Beziehern des 
rechten Revanchistenblattes »Preußi¬ 
sche Allgemeine Zeitung/Das Ost¬ 
preußenblatt« 8 und vertrat bei einer 
Kundgebung im Februar 2011 die re¬ 
vanchistische Forderung, nach Neu¬ 
verhandlung des Deutsch-Polnischen- 
Nachbarschaftsvertrages. 9 Als Anwalt 
für den Berliner pro-Ableger trat Car¬ 
sten Pagel aus Berlin-Friedrichshagen 
auf. 10 Pagel, 1989 vom Spiegel als »Po- 
lit-Yuppie« charakterisiert, war Berli¬ 
ner Landesvorsitzender der REP und 
saß für die extrem rechte Partei im 
Abgeordnetenhaus. In den frühen 
1990er Jahren engagierte er sich in 
der extrem rechten Berliner Kader¬ 
schmiede »Hoffmann-von-Fallersleben- 
Bildungswerk« und soll zeitweilig zu 
den vom neonazistischen »Deutsche 
Rechtsbüro« (vgl. AIB #78) empfohle¬ 
nen Anwälten gehört haben. Welche 
Wirkung pro Berlin als Staubsauger 
der extremen Rechten entfaltet, lässt 


sich gut an der oben erwähnten Kund¬ 
gebung im Februar 2011 illustrieren. 
Neben Brinkmann, der sein Auto als 
Lautsprecherwagen zur Verfügung 
stellte, erschien der ehemalige Kandi¬ 
dat um den NPD-Vorsitz Andreas Mo- 
lau, nunmehr aktiv als eine Art per¬ 
sönlicher Reiseleiter Brinkmanns 
durch Deutschlands Rechte. Anwe¬ 
send war auch der ehemalige Dresde¬ 
ner NPDler und jetzt bei »pro« aktive 
Alexander Schlesinger, welcher zuvor 
bereits eine gewisse Bekanntheit 
durch seinen Auftritt in Rosa von 
Praunheims Film »Männer, Helden, 
schwule Nazis« erlangt hatte. Eben¬ 
falls vor Ort war der letzte Landesvor¬ 
sitzende der Berliner REP und frühere 
Beisitzer im Bundesvorstand der ex¬ 
trem rechten Partei, Reinhard Haese. 
Haese ist nunmehr pro-BW-Kandidat 
in Charlottenburg-Wilmersdorf. 11 Sein 
Vorgänger bei den REP, Peter Warnst, 
belegt mittlerweile bei pro-Berlin den 
zweiten Platz der BW-Liste für Tem¬ 
pelhof-Schöneberg. 12 Warnst hatte die 
REP 2006 verlassen, da deren Partei¬ 
koordinaten sich seiner Ansicht nach 
zu weit nach links verschoben hätten. 
Zu seinen REP-Zeiten hatte er sich für 
ein Zugehen auf die »Volksfront« von 
NPD und DVU stark gemacht. 13 Von der 
Berliner DVU war der ehemalige NPD- 
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Mandatsträger Torsten Meyer anwe¬ 
send, welcher als Gegner der DVU/NPD- 
Fusion sein Parteimandat in der BW- 
Lichtenberg aufgegeben hat. Torsten 
Meyer ist mittlerweile Vorsitzender 
des Lichtenberger Kreisverband von 
pro Deutschland und tritt hier als Kan¬ 
didat an. Der DVU-Landesverband 
Berlin will die pro-Bewegung in ihrem 
Wahlkampf zur Wahl des Berliner Ab¬ 
geordnetenhauses und den BWen un¬ 
terstützen. 14 

»Die Freiheit« 

Bei der zweiten rechtspopulistischen 
Formation, die ins Berliner Abgeord¬ 
netenhaus und die BWen strebt, han¬ 
delt es sich um »Die Freiheit«: Eine 
Gründung des früheren CDU- und nun 
fraktionslosen Abgeordneten Stadtke- 
witz, seines Adjutanten Marc Doll und 
des Bloggers Koenig, der mit seinen 
politischen Aussagen zuvor bei der Pi¬ 
ratenpartei in Ungnade gefallen war. 
Mit einem Paukenschlag machte sich 
die Riege um »Die Freiheit« bekannt: 
Sie organisierten im Oktober 2010 
eine von über 500 Zuhörerinnen be¬ 
suchte Saalveranstaltung mit dem 
niederländischen Rechtspopulisten 
Geert Wilders. Die Veranstaltung war 
inbesondere vom rechten Internetblog 
»PI-News« (Vgl. AIB # 82) promotet 


worden. Vorher war der als CDU-Hin- 
terbänkler geltende Stadtkewitz mit 
seinem Engagement gegen einen Ber¬ 
liner Moscheebau bekannt geworden 
(vgl. AIB #73). Er etablierte sich in 
diesem Zusammenhang als »Islamkri¬ 
tiker« und organisierte BPE-Aktivitä- 
ten. So sprach er im April 2010 bei ei¬ 
ner Kundgebung unter dem Motto: 
»Solidarität mit Geert Wilders« in Ber¬ 
lin. Dort trat auch der damalige CDUler 
Marc Doll mit einer Rede in Erschei¬ 
nung, die so ziemlich alle Kerninhalte 
des Rechtspopulismus enthielt: die 
übliche Klage über nicht legitimierte 
EU-Bürokraten, von angeblich blinden 
»Gutmenschen« und der vermeintlich 
fehlenden Meinungsfreiheit. 

Auch die Protagonisten von »Die 
Freiheit« tourten durch Deutschland, 
um die Partei voranzubringen. Im 
Ausland nahmen sie an Kongressen 
und Treffen mit anderen extrem rech¬ 
ten Parteien teil und gaben sich hier 
mit Brinkmann die Klinke in die Hand. 
»Die Freiheit« positioniert sich dabei 
bewusst in Konkurrenz zu pro- 
Deutschland. Ihre Google-Werbung 
»Hauptstadtkewitz« wurde so geschal¬ 
tet, dass sie über dem ersten Treffer 
steht, wenn nach »pro NRW« gegoo¬ 
gelt wurde und zum Ärger von »pro« 
wurde der rechtspopulistische bedeut¬ 
same Blog »PI-News« zur Werbeplatt¬ 
form von »Die Freiheit«. 

Anders als bei der pro-Bewegung 
ist bei »Die Freiheit« der politische 
Standpunkt der Akteure nicht durch 
einen Blick in deren Biographie zu er¬ 
mitteln. Es wird sich sogar recht kon¬ 
sequent gegen »Extremisten« ab ge¬ 
grenzt. Im Gegensatz zu pro-Deutsch- 
land, deren Aktivisten Ausgrenzung 
seit Jahren gewohnt sind, trifft »Die 
Freiheit« die deutliche Gegnerschaft 
aus der Zivilgesellschaft sehr. Wer die 
Politik von »Die Freiheit« zukünftig 
beurteilen will, wird sich tiefergehend 
mit deren Aussagen und dem dahin¬ 
terstehenden Programm beschäftigen 
müssen. Zurzeit ist es ein Mischmasch 
aus christlich-völkischen Positionen, 


Law and Order-Vorschlägen, wirt¬ 
schaftsliberalen Ansätzen, gespickt 
mit populistischen Allgemeinplätzen. 
Wohin im Wahlkampf die Reise geht, 
zeigt der Vorstoß auf dem 1. Berliner 
Landesparteitag im »Logenhaus« zu 
einem Volksbegehren: »Danach soll das 
Tragen von islamischen Kopftüchern, 
Niqabs oder Burkas in sämtlichen öf¬ 
fentlichen Räumen verboten werden, 
die der Berliner Verwaltung unterstellt 
sind. Dies betrifft Schulen, Hochschu¬ 
len, Bibliotheken, Gerichtsgebäude, 
die Verwaltung usw.« 15 Falls es gelänge 
die benötigten 20.000 Unterschriften 
zu sammeln, um ein Volksbegehren zu 
initiieren, wäre ihnen die öffentliche 
Wahrnehmung gewiss. 

Vereint in der Ungewissheit 

Der 12. Mai 2011 und der 1. Juni 2011 
sind die Tage der Wahrheit für pro und 
»Die Freiheit«, denn von da an befin¬ 
det der Landeswahlleiter, ob sie als 
Parteien bei den Berlin-Wahlen im 
September 2011 teilnehmen können. 
Gemeinsam ist ihnen zunächst, dass 
deren Funktionäre fast ausschließlich 
Männer sind und beide voraussicht¬ 
lich an der 5-Prozent-Hürde scheitern 
werden. Ihnen fehlt dazu gegenwärtig 
jeweils eine charismatische Figur und 
eine unterstützende öffentliche Be¬ 
richterstattung. Beide Parteien verfü¬ 
gen zudem nicht über einen tatsächli¬ 
chen Aktivistenstamm, der einen 
ernstzunehmenden Wahlkampf betrei¬ 
ben könnte. Über ihre überschaubare 
Stammanhängerschaft hinaus, konnte 
»Die Freiheit« bisher lediglich mit Ge¬ 
ert Wilders punkten, pro Berlin gelang 
es nur bei einer Veranstaltung mit Sar¬ 
razinbezug etwas mehr Teilnehmer zu 
mobilisieren. Folgt man den Umfra¬ 
gen, bevorzugt der typische Sarrazin¬ 
leser das heimische Sofa, anstatt eine 
andauernde Betätigung jenseits der 
eigenen Karriere. Leichter zu erlan¬ 
gende BW-Mandate auf Bezirksebene 
sind aber bei einem reibungslosen 
Wahlkampf für beide Parteien denk¬ 
bar. Das wäre ein Anfang. ■ 


[1] Scheinbar noch 
keine »charismatische 
Figur«: Der pro-Kader 
Manfred Rouhs. 
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Die nicht wohlriechende Vergangenheit des 

Duftkonzerns L'Oreal 


Bernard Schmid (Paris) 


h Vgl. 
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france/francoise-dior- 
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bettencourt-publie-un- 
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48.html. 
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450622 oder 
www.bakchich.info / L- 
Oreal-parce-que-je- 
collaborais, 1 1385.html 


Frankreichs Eliten haben mannigfache 
Probleme. Unter anderem resultieren 
diese daraus, dass ein Teil der politi¬ 
schen Elite sich nie mit dem Verlust 
des früheren Status Frankreichs als 
Kolonial- und Weltmacht abgefunden 
hat; die aktuellen Umbrüche in Nord¬ 
afrika bedeuten deswegen eine schwe¬ 
re Niederlage für Frankreichs dortige 
neokoloniale Einflusspolitik. 

Aber auch diverse, auf den ersten 
Blick isolierte Skandale, die von der 
überstaatlichen Sphäre ausgingen, 
drohen neben ökonomischen auch po¬ 
litische Auswirkungen zu haben. Die 
Rede ist von den Affären der letzten 
Monate, die Frankreichs Modemacher 
und Hersteller von Kosmetika und Lu¬ 
xusprodukten - die eine nicht unwe¬ 
sentliche Rolle für die Exportwirtschaft 
sowie die Reputation des Landes spie¬ 
len - betreffen. Eine politische Bedeu¬ 
tung kommt ihnen (neben den direk¬ 
ten Kontakten des Hauses Bettencourt 
zu Nicolas Sarkozy) auch insofern zu, 
als sie die Leichen im Keller dieses 
Teils der Bourgeoisie, die aus den fa¬ 
schistischen Episoden der jüngeren 
Geschichte stammen, ins Licht der Öf¬ 
fentlichkeit rückten. 

Den jüngsten Skandal löste Ende 
Februar und Anfang März diesen Jah¬ 
res der britische Modemacher und 
Wahlfranzose John Galliano aus. Er 
leitete seit 1999 die Damenkollektion 
des führenden Pariser Modehauses 
Dior. Am 25. Februar 2011 war er in ei¬ 
ner Bar im dritten Pariser Bezirk zu 


Gast, wo er mit einem jungen Paar in 
Streit geriet. Zunächst äußerte er sich 
abschätzig über das Aussehen der jun¬ 
gen Frau, ihre Haare, ihre Stiefel. 
Dann zog er ein anderes Register, griff 
sie an, weil sie - angeblich - Jüdin 
sei, und fügte hinzu: »Ich bewundere 
Hitler.« Die Angegriffene hätte »gar 
nicht existieren dürfen«. Nachdem die 
Betroffenen, mit drei Aussagen von 
Augenzeugen ausgestattet, Strafan¬ 
zeige erstattet hatten, leugnete Galli¬ 
ano zunächst und erstattete seiner¬ 
seits Anzeige wegen »Verleumdung«. 
In den folgenden Tagen machte er je¬ 
doch einen Rückzieher. Er erklärte 
nunmehr, er »bereue« die Entgleisung, 
und kündigte an, eine Entziehungskur 
für Alkohol und Drogen zu beginnen. 

Das Haus Dior kündigte ihm dar¬ 
aufhin den Arbeitsvertrag und präsen¬ 
tierte die von Galliano zusammenge¬ 
stellte neue Kollektion am 4. März 
2011 bei einer stark abgespeckten Mo¬ 
deschau. Galliano selbst war nicht an¬ 
wesend, dafür präsentierten sich die 
sonst anonym bleibenden Mitarbei¬ 
terinnen. Insgesamt herrschte, wie 
mehrere Zeitungen übereinstimmend 
berichteten, »eine Stimmung wie auf 
einer Beerdigung«. Auf Galliano kommt 
nun ein Prozess wegen »Aufstache¬ 
lung zum Rassenhass« zu, auch wenn 
ihn inzwischen eines der Opfer inso¬ 
fern in Schutz nahm, als es erklärte, 
es selbst halte Galliano »nicht für ei¬ 
nen Rassisten«. 

Es mag sein, dass die Ausbrüche 
von John Galliano sich - in ihrer In¬ 
tensität - aus den Alkohol- und Dro¬ 


genexzessen der Person und dem Ver¬ 
lust jeder Selbstkontrolle erklären. 
Und doch enthüllen sie auch, wie ver¬ 
brecherische Inhalte, etwa Hitler-Be¬ 
wunderung, in diesen Kreisen eher als 
ästhetische Pose oder exzentrischer 
Spleen betrachtet und über lange 
Jahre verharmlost wurden. Just aus 
Anlass dieser Affäre tauchte ein Video 
aus den Archiven auf, das Frangoise 
Dior im Jahr 1963 zeigt - eine Nichte 
des Gründers des Modehauses, Chris¬ 
tian Dior, dessen Familie stets mehr 
Kontrolle über die Geschäfte ausübte 
als er selbst. In der Aufnahme erklärt 
sie ihre Bewunderung für den Natio¬ 
nalsozialismus und zeigt sich gemein¬ 
sam mit ihrem britischen Ehemann Co¬ 
lin Jordan, einem Neonazi aus Eng¬ 
land. 1 Solches galt damals in der 
Familie als einfacher Spleen. 

Dieser Affäre in der Modebranche 
ging ein anderer Skandal voraus, der 
den Kosmetik- und Luxusartikel-Kon¬ 
zern L'Oreal berührte. Er hielt das 
französische Publikum den ganzen 
Sommer 2010 über in Atem, es ging 
dabei unter anderem um illegale Par¬ 
teienfinanzierung zugunsten des frü¬ 
heren konservativen Präsidentschafts¬ 
kandidaten Nicolas Sarkozy. Er lenkte 
jedoch zeitweise den Blick auch auf 
brisante politisch-historische Hinter¬ 
gründe. 

Liliane Bettencourt, deren Vermö¬ 
gen derzeit rund 15,6 Milliarden Euro 
beträgt 2 , ist die Tochter und die Witwe 
eines aktiven Nazikollaborateurs. Ihr 
im November 2007 verstorbener Gatte 
Andre Bettencourt war »immerhin« 
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„L’Histoire se- 1950, Andre Bettencourt in seinem Büro. Der einstige Kollaborateur avancierte zum 


Frankreich-Chef der Joseph Goebbels 
unterstellten »Propagandastaffel« wäh¬ 
rend der Besatzung gewesen, wie so¬ 
gar der französischsprachige Wikipe- 
dia-Eintrag zu seiner Person angibt. 

Bei der Liberation (Befreiung Frank¬ 
reichs von der Nazibesatzung im Jahr 
1944) kam er jedoch ungeschoren da¬ 
von: Wie andere mehr oder weniger 
prominente Kollaborateure auch, etwa 
ein gewisser Vichy-Beamter namens 
Frangois Mitterrand, hatte er es ge¬ 
schafft, sein Fähnchen beim Wechsel 
des Kriegsverlaufs in den Jahren 
1942/43 in den Wind zu hängen. Als 
der sich gegen die »Achsenmächte« 
zu drehen begann, hatte er Kontakte 
zur Resistance aufgenommen. Unter 
den Staatspräsidenten Charles de 
Gaulle und Georges Pompidou brachte 
Andre Bettencourt es in den Jahren 
von 1966 bis 1973 zum Staatssekretär 
und Minister. 

Liliane Bettencourts Vater - der 
Chemiker Eugene Schueller, der im 
Jahre 1909 die Vorläuferfirma von 
L'Oreal gründete - war seinerseits in 
den 30er und 40er Jahren in ausge¬ 
wiesen faschistischen Kreisen aktiv. 
Dies vertrug sich in seinen Augen 
übrigens ideologisch durchaus präch¬ 


tig mit seinen wirtschaftlichen Akti¬ 
vitäten, die darin bestanden, »Schön¬ 
heitsprodukte« zu verkaufen. Denn 
ohne seine Produkte, so seine Auffas¬ 
sung, war das Gros der Bevölkerung 
eine hässliche und stinkende Masse, 
die es anzuführen und zu manipulie¬ 
ren galt - ideologisch, um sie im 
Gleichschritt marschieren zu lassen 
und kommerziell, um ihr seine Pro¬ 
dukte anzudrehen. »Sagt den Leuten, 
dass sie ekelhaft seien, dass sie nicht 
gut riechen, dass sie hässlich sind!«, 
so lautete der Auftrag, den er seinen 
damaligen Vertretern erteilte. 3 

Er hatte während der 1930er und 
1940er Jahre des 20. Jahrhunderts di¬ 
verse faschistische Gruppierungen fi¬ 
nanziert. U. a. die ab 1937 aktive 
rechtsterroristische Vereinigung >La 
Cagoule<, in welcher auch Andre Bet¬ 
tencourt aktiv war. Später, zu Anfang 
der 40er Jahre, trat er als Mitgründer 
zweier faschistischer Kollaborations¬ 
parteien auf: des >Mouvement Social 
Revolutionnaire< (MSR) von Eugene 
Deloncle, sowie des >Rassemblement 
National Populaire< (RNP) unter dem 
Ex-Sozialisten Marcel Deat. Deloncle 
wurde im Januar 1944 durch die Ge¬ 
stapo ermordet, weil er Kontakte zu 
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Das Geld der alten Dame 

Eine Abhör-Affäre bei der L'Oräal-Erbln lässt Paris die Haare zu Berge 
stehen. Der Butler lauscht, die Tochter Intrigiert. Worum es letztlich 
geht, Ist klar um das liebe Geld. Von Stefan Brändle 
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deutschen Militärkreisen um den Ab¬ 
wehr-Chef Admiral Canaris hielt, die 
zu diesem Zeitpunkt Hitler loswerden 
wollten. Marcel Deat seinerseits über¬ 
lebte das Ende des Zweiten Weltkriegs 
und lebte noch bis 1955 unter einem 
Tarnnamen und falscher Identität in 
Norditalien. 

Zurück zu Eugene Schueller: Auch 
ihm ist gegen Ende des Zweiten Welt¬ 
kriegs nichts passiert. Eine führende 
Rolle bei seiner »Reinwaschung« 
hatte just der Ex-Kollaborateur 
Frangois Mitterrand gespielt, den 
Schueller in den Jahren 1945/46 als 
Direktor bei dem von ihm gegründeten 
Verlagshaus >Editions du Rond-Point< 
und des Kosmetikmagazins >Votre Be¬ 
aute anstellte (bevor Mitterrand sich 
1946 zum Abgeordneten wählen ließ). 
Bei seinem Tod im Jahr 1957 vererbte er 
sein Vermögen an seine damals 35jäh- 
rige Tochter Liliane, die seit 1950 mit 
Andre Bettencourt verheiratet war. ■ 


[1] Der Nazi-Kollabo¬ 
rateur Andre Betten¬ 
court. (Faksimile aus 
der »tageszeitung« 
vom 22. Juli 2010.) 

[2] Liliane Betten¬ 
court. Ihre politisch¬ 
historischen Hinter¬ 
gründe gerieten im 
Zuge einer Parteispen¬ 
denaffäre in den Fo¬ 
kus der Öffentlichkeit. 
(Screenshot von der 
Internetseite 
»fr-online.de«) 
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Weimarer Justiz und 
Straßenkampf 


Zum Thema der 
Straßenkämpfe zwi¬ 
schen SA und Arbeiter¬ 
bewegung und ihrer 
Behandlung vor Gericht 
ist im März 2011 
erschienen: 

Johannes Fülberth: 
»...wird mit Brachial¬ 
gewalt durchgefochten. 
Bewaffnete Konflikte 
mit Todesfolge vor Ge¬ 
richt - Berlin 1929 bis 
1932/1933«, Papyrossa 
Verlag, 14,- EUR. 


Kampf um die Viertel 

Als die Mitglieder des Kreuzberger 
Kommunistischen Jugendverbandes 
am 29. Dezember 1929 ihr Lokal in der 
Görlitzer Straße verließen, geschah es. 
Vor der Tür warteten bereits SA-Männer 
des Sturmes 27, die sofort das Feuer 
auf ihre verhassten Gegner eröffneten. 
Anschließend flohen die Täter in ihr 
Sturmlokal in die nahe gelegene Wie¬ 
ner Straße. Fünf Gäste des Lokals in 
der Görlitzer Straße wurden durch den 
Angriff verletzt, einer von ihnen, Wal¬ 
ter Neumann, starb wenige Tage spä¬ 
ter. 

Der Tod von Neumann schuf eine 
neue Tradition unter den sozialisti¬ 
schen Jugendlichen des Viertels. Je¬ 
des Jahr zum Todestag wurde nun das 
SA-Sturmlokal »Wiener Garten«, die 
Heimat des SA-Sturmes 27, mit Steinen 
und Schüssen angegriffen. Jugendliche 
der »Roten Jungfront« liefen regelmä¬ 
ßig Patrouille vor der Gaststätte auf, 
um nationalsozialistische Besucher und 
den Wirt einzuschüchtern. Eineinhalb 
Jahre nach dem Tod von Neumann gab 
es den nächsten Toten im Viertel: Hans 
Hoffmann, Mitglied der HJ, war auf 
dem nahe gelegenen Lausitzer Platz mit 
Stahlruten und Pistolen angegriffen 
und mit mehreren Schüssen, denen er 
später erlag, schwer verletzt worden. 

Justiz und Richter 

Schon in den ersten Monaten der jun¬ 
gen Weimarer Republik hatten die 
Richter gezeigt, wo sie politisch stan¬ 
den. Fast 90 Prozent der Morde, die 


1918/19 durch Freikorps-Soldaten an 
linken Arbeitern begangen worden 
waren, wurden nicht geahndet. Kam 
es dann doch einmal zu Urteilen, lag 
das Strafmaß bei durchschnittlich zwei 
Monaten Haft. Ganz anders fielen die 
Urteile dagegen aus, wenn gegen An¬ 
hänger der kommunistischen Bewe¬ 
gung verhandelt wurde: Hier waren 
hohe Haftstrafen bis hin zu Todesurtei¬ 
len die Regel. Auch wenn die Aus¬ 
wüchse dieser parteiischen Justiz in 
den folgenden Jahren abnahmen - die 
kommunistische Bewegung blieb der 
Hauptfeind. Hierbei spielte die antiso¬ 
zialistische Grundüberzeugung der 
Richter und ihr Wunsch nach einer au¬ 
toritäreren Staatsform eine große 
Rolle. Eine zeitgenössische Einschät¬ 
zung eines Berliner Senatspräsidenten 
ging davon aus, dass nur 5 Prozent der 
preußischen Richter als Parteigänger 
der Republik gelten konnten. Polizei¬ 
aktionen, Zeitungszensuren und Orga¬ 
nisations-Verbote trafen so hauptsäch¬ 
lich die kommunistische Bewegung. 
Obwohl die KPD keinerlei ernste Pläne 
für einen gewaltsamen Umsturz hatte, 
war die Furcht vor ihr groß. Die viel 
größere Gefahr, die für die Weimarer 
Demokratie von der nationalsozialisti¬ 
schen Bewegung ausging, wurde da¬ 
gegen systematisch unterschätzt oder 
verharmlost, wenn die SA mit ihrer 
Gewalt von den Ermittlungsbehörden 
nicht sogar als Bollwerk gegen eine zu 
starke Arbeiterbewegung und eine 
halluzinierte Gefahr des »Bolschewis¬ 
mus« begrüßt wurde. 


Doch wenn auch die meisten der 
Weimarer Richter stramm antisoziali¬ 
stisch und rechts-konservativ waren, 
so war doch die NSDAP nicht die favo¬ 
risierte Partei der Richterschaft. Die 
meisten Richter fühlten sich eher dem 
national-konservativen Spektrum zu¬ 
gehörig als der emporkommenden 
NSDAP und ihrer plebejischen SA mit 
ihren national-revolutionären Phra¬ 
sen. 

Urteile in Straßenkämpfen 

Ab 1929 ging die NSDAP dazu über, 
systematisch Stützpunkte in den tra¬ 
ditionellen Arbeiter-Vierteln Berlins 
zu errichten. Begegnete ihr Wider¬ 
stand, wurde dieser mit Hilfe der SA 
brutal gebrochen. Während die sozial¬ 
demokratischen Arbeiter sich bei der 
Abwehr dieser Angriffe meistens auf 
den Schutz der, bis Sommer 1932 in 
Preußen sozialdemokratisch geführ¬ 
ten, Polizei verließen, reagierte das 
kommunistische Milieu mit Gegenan¬ 
griffen. 

Dadurch, dass für die Richter und 
große Teile der Öffentlichkeit fest¬ 
stand, dass die Kommunisten immer 
die Hauptunruhestifter waren, galten 
die Gewalttaten von SA-Männern zwar 
auch als verwerflich, wurden aber von 
den Richtern meistens in milderem 
Licht gesehen als vergleichbare Aktio¬ 
nen von links. Kommunistische Ange¬ 
klagte galten allein durch ihre Nähe 
zu einer als umstürzlerisch aufgefas¬ 
sten Bewegung (oder durch die Mit¬ 
gliedschaft in einer ihrer Organisatio- 
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[1] Kommunistische 
Demonstrationen am 
1. Mai 1929 wurden 
von der Polizei gewalt¬ 
sam aufgelöst, wobei 
33 Menschen starben. 


nen) immer automatisch als Krimi¬ 
nelle und Staatsfeinde, während bei 
SA-Mitgliedern im Einzelfall entschie¬ 
den wurde. Selbst bei brutalen Tot¬ 
schlags-Verbrechen, in denen die 
Schuld der Hitler-Anhänger ohne 
Zweifel feststand, konnten sie so pro¬ 
fitieren. 

Diese Verurteilungspraxis manifes¬ 
tierte sich unter anderem darin, dass 
SA-Männern häufiger Putativ-Notwehr 
zugebilligt wurde. Sie stellten die Aus¬ 
einandersetzungen regelmäßig so dar, 
dass sie Auge in Auge mit einem töd¬ 
lichen Angriff gestanden hätten und 
darum berechtigt gewesen seien, sich 
auch mit Schusswaffen zu verteidi¬ 
gen. Selbst wenn das Gericht dann 
feststellte, dass kein so gefährlicher 
Angriff stattgefunden hatte, wurde 
den Nationalsozialisten zugute gehal¬ 
ten, dass sie zumindest geglaubt hät¬ 
ten, sie müssten um ihr Leben kämp¬ 
fen - worauf sie freigesprochen wur¬ 
den. Da die Richter die Überzeugung 
der SA-Angeklagten teilten, dass von 
der kommunistischen Bewegung per¬ 
manent eine Bedrohung ausgehe, gab 
es so mehrere Verfahren vor Berliner 
Landgerichten, in denen SA-Männer 


wegen Putativ-Notwehr freigespro¬ 
chen wurden, auch wenn sie in Wirk¬ 
lichkeit die Aggressoren gewesen wa¬ 
ren. Die Justiz stellte sich damit offen 
auf die Seite der Nationalsozialisten. 
Es ist dagegen kein einziger Fall be¬ 
kannt, in dem kommunistische Ange¬ 
klagte freigesprochen wurden, weil sie 
ebenfalls erfolgreich Putativ-Notwehr 
für sich hatten geltend machen kön¬ 
nen. 

Zweierlei Maß 

Im Verfahren um die Tötung Walter 
Neumanns konnten die SA-Männer des 
Sturmes 27 das Gericht allerdings 
nicht davon überzeugen, dass ihre 
zahlreichen Schüsse auf Unbewaffnete 
lediglich in Notwehr erfolgt seien. Sie 
wurden wegen gefährlicher Körperver¬ 
letzung mit Todesfolge zu drei Jahren 
und sechs Monaten Gefängnis verur¬ 
teilt. Doch im Vergleich mit dem Urteil 
gegen die Täter, die am Tod des Hitler¬ 
jungen Hoffmann schuld gewesen sein 
sollen, fällt erneut auf, wie sehr die 
SA von einer milden Rechtsprechung 
für sich profitieren konnte: Der haupt- 
angeklagte Kommunist in diesem Fall 
wurde wegen Totschlag zu sechs Jah¬ 


ren Gefängnis verurteilt. Dieses här¬ 
tere Urteil erfolgte, obwohl der Ange¬ 
klagte, im Gegensatz zu den angeklag- 
ten SA-Männern, noch jugendlich war 
und obwohl seine Schüsse aus einer 
tumultösen Situation heraus entstan¬ 
den, während die Schüsse der SA- 
Männer in einer vorher verabredeten 
Aktion erfolgten. 

In den Verfahren gegen die Stra¬ 
ßenkämpfer beider Seiten urteilte die 
Weimarer Justiz also mit zweierlei 
Maß. Dabei ist nicht davon auszuge¬ 
hen, dass die meisten Richter eine 
heimliche Sympathie für die SA heg¬ 
ten. Vielmehr folgten ihre Urteile dem 
bürgerlichen Diskurs, der in der KPD 
den Hauptfeind für die innere Sicher¬ 
heit sah und damit auch schwerste Ge¬ 
walttaten gegen ihre Anhänger teil¬ 
weise entschuldigte. Je stärker die 
NSDAP wurde, desto schwerer wurden 
auch die Strafen gegen die kommuni¬ 
stische Bewegung und desto milder 
wurde mit der SA umgegangen. ■ 
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Meine Spitzel, deine Spitzel 


Andreas Förster ist 
freier Journalist in 
Berlin und arbeitet 
für die Berliner Zei¬ 
tung und die Frank¬ 
furter Rundschau. Er 
ist Autor mehrerer 
Bücher über Geheim¬ 
dienste. 


11AIB Leserjnnen 
kennen Max M., bereits 
als den Funktionär der 
»Vereinigten Rechten« 
Mario Meurer (siehe 
AIB # 47). 


Andreas Förster 


Das Foto vom 18. Januar 2006 zeigt 
Max M. 1 im Kreis Leipziger DKP-Genos- 
sen, die den 70. Geburtstag ihres Par¬ 
teivorsitzenden feiern. Max, Brillen¬ 
träger mit Kurzhaarschnitt und Pull¬ 
over, hält eine rote Mappe in der Hand, 
aus der er ein kämpferisches Grußwort 
vorliest. Ein paar Monate nach dieser 
Feier schließt sich Max der Wahlinitia¬ 
tive Arbeit und Soziale Gerechtigkeit 
(WASG) in Leipzig an. Nach der Verei¬ 
nigung mit der Linkspartei wird er 
Vorstandsmitglied der Leipziger Lin¬ 
ken und Mitglied im mächtigen Lan¬ 
desrat der Partei. Kritiker sehen in ihm 
jedoch einen Sektierer, der mit seinen 
radikalen Ansichten die Partei spaltet. 
2009 will Max M. für den Landtag in 
Dresden kandidieren. Daraus wird 
aber nichts: Ein Jahr vor der Wahl 
kommt heraus, dass Max M. offenbar 
als V-Mann vom Verfassungsschutz in 
die linke Politszene eingeschleust 
worden ist. 1 

Im Mai 2010 stellt sich ein Simon 
Brenner im Heidelberger Uniprojekt 
Campus Camps der linken Studenten¬ 
gruppe Kritische Initiative vor. Er stu¬ 
diere Ethnologie und Soziologie in 
Heidelberg und stamme aus Bad 
Säckingen. Ein stets hilfsbereiter Typ, 
erinnern sich Studenten später an 
ihn. Er sei im Rahmen der Kritischen 
Initiative Heidelberg sehr aktiv gewe¬ 
sen und habe sich auch in anderen 
Gruppen zum Thema Klimaschutz und 
Antirassismus engagiert. Auf diese 
Weise habe er Einsicht gewonnen in 
viele politische Aktivitäten, aber auch 
in private Bereiche, wie Wohngemein¬ 
schaften oder Elternhäuser. 


Mitte Dezember 2010 aber kommt 
es zu einer verhängnisvollen Begeg¬ 
nung auf einer Geburtstagsfeier: Eine 
junge Frau erkennt Brenner, der sich 
ihr bei einem Frankreichurlaub als Po¬ 
lizist vorgestellt hatte. Und tatsäch¬ 
lich - Brenner räumt im Gespräch mit 
seinen vermeintlichen Kommilitonen 
ein, gar kein Student zu sein. Viel¬ 
mehr habe er als V-Mann des baden- 
württembergischen Landeskriminal¬ 
amtes den Auftrag gehabt, die Anti¬ 
faschistische Initiative Heidelberg zu 
unterwandern. Stuttgarts Innenmini¬ 
ster Heribert Rech (CDU) bestätigt 
Wochen später den V-Mann-Einsatz. 
Der Mann mit dem Decknamen Simon 
Brenner sei in Heidelberg »gegen kon¬ 
krete Zielpersonen der antifaschisti¬ 
schen/anarchistischen Szene und ein¬ 
zelne Kontaktpersonen dieser Zielper¬ 
sonen« eingesetzt worden, heißt es in 
einer Erklärung des Ministers. 

Für deutlich mehr Schlagzeilen als 
Max M. und »Simon Brenner« sorgt 
Anfang des Jahres aber ein Engländer: 
der britische Polizeispitzel Mark Ken¬ 
nedy, der unter dem Namen Mark 
Stone von 2003 bis 2009 die linke 
Szene in Westeuropa infiltriert hatte, 
ist der spektakulärste Spitzelskandal 
seit Jahren. Zwar wurde Kennedy alias 
Stone bereits im Oktober vergangenen 
Jahres enttarnt - seine Geschichte 
aber wurde erst Anfang dieses Jahres 
durch den britischen Guardian ent¬ 
hüllt. Auch in Deutschland war der 
Polizeispitzel demnach im Einsatz - 
mit Wissen und Billigung der hiesigen 
Behörden, die von Kennedys Maul¬ 
wurftätigkeit profitierten. 

Als Mark Stone war Kennedy ein Bild 
von einem Revoluzzer: Dunkle Haare 


bis auf die Schultern, stählerne Ringe 
im Ohr, Sonnenbrille im Gesicht und 
ein verwegenes Lächeln um die Lip¬ 
pen. »Flash« haben sie ihn in den lin¬ 
ken Gruppen in Europa genannt. Er war 
großzügig mit Geld und schien doch 
ein Anarchist wie sie zu sein. 

Was jahrelang niemand ahnte: Stone 
alias Kennedy gehörte der für Extre¬ 
mismus-Bekämpfung zuständigen Na¬ 
tional Public Order Intelligence Unit 
(NP0IU) an. Die 1997 gegründete und 
von hochrangigen Polizeioffizieren 
geleitete Einheit war eine Art Privat¬ 
agentur, die für die britischen Sicher¬ 
heitsbehörden, aber auch im Auftrag 
von Konzernen, linke Protestgruppen, 
Umweltaktivisten, Tierschützer und 
globalisierungskritische Initiativen 
ausforschte. Das Unternehmen soll 
über eine Datenbank mit Profilen von 
rund 2000 Aktivisten verfügen, auf 
die auch die Polizei Zugriff hat. 

Kennedy tauchte bereits 2003 un¬ 
ter seiner Falschidentität als underco- 
ver agent in die britische Anarcho- 
Szene ein. Und in die europäische: 22 
Länder soll er mit seinem gefälschten 
Pass bereist haben, um linke Protest¬ 
bewegungen auszuspähen. Er war in 
Frankreich, Spanien, Italien, Island - 
und Deutschland. Kennedys Spitze¬ 
leien wurden fürstlich entlohnt: Nach 
seinen Angaben habe er zusätzlich zu 
seinem normalen Polizeigehalt von 
60.000 Euro jährlich rund 240.000 
Euro für seine zeitweise fast täglich 
abgelieferten Spitzelberichte kassiert. 
Insgesamt soll sein siebenjähriger 
Spitzeleinsatz in der linken Szene 1,75 
Millionen Pfund gekostet haben. 

In Berlin lebte Kennedy über einen 
längeren Zeitraum hinweg in Häusern, 
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in denen auch Angehörige der Autono¬ 
men- und Antifaszene der Hauptstadt 
verkehrten. Einige von ihnen erinnern 
sich an den Engländer als einen agilen 
und hilfsbereiten Organisator, der ein 
Faible für Massenproteste hatte. So 
habe er unter anderem an der Vorbe¬ 
reitung der Proteste gegen den G8- 
Gipfel in Heiligendamm 2007 und den 
Nato-Gipfel in Baden-Baden und 
Strasbourg 2009 aktiv mitgewirkt. Er 
soll aber auch der Antifa angeboten 
haben, für sie Überfälle auf Neonazis 
auszuführen. Er könne mit seinen 
Freunden aktiv werden, die Deutschen 
müssten ihm nur die Namen der Ziel¬ 
personen nennen, habe er gesagt. 

Zumindest in Heiligendamm und in 
Baden-Baden war Kennedy im Auftrag 
deutscher Sicherheitsbehörden unter¬ 
wegs. Das bestätigte der Präsident des 
Bundeskriminalamtes, Jörg Ziercke, 
im Februar in einer nichtöffentlichen 
Sitzung des Bundestags-Innenaus- 
schusses. Der BKA-Präsident gab an, 
Mecklenburg-Vorpommern habe 2007 
vor dem G8-Gipfel in Heiligendamm 
ausdrücklich um die Nutzung des Bri¬ 
ten nachgesucht. Das BKA sei darauf¬ 
hin vermittelnd tätig geworden und 
habe den Abschluss eines entspre¬ 
chenden Vertrages zwischen dem 
Schweriner Innenministerium und ih¬ 
rer Polizei-Sondereinheit »Kavala« so¬ 
wie der britischen Polizeibehörde be¬ 


ratend begleitet. In gleicher Weise habe 
das BKA auch den Sicherheitsbehörden 
in Baden-Württemberg zur Seite ge¬ 
standen, als es um die Vorbereitung des 
Nato-Gipfels im Sommer 2009 ging. 

Welche Aufträge Kennedy für die 
Deutschen zu erledigen hatte, wollte 
Ziercke nicht verraten. Der Spitzel 
hingegen war weniger verschwiegen. 
In einem Interview mit der Mail on 
Sunday sagte er, in Heiligendamm 
habe er der deutschen Polizei einsatz¬ 
relevante Informationen überliefert. 
So schickte er an seinen Verbindungs¬ 
beamten per SMS die Nachricht, dass 
die Protestgruppen sich zerstreuen 
werden, um an den Absperrzaun zu 
gelangen. Daraufhin habe die deut¬ 
sche Polizei kurzfristig ihr Einsatz¬ 
konzept verändert. 

Ende Januar wurde übrigens noch 
ein weiterer britischer Polizeispitzel 
enttarnt, der ebenfalls in Deutschland 
unterwegs war. Bei ihm handelt es 
sich um Marco Jacobs, der Mitglied 
der lokalen Dissentl-Gruppe in Brigh¬ 
ton gewesen ist. Laut Indymedia habe 
sich Jacobs ebenfalls an den Protesten 
gegen den NATO-Gipfel 2009 in Ba¬ 
den-Baden und Strasbourg beteiligt. 
Dabei habe er sich auch mehrere Tage 
im Freiburger Autonomen Zentrum 
KTS aufgehalten, das linken Aktivi¬ 
sten damals als Medienzentrum und 
Schlafplatzbörse diente. 


[1] Der vermeintliche 
»Student« mit dem 
Tarnnamen Simon 
Brenner wollte als V- 
Mann des LKA Baden- 
Würtemberg Heidel¬ 
berger Antifa-Struktu¬ 
ren ausforschen. 

[2] Mark Kennedy alias 
»Mark Stone« spio¬ 
nierte für britische und 
deutsche Sicherheits¬ 
behörden die linke 
Szene Westeuropas 
aus. 


Die deutsch-britische Polizeiko¬ 
operation war und ist übrigens keine 
Einbahnstraße. Auf der Innenaus- 
schuss-Sitzung im Februar räumte 
BKA-Chef Ziercke ein, dass auch deut¬ 
sche V-Leute 2005 beim G8-Gipfel im 
schottischen Gieneagles im Einsatz 
gewesen seien. Berlin habe damals 
fünf Undercover-Beamte entsandt, die 
unter Führung der NP0IU - für die 
auch Kennedy arbeitete - Aufgaben 
erledigt hätten. In Gieneagles war es 
seinerzeit zu heftigen Auseinander¬ 
setzungen zwischen Polizei und De¬ 
monstranten gekommen. 

Laut Sitzungsprotokoll gab der 
BKA-Chef an, dass solch ein grenz¬ 
überschreitender Spitzeleinsatz längst 
zum europäischen Polizeialltag ge¬ 
höre. Die Polizeien in den EU-Mit- 
gliedstaaten unterstützten sich ge¬ 
genseitig, indem man »die Szene in 
die jeweiligen Länder begleite«, etwa 
»was Euro-Anarchisten, militante 
Linksextremisten und -terroristen an¬ 
gehe«. Man könne der organisierten 
und konspirativen Vorgehensweise in¬ 
ternationaler Netze nur begegnen, in 
dem man »genauso international und 
konspirativ« agiere, sagte Ziercke. Für 
diesen Einsatz der Polizisten aus an¬ 
deren Ländern, sagte der BKA-Chef 
nicht ohne Stolz, würde man »auch 
stets Lob von Seiten der Politik be¬ 
kommen«. ■ 
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Hitlergruß vor dem Kreml 

Russische Neonazis zwischen Gewalt, 
Repression und Duma-Wahlen 


Nach dem Tod eines russischen Fußball- 
Fans organisierte die rechtsradikale 
Szene in Moskau rassistische Krawalle 
und fordert nun einen legalen Status, 
um an den Duma-Wahlen teilnehmen zu 

können. 


Ulrich Heyden (Moskau) 


Nach dem Tod eines russischen Fuß¬ 
ball-Fans gelang den russischen Rechts¬ 
radikalen mit rassistischen Massen¬ 
unruhen ein erstaunlicher Erfolg, der 
die liberale und linke Öffentlichkeit 
der Stadt über Wochen in eine Art 
Schockstarre versetzte. 

Am 6. Dezember 2010 war der Spar- 
tak-Fan Jegor Swiridow bei einer 
Schlägerei mit einer Druckluftpistole 
von dem Kaukasier Aslan T. getötet 
worden. Swiridow soll dem rechten Fan- 
Club »Union« angehört haben. Nach 
dem Tod organisierten Fußball-Fans 
und Rechtsradikale zwei Wochen lang 
rassistische Unruhen auf zentralen 
Plätzen der Stadt. Ihre Forderung: Die 
Polizei müsse an der Schlägerei betei¬ 
ligte Kaukasier, die von der Polizei 
freigelassen wurden, wieder einfan¬ 
gen. Der Schütze erklärte, er habe aus 
Notwehr gehandelt. Außerdem ist 


wichtig zu wissen, dass T. seit dem Tod 
von Swiridow ununterbrochen in Haft 
sitzt. Doch das ging in der von Fuß¬ 
ball-Fans und Rechtsradikalen ange¬ 
zettelten Hysterie völlig unter. 

Am 8. Dezember besetzten 1.000 
Fußball-Fans eine Hauptverkehrsstra¬ 
ße. Drei Tage später versammelten sich 
7.000 Fußball-Fans und Rechtsradi¬ 
kale auf dem Manege-Platz, direkt vor 
dem Kreml. Sie brüllten »Russland den 
Russen«, »Moskau den Moskauern« 
und »Nieder mit der jüdischen Macht«. 
Hunderte reckten den Arm zum Hitler- 
Gruß. Als die Demonstranten dann 
Jagd auf kaukasische Jugendliche 
machten, die sich unter Autos flüch¬ 
teten, begann die Polizei-Sonderein¬ 
heit Omon den Platz zu räumen. Die 
Demonstranten bewarfen die Polizi¬ 
sten mit Absperrgittern und Flaschen. 
65 Personen wurden festgenommen. 
Alle Festgenommenen wurden später 
ohne Androhung von weiteren Strafen 
freigelassen. 32 Menschen wurden bei 
den Auseinandersetzungen verletzt, 
darunter fünf Polizisten. 

Unter den Demonstranten auf dem 
Manege-Platz waren auch bekannte 
Rechtsradikale wie Dmitri Demuschkin, 
Führer der im April 2010 verbotenen 
»Slawischen Union« und Wladimir Tor, 
Leiter der Organisation »Russische Ord¬ 
nung« sowie führendes Mitglied der 
»Bewegung gegen illegale Immigra¬ 
tion« (DPNI). 

Die demokratische Öffentlichkeit 
brauchte zwei Wochen, um auf die 
Machtdemonstration der Rechtsradi¬ 
kalen direkt vor dem Kreml zu reagie¬ 
ren. Am 26. Dezember organisierte der 


Satiriker Viktor Schenderowitsch, der 
ein bekannter Vertreter der liberalen 
Szene Moskaus ist, eine Gegenkund¬ 
gebung auf dem Puschkin-Platz mit 
2.500 Teilnehmern. Das Motto der 
Kundgebung: »Moskau für alle«. Der 
jungen Moskauer Antifa-Szene war 
das zu wenig. Sie rief für den 19. Ja¬ 
nuar zu einer eigenen Aktion auf. 
1.000 Personen beteiligten sich an ei¬ 
ner Gedenkdemonstration zum Jah¬ 
restag des Doppelmordes an dem lin¬ 
ken Rechtsanwalt Stanislaw Markelow 
und der Journalistin Anastasija Babu- 
rowa. Die Teilnehmer riefen »Faschi¬ 
sten morden, der Staat schweigt.« 

Maskierte verhandeln mit der Polizei 

Dass es den Fußball-Fans und Rechts¬ 
radikalen am 11. Dezember überhaupt 
gelungen war, sich auf dem Manege- 
Platz, direkt vor dem Kreml zu versam¬ 
meln, ist höchst ungewöhnlich und 
wirft Fragen auf. Wollte da jemand im 
Kreml den russischen Präsidenten 
Dmitri Medwedew in Bedrängnis brin¬ 
gen? Denn Liberalen und Linken, die 
in den letzten Jahren in der Moskauer 
Innenstadt demonstrieren wollten, 
wurden ja fast alle Kundgebungen ver¬ 
weigert. Möglicherweise hatte die 
Stadtverwaltung auch beschlossen, 
den Fußball-Fans die Möglichkeit zu 
geben, im Stadtzentrum »Dampf abzu¬ 
lassen«, in der Hoffnung, dass danach 
Ruhe einkehrt. Doch falls es einen 
solchen Plan gab, ging er gründlich 
daneben. Unter laufenden Fernsehka¬ 
meras verhandelte ein mit einer Ski- 
Maske vermummter Rechtsradikaler 
mitten auf dem Manege-Platz mit dem 
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Leiter der Moskauer Innenbehörde, 
Wladimir Kolokolzew. In forderndem 
Ton erklärte der Vermummte: »Wer aus 
ihrer Führung ist verantwortlich für 
den Mord? (an dem Fußball-Fan Swiri- 
dow, Anm. d. Autors) Wir wollen, dass 
er hier erscheint.« Der Leiter der In¬ 
nenbehörde beschwichtigte. Man tue 
alles, damit die »Teilnehmer dieser 
ungesetzlichen Handlung (Tod von 
Swiridow, Anm. d. Autors) zur Verant¬ 
wortung gezogen werden.« 

Medwedew ergreift das Wort 

Der Erfolg der Rechtsradikalen auf 
dem Manege-Platz zwang den Kreml zu 
einer öffentlichen Reaktion. Am Tag 
nach der Randale erklärte Dmitri Med¬ 
wedew, wer Ausländerfeindlichkeit 
und »religiösen Hass« schüre, be¬ 
drohe »die Stabilität des Staates«. Das 
Innenministerium und die Staatsan¬ 
waltschaft müssten die Ereignisse auf 
dem Manege-Platz als »Verbrechen« 
qualifizieren. Medwedew forderte die 
Justizorgane auf, alle gesetzlichen 
Mittel einzusetzen. »Unruhe auf den 
Straßen und öffentlichen Plätzen darf 
es nicht geben. Kümmern sie sich da¬ 
rum.« Auch Innenminister Nurgalijew 
meldete sich in einer Fernsehanspra¬ 
che zu Wort. Der Minister verlor kein 
Wort über Rechtsradikale, behauptete 
aber, »linksextreme Jugendliche« hät¬ 
ten sich auf dem Manege-Platz unter 
die Demonstranten gemischt. Beweise 
für diese Behauptung gab es natürlich 
nicht. 

Am 15. Dezember 2010 wollten 
Rechtsradikale und Fußball-Fans ihren 
Erfolg vom Manege-Platz wiederholen. 
Sie hatten zu einer Protestkundge¬ 
bung am Kiewer Bahnhof in Moskau 
aufgerufen. Doch die Polizei verhin¬ 
derte den Aufmarsch. In ganz Moskau 
wurden an diesem Tag insgesamt 
1.300 Personen festgenommen, dar¬ 
unter sehr viele 16jährige. Nach einer 
in ganz Russland durchgeführten Um¬ 
frage des Lewada-Meinungsforschungs- 
instituts waren die Sympathien für die 
rassistischen Krawalle unter Jugendli¬ 


chen besonders hoch. Von den Perso¬ 
nen unter 34 Jahren sympathisierten 
immerhin 24 Prozent der Befragten 
mit den Krawallen. Elf Prozent aller 
Befragten wollten nicht ausschließen, 
selbst an einer Aktion gegen Gastar¬ 
beiter teilzunehmen, aber immerhin 
79 Prozent der Befragten schlossen 
das für sich kategorisch aus. 

Nächstes Ziel: Duma-Wahlen 

Die russischen Sicherheitsbehörden 
haben den Druck auf die rechtsradi¬ 
kale Szene in den letzten Jahren er¬ 
heblich verstärkt. Zahlreiche Skinhead- 
Gruppen wurden wegen rassistischer 
Morde vor Gericht gestellt. Vor einem 
Moskauer Stadtgericht begann Anfang 
März ein Verbotsverfahren gegen die 
»Bewegung gegen illegale Migration« 
(DPNI). DPNI-Gründer Aleksandr Be- 
low vermutet, dass die Staatsanwalt¬ 
schaft mit dem Verbotsverfahren die 
Gründung einer rechten Partei verhin¬ 
dern will, die zu den Duma-Wahlen im 
Dezember 2011 kandidieren könnte. 
Schon während der Unruhen im Dezem¬ 
ber 2010 forderten mehrere rechtsra¬ 
dikale Organisationen, wie die DPNI, 
»Russische Art«, »Russische Gesamt¬ 
nationale Union«, »Russische imperi¬ 
ale Bewegung« und »Nationalsozialis¬ 
tische Initiative« in einer gemeinsamen 
Erklärung die »Repression« gegen rus¬ 
sische Nationalisten zu beenden. Wenn 
die russischen Nationalisten nicht in 
das politische Leben miteinbezogen 
würden, könne es zu einem »Partisa¬ 
nenkrieg« kommen, drohten die Un¬ 
terzeichner. 

Völlig an den Haaren herbeigezo¬ 
gen ist diese Drohung nicht. In den 
letzten Jahren hat die Zahl rechtsradi¬ 
kaler Terroranschläge auf Polizei-Sta¬ 
tionen, Märkte und Eisenbahn-Linien 
zugenommen. Und im Juni 2010 
wurde in den Wäldern um den Fer¬ 
nost-Bezirk Primorje mit Polizeiein¬ 
heiten und Hubschraubern eine 
Gruppe von Jugendlichen gejagt, die 
bei Überfällen einen Polizisten getötet 
und drei weitere verletzt haben sollen. 



Zwei der Jugendlichen sollen außer¬ 
dem rassistische Gewalttaten verübt 
haben. Obwohl es dafür bisher keine 
stichhaltigen Beweise gibt, wurden 
die »Partisanen von Primorje«, wie sie 
in der Öffentlichkeit - zum Teil mit 
heimlicher Anerkennung - genannt 
werden, von den Rechtsradikalen be¬ 
reits in den Helden-Pantheon aufge¬ 
nommen. ■ 


Neonazistische 
Selbstdarstellungen 
von Spartak-Moskau- 
Anhängern. 
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Antisemitismus 
und Nazismus werden 
höchstrichterlich geschützt 


Rechtsanwalt Harry Ladis (Thessaloniki) 


»Juden - die ganze Wahrheit« lautet 
der Titel eines im Jahre 2006 veröf¬ 
fentlichten Buches des Antisemitis¬ 
mus-Theoretikers Kostas Plevris. Mit 
diesem Aufmacher traf der Verfasser 
scheinbar den richtigen Nerv - seine 
»geschichtliche Forschung« wurde 
nach einem langen gerichtlichen 
Streit, wegen diverser antisemitischer 
Textpassagen, vom Plenum des Ober¬ 
sten Gerichtshofs (Areopag) in Grie¬ 
chenland bestätigt. Dies rief einen 
enormen Schock in der Öffentlichkeit 
hervor. Eine Besonderheit in einem 
Land, das nicht gerade sein Bestes 
tut, die jüdische Vergangenheit zu er¬ 
forschen. In Thessaloniki, der zweit¬ 
größten griechischen Stadt, bestand 
Anfang des letzten Jahrhunderts ein 
gutes Viertel der Bevölkerung aus se- 
pharditen Juden; von diesen 62.000 
wurden 60.000 in KZs deportiert. 
Heute erinnert daran lediglich eine 
schlichte Gedenktafel an einem Park¬ 
platz. 

Ein Autor mit Vergangenheit 

Kostas Plevris ist kein Unbekannter im 
neonazistischen Milieu Griechenlands. 
Mit über 40 Büchern galt er bisher als 
der bei weitem wichtigste Theoretiker 
über Nationalismus, Antisemitismus 
und Faschismus in Griechenland; 


durch das neueste Urteil gewann er 
auch in international faschistischen 
Kreisen an Ruhm. 

Schon 1960 gründete der Anwalt 
Plevris die Gruppierung »4. August«, 
die sich zur Keimzelle fast aller späte¬ 
ren rechtsradikalen Gruppierungen 
entwickelte. Die Bezugnahme auf das 
Datum der Machtübernahme des grie¬ 
chischen Diktators Ioannis Metaxas 
im Jahre 1936 sollte die Weltanschau¬ 
ung des Gründers klar machen. Wäh¬ 
rend der Militärjunta unterrichtete 
Plevris Propaganda und Soziologie in 
der Militärschule und war anschlie¬ 
ßend als Agent des griechischen Ge¬ 
heimdienstes in Westeuropa tätig, um 
Gruppen, die gegen die Diktatur agier¬ 
ten, zu observieren. Nach der Rück¬ 
kehr der Demokratie nahm er zwar mit 
verschiedenen Parteien an Wahlen 
teil, erreichte aber nie mehr als 1 Pro¬ 
zent. Erst sein Sohn Thanos, der unter 
dem Dach der ultrarechten Partei 
LAOS seit 2007 im griechischen Parla¬ 
ment vertreten ist, machte seinen Va¬ 
ter salonfähig. 

Die Titel seiner Bücher sollen sich 
einen Standardwert verleihen: »Die 
Griechen«, »Die Barbaren«, »Der Kapi¬ 
talist« oder »Die Fahne« erinnern durch 
ihre Wortkargheit an »Mein Kampf«. 
An Hitlers Machwerk schließt auch 
Plevris Buch »Hisbollah: sein Kampf« 
an. Bücher wie z.B. »Das Tagebuch 


von Joseph Goebbels«, sollen seine 
dem Nazismus nahestehende Ideolo¬ 
gie nicht verhehlen. Dies dürfte aller¬ 
dings für die Richter vom Areopag 
nicht von Bedeutung gewesen sein, 
erläutern sie doch in der Präambel ih¬ 
res unverschämten Urteils, der Autor 
sei ein griechischer Nationalist und 
vertrete keine fremden Nationalismen, 
wie etwa Nazismus oder Faschismus. 
Das Bestreben gleich am Anfang diese 
Grenzlinien zu ziehen, soll den Um¬ 
stand verharmlosen, griechischer Na¬ 
tionalist zu sein und gleichzeitig die 
Besatzertruppen im Zweiten Weltkrieg 
zu verehren. 

Die Auseinandersetzung um sein 
letztes Buch »Juden - die ganze Wahr¬ 
heit« nahm eine solch große Dimen¬ 
sion an, da die »Antinazi-Initiative« 
in Zusammenarbeit mit dem Zentralrat 
der griechischen Juden den Mut fand, 
es gerichtlich anzufechten und An¬ 
zeige gegen Plevris zu erstatten. In 
dem 1400-Seiten dicken Buch erklärt 
der Autor den Krieg gegen den »Un- 
termenschen-Juden«, lobt ausdrück¬ 
lich die Vertreibung durch die Nazis, 
schwärmt von der Weiterfunktion des 
KZ-Auschwitz und macht sich unter 
anderem über die »voll dicken Juden- 
Kinder in Birkenau« lustig. 

Da mag sich manch einer wundern, 
dass so ein Buch juristisch davon¬ 
kommt. Den gesetzlichen Rahmen bil- 
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[1] Der neonazistische 
Autor Kostas Plevris 
(Screenshot von seiner 
Internetseite bei »face- 
book.com«). 

[2] Das Buch »Juden - 
die ganze Wahrheit« 
von Kostas Plevris. 


darstellt. Die Oberlandesrichterin Ma- 
riana Pagouteli hat in ihrem Blog ma- 
rianaonice.blogspot.com antisemiti¬ 
sches Gedankengut offen geäußert: 
»Scheißjuden - wenn sie bloß ver¬ 
nichtet werden könnten!«. Dies stieß 
auf Zustimmung vieler Kollegen, die 
als Besucher auf der Seite auf tauch¬ 
ten. 


det die Straffreiheit von Holocaust¬ 
leugnung in Griechenland und außer¬ 
dem fällt auch die Verbreitung von 
neonazistischen Parolen unter Mei¬ 
nungsfreiheit. Die einzige gesetzliche 
Basis, auf der die Anklage gegen Ple¬ 
vris beruhen konnte, war das veraltete 
und selten verwendete Gesetz 927 aus 
dem Jahre 1979. Dies stellt »die Auf¬ 
forderung zu Diskriminierung oder 
Straftaten gegen Personen aufgrund 
ihrer Rasse oder ihrer Herkunft« unter 
Strafe. Auch die entsprechende Propa¬ 
ganda durch Schrift bzw. Presse gilt 
als verboten. Der Areopag hat in sei¬ 
nem Urteil 3/2010 jedoch erklärt, alle 
Anklagepunkte fallen zu lassen, denn 
der Autor wende sich nicht gegen alle 
Juden verallgemeinernd aufgrund ih¬ 
rer Rasse bzw. ethnischen Herkunft, 
sondern gegen die Juden-Zionisten 
wegen ihrer Anstrengungen zur Welt¬ 
herrschaft, ihrer propagandistischen 
Methoden und ihren konspirativen 
Handlungen. Ihre Planung entspräche 
den Talmud-Lehren und sei daher mit 
ihrer Natur verbunden. Deshalb stellt 
der Aufruf des Autors zu ihrer Ver¬ 
nichtung die »logische Schlussfolge¬ 


rung« dar, so das unverschämte Urteil 
des Plenums. Plevris »geschichtliche 
Abhandlung« über das Judentum soll 
auch wissenschaftlich gut fundiert 
sein und sich auf historische Quellen 
wie »die Protokolle der Weisen von 
Zion« berufen. 

Selbst der ehemalige UN-Sekretär 
Kofi Annan war von den rassistischen 
Äußerungen Plevris betroffen. Annan 
wurde als »Kannibalenabkömmling« 
bezeichnet, nach Ansicht des Areo- 
pags aber nicht wegen seiner Haut¬ 
farbe, sondern aufgrund seiner Unter¬ 
stützung »der von den Juden-Zioni¬ 
sten dominierten USA« während des 
Krieges im Irak. 

Wurde Plevris aufgrund solcher 
Äußerungen und seiner Veröffentli¬ 
chungen erstinstanzlich noch zu einer 
14-monatigen Haftstrafe verurteilt, 
ist dieses Urteil 2010 in einer Beru¬ 
fung sverhandlung nicht nur aufgeho¬ 
ben, sondern der klare Freispruch in¬ 
zwischen auch vom Areopag als Grund 
satzurteil bestätigt worden. Dies zeigt 
deutlich, wie weit verbreitet Antisemi¬ 
tismus in der griechischen Justiz ist 
und das Urteil 3/2010 kein Einzelfall 


Retourkutsche Verleumdungsanklage 

Nach der Verwerfung des Revisionsan¬ 
trags der Bundesanwaltschaft gegen 
Plevris traute er sich zu, selbst An¬ 
zeige gegen drei Mitglieder der An¬ 
tinazi-Initiative www.antinazi.gr we¬ 
gen »Verbreitung falscher Nachrich¬ 
ten« zu erstatten. Am 6. Dezember 
2010 wurden die Angeklagten zwar 
freigesprochen, aber allein die Tatsa¬ 
che, dass das Verfahren nicht einge¬ 
stellt wurde, sei eine Schande, so die 
Stellungnahme der Initiative. Plevris 
und seine antisemitische Gefolgschaft 
in Richterkreisen werden diesen Frei¬ 
spruch wahrscheinlich als weiteres 
Ziel der »Weltkonspiration der Zioni¬ 
sten« bewertet haben. 

Bei dem langjährigen juristischen 
Streit ist auch darauf hinzuweisen, 
dass sich die Mitglieder der Antinazi- 
Initiative wenig Solidarität seitens der 
linken Szene erfreuen konnten. Außer 
einigen Menschenrechtlern und Intel¬ 
lektuellen weckte die ganze Ge¬ 
schichte kein allzu großes Interesse 
innerhalb einer Linken, die in Grie¬ 
chenland nicht gerade israelsolida¬ 
risch ist. ■ 
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Rassismus in Bullerbü 

Die Sverigedemokraterna im 
schwedischen Parlament 


[1] Der Vorsitznde 
der Schwedendemo¬ 
kraten (SD) Jimmie 
Akesson. 


Dutzende Frauen in schwarzen Burkas 
mit Kinderwagen überrennen eine 
weißhaarige Rentnerin - der Wahl¬ 
kampf im Herbst 2010 bot in Schwe¬ 
den einige offen rassistische und isla- 
mophobe Einschläge. Die Urheber 
Sverigedemokraterna (Schwedende¬ 
mokraten; SD) hatten Erfolg damit: sie 
erreichten bei der Reichstagswahl im 
September 5,7 Prozent und sind damit 
im Parlament vertreten. 

Der Aufschrei war groß - die Über¬ 
raschung allerdings klein. Die SD hatte 


im Wahlkampf nicht trotz, sondern 
wohl wegen ihrer eindeutig rassisti¬ 
schen Botschaft an die Wählerinnen 
von Umfrage zu Umfrage immer weiter 
zugelegt. Zudem hat die Partei seit ih¬ 
rer Gründung Ende der 1980er Jahre 
konsequent ihre kommunalpolitische 
Basis vor allem im Süden des Landes 
aufgebaut. Und vor allem - weder die 
großen Parteien noch die Medien oder 
die schwedische Linke hatten eine 
konsequente Strategie im Umgang mit 
SD. 



Das Programm von SD bietet kaum 
Überraschungen im Vergleich zu an¬ 
deren rechtspopulistischen Parteien 
in Europa. Kultur ist das Schlüssel¬ 
wort für rassistische Abgrenzung: das 
spezifisch schwedische Kulturerbe, 
die einigende Funktion der schwedi¬ 
schen Kultur, ein kultureller Kanon 
werden eingeklagt. Interessanter¬ 
weise versuchen SD nicht einmal tra¬ 
ditionell-konservative oder wirt¬ 
schaftsliberale Programmpunkte un¬ 
terzubringen, sondern rassistische 
Abgrenzung und die strikte Begren¬ 
zung von »außereuropäischer Einwan¬ 
derung« werden als die Lösung für 
sämtliche innen- und außenpoliti¬ 
schen Probleme: den Arbeitsmarkt, 
die Pensionen, Schulpolitik, Familien¬ 
politik und das Militär präsentiert. Die 
SD empfehlen den Austritt Schwedens 
aus der EU (nicht als einzige Partei, 
auch die Linkspartei behält diesen 
Programmpunkt, wenn auch aus ande¬ 
ren Gründen, bei), plädiert für die 
Wiedereinführung von Grenzkontrol¬ 
len und will so die »schwedische Ei¬ 
genart« erhalten. Klar populistisch 


war etwa der Vorschlag, Immigration 
und Familiennachzug um 90 Prozent 
zu senken und damit den schwedi¬ 
schen Wohlfahrtsstaat finanziell zu 
retten. Mediales Interesse erlangen 
auch immer wieder die Parteimitglie¬ 
der, die im Parlament gerne in süd¬ 
schwedischen Trachten auftreten. In 
der bisherigen parlamentarischen Ar¬ 
beit versuchen SD in Einzelfragen so¬ 
wohl mit der Minderheitsregierung der 
bürgerlichen Koalition, als auch mit 
der rot-rot-grünen Opposition zusam¬ 
menzuarbeiten. 

Gleichzeitig arbeiten sie seit Jah¬ 
ren daran, das Image der »Nazipartei« 
loszuwerden. Die Geschichte der Par¬ 
tei lässt ihren Weg vom Sammelbecken 
einer Vielzahl unterschiedlicher Neo¬ 
nazigruppierungen und -aktivisten, 
hin zur sich als wählbare Alternative 
präsentierenden rechtspopulistischen 
Partei erkennen. 

1988 als Weiterführung der Kampa¬ 
gne »Bevara Sverige Svenskt« (Be¬ 
wahrt Schweden schwedisch), haben 
SD ihren personellen Hintergrund in 
der extremen Rechten. Ursprüngliches 
Ziel war die Schaffung eines Sammel¬ 
beckens für unterschiedliche Alt- und 
Jungnazis, Doppelmitgliedschaften 
waren häufig und erwünscht. 1995 
wechselte erstmals der Parteivorsitz 
und der frühere Centerpartist (Center- 
partiet: bürgerliche Partei für Klein¬ 
unternehmer und Landwirtschaft) Mi- 
kael Jansson stand für einen ersten 
Versuch von SD stubenrein zu werden, 
unter anderem durch den Ausschluss 
einiger bekannter militanter Neona¬ 
zis. 
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Sechs Jahre später führte diese 
Strategie nach dem Ausschluss eines 
erfolgreichen Stockholmer Parteika¬ 
ders zur Spaltung der Partei. Ein Flü¬ 
gel, dem die »Liberalisierung« und das 
Streben nach bürgerlicher Anerken¬ 
nung zu weit gingen, bildete die Na- 
tionaldemokraterna (ND) - heute die 
einzige extrem rechte Gruppierung 
neben SD, die den parlamentarischen 
Weg gehen will. ND erreichen in Kom¬ 
munalwahlen regelmäßig einige we¬ 
nige Mandate, auch sie vor allem im 
Süden des Landes. 

2005 wurde Jimmie Äkesson Par¬ 
teivorsitzender und die SD taten ihren 
nächsten Schritt in Richtung Stuben¬ 
reinheit. Mit der Wahl des damals 
26jährigen wurden interne Streitig¬ 
keiten beendet. Er und sein Umfeld 
besetzen bis heute die wichtigsten 
Ämter in der Partei. 

Seit der Parteigründung sind SD 
bei allen Wahlen angetreten: Kommu¬ 
nalwahlen, Kirchenparlament, Europa¬ 
parlament, Riksdagen (Reichstag). 
Auch in Zeiten größter interner Strei¬ 
tigkeiten konnten sie so Präsenz zei¬ 
gen und die schwedischen Medien 
sprangen gerne auf den Zug auf. Sym¬ 
ptomatisch für den Umgang mit SD 


war der Versuch des Chefredakteurs 
einer der größten landesweiten Boule¬ 
vardzeitungen, Aftonbladet, der Ende 
2009 Jimmie Äkesson einen ganzseiti¬ 
gen Artikel veröffentlichen ließ, in 
dem Bemühen, die Partei ihr wahres 
Gesicht zeigen zu lassen. Titel des 
Beitrags von Äkesson war »Die Mus¬ 
lime sind unsere größte ausländische 
Bedrohung«. Zwei Wochen lang saß 
der Parteivorsitzende auf diversen 
Talkshowsofas, diskutierte mit Mini¬ 
stern und Professoren, die sich zwar 
der Reihe nach von seinen Positionen 
distanzierten, dennoch aber wesent¬ 
lich dazu beitrugen, dass SD eine rie¬ 
sige Plattform bekamen. 

SD versuchen weiterhin, sich als 
bürgerlich akzeptable Partei zu prä¬ 
sentieren. Öffentlich ruft die Partei 
nicht mit zum Salemmarsch, der größ¬ 
ten jährlichen extrem rechten Demon¬ 
stration in Schweden, auf. Aber 41 
Kandidaten der SD-Liste haben mehr 
oder weniger eindeutige Verbindun¬ 
gen zur militanten Neonaziszene. Im¬ 
mer wieder machen Abgeordnete 
durch offen rassistische Äußerungen 
auf sich aufmerksam. Ob die übrige 
extreme Rechte von den Erfolgen der 
SD profitiert, ist noch nicht abzuse¬ 


hen. Der Aufmarsch in Salem brachte 
jedenfalls mit 750 Teilnehmenden kei¬ 
nen besonderen Boom im Vergleich 
zum Vorjahr. Allerdings ist die schwe¬ 
dische extreme Rechte nicht wie die 
deutsche darauf angewiesen, mit SD 
eine legale Plattform für ihre Aktivitä¬ 
ten zu haben, da Organisationen in 
Schweden nicht verboten werden kön¬ 
nen. 

Die Positionen von SD werden 
tatsächlich von keiner der anderen 
Parteien unterstützt, eine Grauzone 
zwischen Konservatismus und der ex¬ 
tremen Rechten gibt es in Schweden 
nicht. Gleichzeitig ignorieren alle an¬ 
deren Parteien die Themenbereiche, 
die SD für sich besetzen konnte, na¬ 
hezu völlig - so z.B. Migrationspoli¬ 
tik, Kriminalität und das Sterben der 
ländlichen Regionen. Insofern konnte 
SD die Angst vor Multikulturalismus 
schüren und einen radikalen Einwan¬ 
derungsstopp als die einzig sinnvolle 
Lösung präsentieren. Die in Schweden 
traditionelle Betonung von Meinungs¬ 
freiheit vor allen anderen demokrati¬ 
schen Grundsätzen führt dazu, dass 
jeglicher Protest gegen SD stark dis¬ 
kreditiert wird. Das geht so weit, dass 
der Parteivorsitzende der Vänsterpar- 
tiet (Linkspartei) Lars Ohly öffentlich 
versprach, seine Parteikollegen abzu¬ 
mahnen, die an einem Pfeifkonzert 
gegen eine Kundgebung von SD teil¬ 
genommen hatten - ansonsten verlief 
der Wahlkampf von SD meist störungs¬ 
frei. 

In Schweden gibt es keine Partei, 
die einen »Rassismus der Mitte« ab- 
fangen würde, deshalb hat SD vermut¬ 
lich ein stabiles bis wachsendes 
Wählerpotential, das rassistische Posi¬ 
tionen unterstützt und diese bei kei¬ 
ner anderen Partei repräsentiert sieht. 
Es hängt nun vom Geschick und den 
personellen Fähigkeiten von SD ab, ob 
sie dieses Potential nutzen und lang¬ 
fristig binden können - und davon, ob 
die übrigen Parteien SD inhaltlich et¬ 
was entgegensetzen. ■ 


[1] Im SD-Werbespot 
überrennt eine Gruppe 
Burkatragender Mütter 
eine weißhaarige 
Rentnerin. (Screenshot 
von der Internetseite 
»youtube.com«) 
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Rezensionen 



Robert Claus, Esther Lehnert, 

Yves Müller (Hrsg.): 

»Was ein rechter Mann ist...« Männ¬ 
lichkeiten im Rechtsextremismus 

(Reihe: Texte / Rosa-Luxemburg-Stiftung; 
Bd. 68) Karl Dietz Verlag, Berlin 2010 


Ein kurzer Blick genügt um zu erkennen: Es 
gibt etliche Analysen und Untersuchungen 
zur extremen Rechten in Deutschland. Von 
Einstellungsmustern, Organisationsformen, 
Regionalstudien bis hin zu Präventions- 


»Was ein rechter Mann ist...« ein »nahezu 
unbeachtetes Themenfeld«. »Dies bildet 
eine große Leerstelle in der bisherigen Ge¬ 
schichte der bundesdeutschen Rechtsex¬ 
tremismusforschung, zu deren Schließung 
wir mit diesem Band beitragen wollen.« 
Treffender lässt sich nicht ausdrücken, wo¬ 
durch sich die Untersuchung zu »Männlich¬ 
keiten im Rechtsextremismus« auszeich¬ 
net. 

Um ihr Vorhaben umzusetzen, gliedern die 
Herausgeberjnnen ihren Sammelband aus 
der »Texte«-Reihe der Rosa-Luxemburg- 
Stiftung in vier große Kapitel, in der sich 


den sich Untersuchungen zu geschlechter¬ 
politischen NS-Bezügen in der modernen 
extremen Rechten, Funktionen von Vor¬ 
stellungen wie »Rassenschande« innerhalb 
rechter Diskurse oder zur Inszenierung von 
Männlichkeit in Videoclips »Autonomer 
Nationalisten«. In das Blickfeld werden 
auch rechte Fußballfans und Burschen¬ 
schaften genommen. Abschließend wer¬ 
den mit zwei Texten Handlungsansätze zur 
geschlechterreflektierenden Arbeit mit Ju¬ 
gendlichen vorgestellt, die sich an extrem 
rechter Ideologie orientieren. 

Gerade die Kombination mit dem letzten 


maßnahmen bietet sich dem geneigten Le¬ 
ser ein weites Feld an Literatur. Der ge¬ 
schlechtersensible Blick auf den Komplex 


die Autorjnnen der Männlichkeitsfor¬ 
schung und den Männlichkeitskonstruktio¬ 
nen in der extremen Rechten sowie in an- 


Kapitel, das die theoretische Untersuchung 
auch um praktische Handlungsmöglichkei¬ 
ten erweitert, stellt eine der großen Stär¬ 


ist dahei ipdnrh laut Hpn Antnrpn \/nn nrpr»7C»nrlon Romirhon »A/irlmör» nikni fin l/rtn /Jnr D'.nrlnr 
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»Antifascist Attitüde« 

Russisch mit englischen Untertiteln, 
veröffentlicht auf youtube.de 


Schon ein wenig älter, aus dem Jahre 
2008, ist der Film »Antifascist Attitüde«, 
produziert von Aktivistinnen der russi¬ 
schen Antifa-Bewegung. Der gut 70 Minu¬ 
ten lange Film besteht nahezu ausschließ¬ 
lich aus Interviews mit Aktivistinnen, die 
zum Großteil aus St. Petersburg und Mo¬ 
skau stammen. Zu Wort kommen viele 
Strömungen der russischen Antifa - vom 
gewaltfreien Menschenrechtsaktivisten bis 
hin zur militanten Aktivistin. Die Ma¬ 
cher Jnnen interviewten viele Menschen: 
von der Zeitschriftenmacherin zum Antifa- 
Hooligan, vom engagierten Rechtsanwalt 
(Stanislav Markelov, er wurde 2009 von 
Unbekannten ermordet) über SHARP- und 
RASH-Skinheads und Hardcore-Musi- 
kerjnnen zum Leiter der Moskauer NGO 
»Sova«. In den Interviews mit den meist ju¬ 


gendlichen und subkulturell geprägten Ak¬ 
tivistinnen geht es zu einem Großteil um 
direkte Aktionen gegen Neonazis. Auch 
wenn die Interviewten teilweise klarstel¬ 
len, dass zum Zeitpunkt der Dreharbeiten 
die Antifa sich in ihrer Stadt die temporäre 
Hegemonie auf den Straßen erprügelt hat, 
zeigen viele Beiträge, dass Nationalismus 
und Rassismus in Russland omnipräsent 
sind und sich die Neonazis auf diese ver¬ 
breiteten Ideologien stützen können. Die 
Bagatellisierung rechter Morde als »Hooli¬ 
ganismus« durch die Sicherheitsbehörden 
kommt ebenso zur Sprache. Der Film bietet 
viele Einblicke in die Verfasstheit der russi¬ 
schen Gesellschaft, die Passagen mit Stani¬ 
slav Markelov gehören zu den interessan¬ 
testen. Wohl vor allem durch die enorme 
Brutalität der russischen Neonazis und das 
den Antifas aufgezwungene heftige Kon¬ 
frontationsniveau ist ein gewisser Tunnel¬ 
blick der Militanten zu erklären, der in eini¬ 
gen Interviews deutlich wird, wenn erklärt 
wird, dass jedes antifaschistische Engage¬ 
ment jenseits der physischen Konfronta¬ 


tion sinnlos sei. Die manchmal etwas holz¬ 
schnittartig anmutenden Statements eini¬ 
ger Straßenaktivistjnnen sind vor dem Hin¬ 
tergrund, dass Neonazigewalt in Russland 
eine völlig andere Qualität als hierzulande 
hat und dass das Gefühl der antifaschi¬ 
stisch Aktiven, eine auf sich selbst gestellte 
kleine radikale Minderheit zu sein, bittere 
Realität statt selbstgewählter Pose ist, ver¬ 
ständlich. Hier lässt sich eindrucksvoll be¬ 
obachten, wie die mörderische rechte Ge¬ 
walt den Alltag der Jugendlichen be¬ 
stimmt. In diesem Klima der ständigen 
Konfrontation ist nicht viel Raum für an¬ 
dere Politikfelder oder für Bündnisarbeit, 
vor allem mangelt es meist an der dazu 
nötigen Zivilgesellschaft. Umso beein¬ 
druckender sind die Statements der Akti¬ 
vistinnen, die eine Vernetzung der Antifa 
mit anderen Bewegungen, wie zum Bei¬ 
spiel der ökologischen, als selbstverständ¬ 
lich ansehen und die angesichts der ent¬ 
mutigenden Situation trotzdem Utopien 
entwickeln und für diese kämpfen. ■ 
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Rezensionen 


Regina Wamper, Helmut Kellershohn, 
Martin Dietzsch (Hrsg): 

Rechte Diskurspiraterien 

Unrast Verlag, Münster 2010 
ISBN-10: 9783897717572 
288 S., 19,80 EUR 


Die Übernahme von vermeintlich linken 
Themen, Codes und Strategien durch die 
extreme Rechte ist kein neues Phänomen, 
dennoch scheint die Problematik in letzter 
Zeit innerhalb der Linken an Bedeutung 
gewonnen zu haben. Die wohl umfassend¬ 
ste und tiefgreifendste Publikation der 
letzten Jahre zu dem Thema dürfte der 


jüngst erschiene Sammelband »Rechte Dis¬ 
kurspiraterien« sein. 

In den Beiträgen wird sich ausführlich mit 
Adaptionen und Umdeutungen von rechts 
befasst. Dabei unterscheiden die Heraus¬ 
geber Jnnen zwischen drei Ebenen: Auf 
der inhaltlichen geht es um Deutungs¬ 
kämpfe in Themenfeldern die traditionell 
links besetzt sind, auf der kulturell-ästheti¬ 
schen um die Adaptionen von Codes und 
Symbolen und drittens um die Übernahme 
strategischer Optionen. Dieses weite Feld 
wird im Sammelband in 15 Beiträgen um¬ 
fang- und kenntnisreich behandelt. So fin¬ 
den sich beispielsweise neben Beiträgen zu 
»Autonomen Nationalisten« und der neo¬ 
nazistischen Adaption von Hardcore und 
Straight Edge, Analysen zu den Strategien 


von NPD einerseits und dem eher auf He¬ 
gemonie setzenden elitären Ansatz im Um¬ 
feld des »Instituts für Staatspolitik« ande¬ 
rerseits. Darüber hinaus werden die The¬ 
menfelder rechter Antikapitalismus, 
rechter Feminismus und rechte Friedenspo¬ 
litik analysiert. 

Erfreulicherweise wird sich im vorliegen¬ 
den Sammelband im Sinne kritischer Wis¬ 
senschaft nicht auf die Ebenen von Analyse 
und Kritik beschränkt. Vielmehr finden sich 
in vielen Beiträgen explizite Vorschläge zu 
Gegenstrategien. Insofern liefert »Rechte 
Diskurspiraterien« praktisches Handwerks¬ 
zeug für Aktivistinnen. ■ 


RECHTEDtSKURSRIRATERIEN 



Felix Krebs / Jörg Kronauer: 
Studentenverbindungen in Deutsch¬ 
land. Ein kritischer Überblick aus 
antifaschistischer Sicht 

Unrast Verlag, Münster 2010 
64 S., 7,80 Euro 


An fast jeder Universität gibt es studenti¬ 
sche Verbindungen. Angehörige von Bur¬ 
schenschaften, Corps, Landsmannschaften, 
christliche Verbindungen und Turnerschaf- 
ten machen zwar nur circa 1 Prozent der 
Studentenschaft oder 2 Prozent der studie¬ 
renden Männer aus, einen kritischen Blick 
gilt es dennoch auf sie zu werfen. Dieser 
Aufgabe haben sich die beiden AIB-Auto- 
ren Felix Krebs und Jörg Kronauer gewid¬ 
met. Bilden die ungefähr 15.200 in Verbin¬ 
dungen organisierten Studierenden zwar 
eine absolute Minderheit an deutschen 
Unis, finden sich hingegen unter den circa 


131.000 Alten Herren zahlreiche Personen 
mit Einfluss. Diese Alten Herren sind durch 
das Lebensbundprinzip mit den derzeit ak¬ 
tiven Verbindungsleuten verbunden und 
protegieren diese. 

Freilich nimmt diese altertümliche Art der 
Elitenrekrutierung tendenziell immer wei¬ 
ter ab. Krebs und Kronauer zeigen aber an¬ 
schaulich auf, wie einflussreich Burschen¬ 
schafter auch heute noch sind. Hierin liegt 
die besondere Stärke ihres Buches »Stu¬ 
dentenverbindungen in Deutschland«. 
Viele Beispiele für Positionierungen von 
Verbindungen sind jüngeren Datums. Die 
gesamte übrige Literatur zu Burschen¬ 
schaften stammt aus den Jahren vor 2000. 
Ihren Einfluss machen die Alten Herren ne¬ 
ben der persönlichen Patronage, beim Ab¬ 
schirmen gegen von außen geäußerter Kri¬ 
tik an der Pflege eines extrem rechten Ge¬ 
dankenguts in den Verbindungen geltend. 
Dabei wird sich auch über Verbandsgren¬ 
zen hinweg solidarisiert. Beispielhaft 
führen Krebs und Kronauer den Umgang 
der SPD mit Burschenschaftlern in ihrer 


Partei und die entsprechenden Beschlüsse 
aus dem Jahr 2006 an. 

Neben dem säuberlichen Entflechten der 
verschiedenen Organisationen der studen¬ 
tischen Verbindungen gehen die Autoren 
auch auf die ideologischen Gemeinsamkei¬ 
ten und Unterschiede der Kooperationen 
ein. Das kurze Heftchen sollte Pflichtlek¬ 
türe für alle linken Studierenden sein. Auch 
für Kenner bietet »Studentenverbindungen 
in Deutschland« eine gute Auffrischung. ■ 

Fabian Kunow 


Studenten 

in Deutschland! 


unrast transparent 


1.201 1 90 AIB 57 





Anzeigen 



* 


RAGE AGAMST 

THE DEATH MACNKE 

Neuer Solidaritätssampler für 
Mumia Abu-Jamal. Doppel-CD mit 
über 30 Bands: 13,- Euro. Bestel¬ 
lungen über: Jump Up-Bremen, Matthias 
Henk, Postfach 110447, 28207 Bre men, 
E-Mail: jumpup@t-online.de 


• 28 years of injustice; 




Schwerpunkt 


^h khjteiundiKo ntiffl^^ 

desHeKliisiKoio^^ 


fRfieimanai 


LU 

X 

LU 

CQ 

QC 

< 

CO 

1— 

u 

LU 

CO 

< 

h— 

X 

CO 

u 

_1 

CO 

< 

QtC 

N 

LU 

O 

CO 

£ 

LU 


O 

O 

UL. 

OÖ 

o 

cö 

z 

CG 

LU 

=> 

h- 

LU 

LU 

Kl 

CQ 



Ausgabe 2/11 u.a.: 

Marc Zitzmann: 
»Ethischer Ungehor¬ 
sam«, Widerstands 
gegen »Reformen« im 
ÖD Frankreichs 
Anton Kobel: »Einzel¬ 
handel in Deutschland«, 
Fakten, ImPressionen 
und Depressionen 
»Seifenoper«, 
gewerkschaftliche Kritik 
an der Gesundheitsre¬ 
form in den USA 
Cecil Arndt/Christian 
Frings: »Regeln bre¬ 
chen«, ein Gespräch mit 
Frances Fox Piven 
O Ich möchte ein 
Probeexemplar 


Niddastraße 64 
60329 Frankfurt 

Tel. (069) 679984 
express-afp@online.de 
www.express-fp.info 




analys&kritik 


Zeitung für linke Debatte und Praxis testen: 
3 Ausgaben für 5 Euro 
Infos und Bestellungen: www.akweb.de 



marx,2i 


DAS NEUE HEFT 


Hetze gegen Muslime - 

die unterschätzte Gefahr. 

qie nu* e«t 9 P 1 ' 

He^eaeasu wn?|iui6 ~ 


Feature zu den Sarrazin Thesen: Argumente ge¬ 
gen die Hetze Hintergrund: Hollands Hasspredi¬ 
ger Greet Wilders Analyse: Wie stark ist die Tea- 
Party Bewegung in den USA? 

Anti*Atom-Bewegung i 

Wolfgang Ehmke 

Interviewspezial: Stuttgart 21 Kann der Protest 
gewinnen? Google Streetview Die Regierung ist 
die Datenkrake 

Plus: Schwerpunkt Nahost: 

i Stefan Bornost 

Israel antisemiti ch 

12 Seiten Bücher, DVD's, CO's: Neu bei marx21 



graswurzel 

revolution 


Monatszeitung für 
eine gewaltfieie, 
herrschaftslöse 
f Gesellschaft 


GWR Nr. 357, März: Schwerpunkt: Revolution in Ägypten; Voßo & Zensus 2011; „Anar¬ 
chistische Bombenleger“?! Schreckgespenster aus Griechenland; Es gibt Schöneres als „Die 
Linke“; 100 Jahre Internationaler Frauentag; Anarchafeminismus; Antifa; Antirassismus; Anti- 
Atom; Antimilitarismus; utopia 18, u.v.m., Probeabo: 5 Euro (3 Ex.), Abo: 30 Euro (10 Ex.). 
Probeheft kostenlos bei: GWR-Vertrieb, Birkenhecker Str. 11, 53947 Nettersheim, 
abo(ci)graswurzel.net, Tel.: 02440/959-250; Fax: -351, www.graswurzel.net 


58 AIB 90 1.201 1 




















































Abonniert 

das Antifaschistische Info Blatt 



Antifaschistisches^^ Blatt 


Ausweitung 
der Kampfzone 

ftaktisthe Auswirkungen des gpiÄ 


Dresden 

Proteste vertundern Neonaziaufmarsch 


Impressum 

Antifaschistisches Info Blatt 

24. Jahrgang 
Nummer 90 11.2011 


Preis 3/10 Euro 
Auslandspreis 4,10 Euro 


Redaktion 

Antifaschistisches Info Blatt 
Gneisenaustraße 2a 110961 Berlin 
e-mail mail@antifainfoblatt.de 



Abokonditionen 


* 

Preise 

für 5 Ausgaben im Abo 


15,50 Euro 


Weiterverkauf 

ab 3 Exemplaren je 3,10 Euro 

ab 5 Exemplaren 20% Rabatt 

ab 50 Exemplaren 25% Rabatt 

* Alle Preise inklusive Porto und Verpackung 



Antifaschistisches^* Blatt 


Rechte Morde 


AIB 89 

Rechte Morde - Eine Bilanz; 

NPD beschließt Fusion mit der DVU; 
Das Auswärtige Amt - Aus dem 
Zwielicht erfolgreich herausgeabeitet 


Mit der letzten Ausgabe erhältst Du eine 
Rechnung für die nächsten Ausgaben. Wenn Du 
bezahlst, läuft das Abo weiter, ansonsten nicht. 

Für alle Bestellungen, außer dem Weiterverkauf, 
gilt Vorkasse. Egal ob bar, per Verrechnungsscheck 
oder mit Überweisung. 

Bitte bei allen Zahlungen auf unser Konto deutlich 
schreiben, von wem und wofür das Geld ist. 

Für Bestellungen ins Ausland setze Dich bitte 
vorher mit uns in Verbindung. 



Antifaschistisches ^* Blatt 


Neonazis in 
Osteuropa 


Neonazis in Osteuropa; 
1.000 Kreuze für das Leben; 
Tödliche Schüssen - Der Tod 
von Dennis J. 


Das AIB wird von einem 
Redaktionskollektiv herausgegeben. 

V.i.S.d.P. Ulrike Müller (Adresse s.o.) 

Konto AIB 
Konto-Nr. 3 251 800 
BLZ 100 205 00 

Bank für Sozialwirtschaft, Berlin 
Bildrechte 

Alle Bildrechte liegen bei den jeweiligen 
genannten oder uns bekannten Fotografinnen. 

Nicht in allen Fällen können die Urheberinnen 
der verwendeten Fotos von uns ermittelt 
werden. Wir bitten darum, sich ggf. bei uns zu 
melden. 

Alle Reproduktionen wurden vom AIB erstellt. 

Die in der Publikation verwendeten Symbole, 
welche nach § 86 StGB verboten sind, werden zu 
dokumentarischen und aufklärerischen Zwecken 
genutzt. Sie dienen nicht der Verharmlosung 
oder der Propaganda, sondern werden im Sinne 
des § 86a StGB Abs. 3 verwendet. 


Absenderjn 


Ich abonniere das AIB ab der Ausgabe 

Ich will das AIB Weiterverkäufen und 
bestelle Ausgaben. 

Ich erhalte die Hefte mit beiliegender 
Rechnung. Den Betrag überweise ich 
auf euer Konto. 

Ich bestelle folgende Ausgaben des 
AIB nach: 



Antifaschistisches Info Blatt 

Gneisenaustraße 2a 
10961 Berlin 











www. unzensiert-lesen. de 



Unzensierte 
Literatur! 


Seit 2010 werden die Berliner Buch- und Infoläden 
und und das Münchner Infocafe 

regelmäßig polizeilich durchsucht. 

Gegen sie wird wegen Aufrufs zu Straftaten ermittelt. 


Spendenkonto: 




